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Bekanntmachung 

der  Neufassung  des  Niedersächsischen  Kommunalwahlgesetzes. 

Vom  23.  Mai  1960. 


Auf  Grund  des  Artikels  11  des  Gesetzes  zur  Änderung 
des  Niedersächsisciien  Kommunal  Wahlgesetzes  vom 
20.  März  19ÖÜ  (Nieders.  GVBh  S.  11)  wird  nachstehend 
der  Wortlaut  des  Nledersächsischen  Kommunalwahl- 
gesetzes  vom  18*  Juli  1056  (Nieders*  GVBl.  Sb*  !  S*  196) 
in  der  nunmehr  geltenden  Fassung  bekanntgemacht* 

Hannover,  den  23.  Mai  1960* 

Der  NicdersUdislsi^e  Minister  des  Innern 
Bennemann 


Niedersächsisches  Gemeinde-  imd  Kreis  Wahlgesetz 
(Niedersächsisches  Kommunalwahlgesetz  -NKWG-) 

in  der  Fassung  vom  23.  Mai  1960. 

(GVBl.  S,  35) 
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L  Allgemeines 

§  1 

Geltungsbereich 

Dieses  Gesetz  gilt  für  die  Wahl  des  Rats  in  den  Ge¬ 
meinden  und  des  Kreistags  in  den  Landkreisen. 

§  2 

B  egrif  f  s  b  es  tim  mun  gen 

(1)  Vertretung  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  der  Rat 
der  Gemeinde  und  der  Kreistag. 

(2)  Vertreter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  die 
Hatsherren  und  die  Kreistagsabgeordneten. 

(3)  Für  die  Gemein  de  wähl  bildet  das  Gebiet  der 
Gemeinde,  ■  für  die  Kreiswah!  das  Gebiet  des  Land¬ 
kreises  das  Wahlgebiet. 

§  3 

Maßgebende  Vorschriften  der  Gemeind eordmmg 
und  der  Landkreisordnung 

Die  Wahlberechtigung,  die  Wählbarkeit,  die  Wahl¬ 
periode,  die  Zahl  der  Vertreter,  der  Sitzerwerb  und  der 
Sitzverlust  bestimmen  sich  nach  den  Vorschriften  der 
Niedersächsischen  Gemeindeordnung  und  der  Nieder- 
s  äch  s  i  sehe  n  L  a  ndkr  c  i  so  r d  n  u  ng* 

§  4 

W  ahl  grün  dsätze 

(1)  Die  Wahl  ist  allgemein,  unmittelbar,  frei,  gleich 
und  geheim. 

(2)  Der.  Wähler  ha^zur  Gemeindewahl  und  zur  Kreis- 
wahl  je  drei  Stimmen. 

(3)  Jeder  Wahlbereditigte  darf  nur  in  einer  Gemeinde 
und  in  einem  Landkreis  wählen. 

(4)  Die  Vertreter  werden  auf  Grund  von  Wahl¬ 
vorschlägen  gewählt. 

§  5 

Ausübung  des  Wahlrechts 

Wählen  kann  nur  der  Wahlberechtigte,  der  in  ein 
Wählerverzeidinis  eingetragen  ist. 

§  6 

Wahltag  und  Wahlzeit 

(D  Die  Neuwahl  der  Vertretung  muß  vor  Ablauf 
der  Wahlperiode  statt  Anden. 

(2)  Der  Wahltag  muß  ein  Sonntag  sein. 

(3)  Das  Landesministerium  bestimmt  den  Wahltag 
und  die  Wahlzeit  der  allgemeinen  Neuwahlen  einheit¬ 
lich  für  alle  Gemeinden  und  Landkreise. 

§  7 

Wahlbezirke 

(1)  Die  Wahl  wird  in  Wahlbezirken  durchgeführt. 

(2)  Jede  Gemeinde  bis  zu  20  000  Einwohnern  bildet 
für  die  Gemein de^vahl  einen  Wahlbezirk.  Landkreise 
bis  zu  20  000  Einwohnern  bilden  für  die  Kreiswahl 
einen  oder  zwei  Wahlbezirke. 

(3)  Gemeinden  und  Landkreise  mit  mehr  als  20  000 
Einwohnern  werden  in  mehrere  Wahlbezirke  eingeteilt. 
Die  Zahl  der  Wahlbezirke  beträgt 

bei  20  001  bis  50  000  Einwohnern  2  oder  3, 

bei  50  001  bis  100  000  Einwqhnern  mindestens  3, 
höchstens  5, 

bei  100  001  bis  200  000  Einwohnern  mindestens  4, 
höchstens  6, 

bei  200  001  bis  300  000  Einwohnern  mindestens  5* 
höchstens  7, 

bei  300  001  bis  400  000  Einwohnern  mindestens  G, 
höchstens  8, 

bei  400  001  bis  500  000  Einwohnern  mindestens  7, 
höchstens  9, 

bei  über  500  000  Einwohnern  mmdestens  8, 

höchstens  10. 


§  8 

Stimmbezirke 

Für  die  Stimmabgabe  werden  Stimmbezirke  gebildet. 
Kleinere  Gemeinden  bilden  einen  Stimmbezirk,  größere 
Gemeinden  werden  in  mehrere  Stimmbezirke  ein- 
geteüt. 

IL  Wahlorgane  und  Wahlehrenämter 
§  9 

Wahlleiter 

Wahlleiter  ist  in  den  Gemeinden  der  Gemeinde- 
direktor  (Gemeihdewahlleiter),  in  den  Landkreisen  der 
Oberkreisdirektor  (Kreiswahlleiter).  Stellvertreter  ist 
jeweils  der  Vertreter  im  Amt.  Die  Vertretung  kann 
andere“  Einwohner  "^des  Wahl  geh  fets  zum  Wahlleiter 
und  zum  Stellvertreter  berufen. 


Wahlausschuß 

(1)  Für  das  Wahlgebiet  wird  ein  Wahlausschuß  ge¬ 
bildet.  Der  Wahlausschuß  besteht  aus  dem  WahUeiter 
als  Vorsitzer  und  sechs  Beisitzern,  die  der  Wahlleiter 
auf  Vorschlag  der  Parteien  _aus  den  Wahlberechtigten 
des  Wahlgebiets  beruft.  Vorschlagsbcrechtigt  sind  die 
im  Wahl  gebiet  vertretenen  Parteien,  die 

1.  die  Voraussetzung  des  §  19  Abs.  9  erfüllen  oder 

2.  bei  der  letzten  Wahl  der  Vertretung  mindestens 

einen  Sitz  erhalten  haben, 

(2)  Der  Wahlausschuß  faßt  seine  Beschlüsse  mit 
Stimmenmehrheit  in  öffentlicher  Sitzung.  Bei  Stimmen¬ 
gleichheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzers  den  Aus¬ 
schlag. 

(3)  Der  Wahlausschuß  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 

der  ersdiienenen  Beisitzer  beschlußfähig.  ^ 

(4)  Über  jede  Sitzung  des  Wahlausschusses  wird  eine 
Niederschrift  gefertigt. 

§  11 

Wahlvorsteher 

Der  Gemeindewa  hl  1  alter  beruft  für  jeden  Stimm¬ 
bezirk  einen  Wähl  vor  Steher'  und  einen  SteÜvertreter. 

§  12 

Wahlvorstand 

(1)  Für  jeden  Stimmbezirk  wird  ein  Wahlvorstand 
gebilcfet.  Der  “Wählvorsiahd  besteM  aus  dem  Wahl- 
Vorsteher  als  Vorsitzer  und  drei  bis  aÄt  Beisitzern,  die 
der  Gemeindewahlleiter  aus  den  Wahlberechtigten  be¬ 
ruft.  Bei  der  Berufung  der  Beisitzer  sind  Vorschläge 
der  im  Wahlgebiet  vertretenen  Parteien  möglichst  zu 
b  er  ücks  ich  t  igen, 

(2)  Der  Wahlvorstand  faßt  seine  Beschlüsse  mit 
Stimmenmehrheit  in  Öffentlicher  Sitzung.  Bei  Stim¬ 
mengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzers  den 
Aussdilag. 

(3)  Der  Wahlvorstand  Ist  beschlußfähig,  wenn  außer 
dem  Vorsitzer  mindestens  zwei  Beisitzer  anwesend 
sind. 

§  13 

Wah  lehre  njimt  er 

(1)  Die  Beisitzer  der  Wahlausschüsse  und  die  Mit¬ 
glieder  der  Wahlvorstände  üben  ihre  Tätigkeit  ehren¬ 
amtlich  aus.  Zur  Übernahme  eines  Wahiehrenamtes  ist 
jeder  Wahlberechtigte  des  Wahlgebiels  verpfiiditet. 

(2)  Wahlbewerber  und  Vertrauensmänner  für  Wahl¬ 
vorschläge  können  ein  Wahlehrenamt  nicht  innehataen. 

(3)  Die  Berufung  zu  einem  Wahlehrenamt  können 
ab  lehnen: 

1.  die  Mitglieder  des  Bundestags  und  der  Bundes¬ 
regierung  sowie  des  Landtags  und  der  Landes¬ 
regierung, 
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2,  die  im  öffentlichen  Dienst  Beschäftigten^  die  amtlidi 
mit  der  Vorbereitung  und  Durchführung  der  Wahl 
oder  mit  der  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
Ruhe  und  Sicherheit  betraut  sind, 

3,  Wahlberechtigte,  die  das  60.  Lebensjahr  vollendet 
haben, 

4*  wahlberechtigte  Frauen,  die  glaubhaft  machen,  aad 
ihnen  die  Fürsorge  für  ihre  Famüie  die  Ausübung 
des  Amtes  in  besonderer  Weise  erschwert, 

5.  Wahlbereditigte,  die  glaubhaft  machen,  daß  sie  aus 
dringendem  beruflichen  Grunde  oder  durch  Krank¬ 
heit  oder  Gebrechen  verhindert  sind,  das  Amt  ord¬ 
nungsgemäß  auszuüben, 

6.  Wahlberechtigte,  die  sich  am  Wahltag  aus  zwingen¬ 
den  Gründen  außerhalb  ihres  Wohnortes  aufhalten, 

(4)  Wer  ohne  gesetzlichen  Grund  die  Übernahme 
eines  Wahlehrenamtes  ablehnt  oder  sich  den  Pfliditen 
eines  solchen  entzieht,  handelt  ordnungswidrig.  Die 
Ordnungswidrigkeit  kann  mit  einer  Geldbuße  bis  zur 
Höhe  von  einhundertfünfzig  Deutsche  Mark  geahndet 
werden.  Das  Gesetz  über  Ordnungswidrigkeiten  vom 
25.  März  .1952  (Bundesgesetzbh  I  S,  177)  findet  An¬ 
wendung* 

(5)  Inhaber  von  Wahlehrenämtern  haben  außer  auf 
Fahfkostenersatz  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung, 


ni,  Wahlvorbereitung  und  Wablvorsehläge 

“  "  ~  I  14 

Abgrenzung  der  Wahlbezirke 

(1)  In  Gemeinden  über  20  000  Einwohner  und  in 
Landkreisen  bestimmt  die  Vertretung  die  Zahl  und 
die  Abgrenzung  der  Wahlbezirke. 

(2)  Bei  der  Abgrenzung  der  Wahlbezirke  sind  die 
örtlichen  Verhältnisse  zu  berücksichtigen.  Die  Wahl¬ 
bezirke  eines  Wahlgebiets  sollen  in  ihren  Einwohner¬ 
zahlen  nicht  wesentlich  voneinander  abweidien.  Bei  der 
Abgrenzung  der  Wahlbezirke  zur  Kreis  wähl  sollen  die 
Gemeindegrenzen  cingehalten  werden, 

§  15 

Wahlbekanntmachung  des  Wahlleiters 

Der  Wahlleiter  gibt  die  Zahl  der  Vertreter,  die  Zahl 
und  Abgrenzung  der  Wahlbezirke,  die  Höchstzahl  der 
auf  Wahl  Vorschlägen  von  Parteien  zu  benennenden 
Bewerber  (§19  Abs.  3)  und  die  Zahl  der  Unterschriften 
für  WahlvorschlägG  (§  19  Abs,  8)  spätestens  zwei 
Wachen  vor  Ablauf  der  Frist  zur  Einreichung  der 
Wahlvorsdiläge  (§  19  Abs,  1)  öffentlich  bekannt. 

§  16 

Abgrenzung  der  Stimmbezirke 
und  Bestimmung  der  Wahlräume 

(1)  Die  Gemeinde  grenzt  die  Stimmbezirke  ab. 

(2)  Die  Gemeinde  bestimmt  die  Räume,  in  denen  die 
Wahl  stüttÜndet  (Wahlräume). 

(3)  Finden  Gemeinde*  und  Kreiswahlen  gleichzeitig 
statt,  so  müssen  die  Stimmbezirke  und  Wahlräume  für 
i  beide  Wahlen  dieselben  sein, 

§  17 

Führung  und  Auslegung  der 
W  ähler  verzel  chn  i  sse 

(1)  Die  Führung  der  Wählerverzeichnisse  ist  Aufgabe 
der  Gemeinden, 

(2)  Die  Wählerverzeichnisse  sind  vom  21,  bis  14,  Tage 
vor  der  Wahl  zur  allgemeinen  Einsicht  öffentlich  aus¬ 
zulegen,  Macht  ein  Wahlberechtigter  vom  Recht  der 
Einsicht  keinen  Gebrauch  und  ergibt  sich,  daß  er  im 
Wählerverzeichnis  nicht  aufgeführt  ist,  so  ist  ein  aus 


diesem  Grunde  eingelegter  Wahleinspruch  (§  42)  un¬ 
begründet, 

§  18 

Berichtigung  der  Wählerverzeichnisse 

(1)  Anträge  auf  Berichtigung  des  Wählerverzeich¬ 
nisses  können  bis  zum  Ablauf  der  Auslegungsfrist  von 
Jedem  Wahlberechtigten  bei  der  Gemeinde  oder  einem 
von  Ihr  Beauftragten  schriftlich  gestellt  oder  zur 
Niederschrift  gegeben  werden. 

(2)  Hält  die  Gemeinde  den  Antrag  nicht  für  begrün¬ 
det,  so  hat  sic  die  Entscheidung  des  Gemeinde  Wahl¬ 
ausschusses  herbeizuführen. 

§  19 

Einreldiung  und  Inhalt  der  Wahl  Vorschläge 

(1)  Wahl  vor  schlage  können  nur  von  Parteien  im  Sinne 
des  Artikels  21  des  Grundgesetzes  und  von  Einzel¬ 
personen  eingereicht  werden.  Wahl  Vorschläge  für  die 
Gemeindevvahl  sind  beim  Gemeinde wahlleiter,  Wahl¬ 
vorschläge  für  die  Kreiswahl  beim  Kreiswahlleiter 
einzureichen.  Die  Einreichungsfrist  endet  am  20,  Tage  j 
vor  der  Wahl  um  18  Uhr, 

(2)  Ein  Wahl  Vorschlag  gilt  für  die  Wahl  im  gesamten 
Wahlgcbiet  nur  dann,  wenn  dieses  einen  einzigen 
Wahlbezirk  bildet.  Ist  das  Wahlgebiet  in  mehrere 
Wahlbezirke  eingeteilt,  so  gilt  der  Wahlvorschlag  nur 
für  die  Wahl  ln  einem  Wahlbezirk, 

(3)  Der  Wahlvorschlag  einer  Partei  darf  mehrere  Be¬ 
werber  enthalten.  Die  Höchstzahl  der  auf  ihm  zu 
benennenden  Bewerber  beträgt 

bei  der  Wahl  in  einem  Wahlbezirk: 

in  Gemeinden  bis  zu  3000  Einwohnern  fünf  mehr 
als  die  Zahl  der  Vertreter,  im  übrigen  drei  mehr 
als  die  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  zwei  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  die  Hälfte  der  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  drei  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  ein  Drittel  der  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  vier  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  ein  Viertel  der  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  fünf  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  ein  Fünftel  der  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  sechs  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  ein  Sechstel  der  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  sieben  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  ein  Siebtel  der  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  acht  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  ein  Achtel  der  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  neun  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  ein  Neuntel  der  Zahl  der  Vertreter, 
bei  der  Wahl  in  zehn  Wahlbezirken: 

drei  mehr  als  ein  Zehntel  der  Zahl  der  Vertreter. 
Die  sich  hiernach  ergehenden  Zahlen  werden  auf  volle 
Zahlen  auf  gerundet.  Die  Reihenfolge  der  Bewerber 
(§  21  Abs.  1)  muß  aus  dem  Wahlvorschlag  ersichtlich 
sein, 

(4)  Der  Wahlvorschlag  einer  Einzelperson  (Einzel¬ 
wahl  Vorschlag)  darf  nur  den  Namen  eines  Bewerbers 
enthalten. 

(o )  Der  Wahlvorschlag  muß  enthalt en : 

Geburtstag,  Ge¬ 
burtsort,  Wohnort  und  Wohnung  eines  jeden 
Bewerbers; 

2,  Narnen  der  Partei,  wenn  der  Wahlvorschlag  von 
einer  Partei  eingereicht  wird;  der  Im  Wahlvorschlag 
angeg^ene  Name  der  Partei  muß  mit  dem  Namen 
übereinsUmmenj  den  di Partei  im  Lande  führt; 

3,  Wahlgebiet  und  Wahlbezirk,  wenn  das  Wahlgebiet 
ln  mehrere  Wahlbezirke  ein  geteilt  worden  ist, 

(Ö)  Die  Bewerber  auf  dem  Wahlvorschlag  einer  Partei 
müssen  Mitglied  dieser  Partei  oder  parteilos  sein. 
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(7)  In  einen  Wahlvorsdilag  kann  nur  aufgenommen 
werden,  wer  seine  Zustimmung  schriftlich  erklärt  hat 

(8)  Der  Wahlvorschlag  für  die  Gemeindewahl  in  einer 
Gemeinde  bis  zu  2000  Einwohnern  muß  von  mindestens 
10,  für  die  Gemeindewahl  in  Gemeinden  mit  2001  bis 
20  000  Einwohnern^on^indestehs '  gp*  für  die  Ge¬ 
meindewahl  in  Gemeinden  über  2Ö  000  Einwohner  und 
für  die  Kreiswahl  von  mindestens  30  Wahlberechtigten 
des  Wahlbezirks  persönlich  und  handschriftlich  unter¬ 
zeichnet  sein* 

<9)  Für  folgende  Parteien  tritt  an  die  Stelle  der 
Un^ers^Men  nach  ‘ Al>safz  '8  die  Ühtersdirift  des  für 
das  Wahlgebiet  zuständigen  Parteiorgans : 

1.  Parteien,  die  am  Tage  der  Bestimmung  des  Wahl¬ 
tags  im  Niedersädisischen  Landtag  durch  Abgeord¬ 
nete  vertreten  sind,  die  auf  Grund  eines  Wahl  Vor¬ 
schlags  dieser  Parteien  gewählt  worden  sind, 

2*  Parteien,  die  am  Tage  der  Bestimmung  des  Wahl¬ 
tags  im  Bundestag  durch  im  Lande  Nied  er  Sachsen 
gewählte  Abgeordnete  vertreten  sind,  die  auf  Ginind 
eines  Wahl  Vorschlags  dieser  Parteien  gewählt  wor¬ 
den  sind. 

(10)  Auf  dem  Wahlvorschlag  soll  ein  Vertrauensmann 
und  efn  stcllvertretendeF~  V  eirträüensm  a  nn  a  n  g  eg  eben 
sein*  Fehlt  diese  Angabe,  so  gilt  der  erste  Unterzeichner 
als  Vertrauensmann,  der  zweite^  als_sein  Stellvertreter, 
In  Fällen  des  Absatzes  Ö  gilt  das  für  das  Wahlgebiet 
zuständige  Parteiorgan  als  Vertrauensmann,  wenn 
nicht  in  dem  Wahlvorschlag  ein  Vertrauensmann  be¬ 
nannt  ist* 

(11)  Eine  Partei,  für  die  die  Voraussetzung  des  Ab¬ 
satzes  9  nidit  zu  trifft,  kann  nur  dann  Wahlvorsdiläge 
einreichen,  'wenn  sie  spätestens  am  50*  Tage  vor  der 
Wahl,  18  Uhr,  dem  Wahlleiter  ihre  Teilnahme  an  der 
Wahl  unter  Beifügung  folgender  Unterlagen  in  dop¬ 
pelter  Ausfertigung  an  zeigt: 

1.  Satzungen  der  Landosorganisation  oder  der  für  das 
Land  zuständigen  Spitzenorganisation, 

2.  Programm  der  Partei, 

3*  Name  und  Anschrift  der  Vorstandsmitglieder  der 
Landesorganisation  oder  der  für  das  Land  zustän¬ 
digen  Spitzenorganisation  sowie  Nachweis,  daß  der 
Vorstand  dieser  Organisation  nach  demokratischen 
Grundsätzen  gewählt  ist 

Finden  Gemeinde-  und  Kreiswahlen  am  gleichen  Tage 
statt  und  beabsichtigt  die  Partei,  an  beiden  Wahlen 
teilzunehmen,  so  kann  sie  diese  Anzeige  für  die  Wahl 
im  Landkreis  und  für  die  Gememdewahl  ln  den  zum 
Landkreis  gehörenden  Gemeinden  beim  Kreiswahl¬ 
leiter  einreichen* 

(12)  Die  Wahlausschüsse  stellen  für  das  jeweilige 
Wahlgebiet  fest,  welche  Vereinigungen,  die  nadi  Ab¬ 
satz  11  ihre  Teilnahme  an  der  Wahl  angezeigt  haben, 
für  die  Wahl  als  Parteien  anzuerkennen  sind.  Die  Fest¬ 
stellung  ist  vom  Kreiswahlausschuß  spätestens  am 
30*  Tage  vor  der  Wahl,  vom  Gemeind ewahlaussdiuß 
spätestens  am  25*  Tage  vo_r"^deF  WaHTziT  IVeffen.  Finden 
Gemeinde-  und  Kreiswahlen  am  gleidicn  Tage  statt 
und  hat  eine  Vereinigung  ihre  Teilnahme  an  beiden 
Wahlen  an  gezeigt,  so  ist  die  vom  Kreiswahl  aus  schuß 
getroffene  Feststellung  im  Sinne  des  Satzes  1  audi  für 
die  Wahlausschüsse  der  zum  Landkreis  gehörenden 
Gemeinden  verbindlich* 

§  20 

Beschränkungen  der  Parteien  und  der  Bewerber 
hinsichtlich  der  Wahlvor  sch  lüge 

(1)  Eine  Partei  darf  in  jedem  Wahlbezirk  nur  einen 
Wahlvorschlag  einreichen. 

(2)  Ein  Wahlberechtigter  darf  nur  in  jeweils  einem 
Wahl  Vorschlag  für  die  Gemeinde-  und  Kreis  wähl  als 
Bewerber  benannt  werden.  Ist  er  in  mehreren  Ge¬ 
meinden  oder  Landkreisen  wahlberechtigt,  so  darf  er 


sich  nur  in  einer  Gemeinde  und  in  einem  Landkreis 
bewerben.  Bewirbt  er  sich  für  die  Gemeiridewahl,  so 
muß  er  bei  Einreichung  des  Wahl  Vorschlags  versichern, 
daß  er  sldi  in  keiner  anderen  Gemeinde  um  einen  Sitz 
bewirb tj  Entsprechendes  gilt  bei  der  Bewerbung  zur 
KreiswahL 

§  21 

Bestimmung  der  Bewerber 

fl)  Die  Bewerber  auf  dem  Wahlvorschlag  einer  Partei 
und  ihre  Reihenfolge  müssen  von  den  im  Wahlgebiet 
ansässigen  Mitgliedern  der  Partei  oder  von  den  von 
den  Mitgliedern  dazu  besonders  gewählten  Delegierten 
in  geheimer  Abstimmung  bestimmt  worden  sein* 

(2)  Der  Nachweis  hierüber  ist  durch  Vorlage  einer 
beglaubigten  Abschrift  der  Abs  tim  mungsnieder  Schrift 
zu  führen.  Diese  ist  mit  dem  Wahlvorschlag  einzu- 
reichen* 

(3)  Die  na  dl  Absatz  1  für  die  Kr  eis  wähl  zuständigen 
Parteimitglieder  oder  ihre  Delegierten  können  auch  die 
Bewerber  und  ihre  Reihenfolge  für  die  Gemoindewahl 
in  einer  kreisangehörigen  Gemeinde  bestimmen,  sofern 
in  dieser  Gemeinde  keine  Parteiorganisation  vorhanden 
ist.  Die  Absätze  1  und  2  gelten  entsprechend* 

§  22 

Rücktritt  und  Tod  von  Bewerbern 

(1)  Ein  Bewerber  auf  einem  eingereichten  Wahlvor¬ 
schlag  kann  von  der  Bewerbung  zurücktreten.  Der 
Rücktritt  ist  dem  Wah Heiter  schriftlich  zu  erklären 
und  kann  nicht  widerrufen  werden* 

(2)  Tritt  ein  Bewerber  vor  Ablauf  der  Frist  zur  Ein¬ 
reichung  der  Wahlvorschläge  von  der  Bewerbung  zu¬ 
rück  oder  stirbt  er  vor  diesem  Zeitpunkt,  so  wird  er 
auf  dem  Wahlvorschlag  gestrichen.  Ist  außer  ihm  kein 
weiterer  Bewerber  auf  dem  Wahlvorschlag  benannt,  so 
gilt  der  Wahlvorsdilag  als  nidit  eingereicht. 

(3)  Tritt  ein  Bewerber  nadh  Ablauf  der  Frist  zur 
Einreichung  der  Wahlvorschläge  von  der  Bewerbung 
zurück  oder  stirbt  er  nach  diesem  Zeitpunkt,  so  Ist  der 
Rücktritt  oder  Tod  auf  die  Durchführung  der  Wahl 
ohne  Einfluß*  Für  die  Zuweisung  der  Sitze  nach  §  32 
Abs*  3  bis  5  und  §  33  Abs,  4  und  5  scheidet  der  zurück¬ 
getretene  oder  verstorbene  Bewerber  aus. 

§  23 

Änderung  und  Zurückziehung  von  Wahl  Vorschlägen 

Eingereichte  Wahivorschläge  können  bis  zum  Ablauf 
der  Frist  zur  Einreichung  der  Wahl  Vorschläge  geändert 
oder  zurückgezogen  werden.  Derartige  Erklärungen 
sind  beim  Wahlleiter  schriftlich  einzureichen;  sie  kön¬ 
nen  nicht  widerrufen  worden.  Sie  sind  nur  wirksam, 
wenn  sie  von  mindestens  zwei  Dritteln  der  Unterzeiciv- 
ner  des  Wahl  Vorschlags  abgegeben  werden.  §  19  Abs.  9 
und  §  21  gelten  entsprechend* 

§  24 

Vorprüfung  der  Wahl  vor  Schläge;  Mängelbeseitigung 

(1)  Der  Wahlleiter  hat  die  Wahivorschläge  sofort  nach 
Eingang  zu  prüfen*  Stellt  er  Mängel  fest,  so  fordert  er 
den  Vertrauensmann  unverzügiieh  zu  ihrer  Beseitigung 
auf* 

(2)  Nach  Ablauf  der  Frist  zur  Einreichung  der  Wahl¬ 
vorschläge  können  Mängel  in  der  Benennung,  Zahl  und 
Reihenfolge  der  Bewerber  auf  Wahl  Vorschlägen  nicht 
mehr  beseitigt  werden*  Fehlende  Unterschriften  gemäß 
§  19  Abs.  8  und  9  können  nach  Fristabiauf  nicht  mehr 
beigebracht  werden. 

(3)  Sonstige  Mängel,  die  die  Gültigkeit  der  Wahlvor- 
schläge  berühren,  können  bis  zur  Entscheidung  über 
d  i  e  Ziü j^s^ng  d  er  Wa  h  1  vors  chl  ä  ge  ( §  25 )  be.'s  e  iti  gt 
werden* 
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§  25 

Zulasiiung  und  Bckannlgabu  tiar  WahlvorsdilÜgi? 

j  (1)  Der  Wahlausschuß  beschließt  über  die  Zulassung 
j  der  Wahl  Vorschläge. 

(2)  Wahlvorschläge^  die  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  und  der  Kominunalwahlordnung  (§  49  Abs.  l) 
nicht  entsprechen,  sind  unbeschadet  der  Vorsdiriften 
in  den  Absätzen  3  und  4  nidit  zuzulassen.  In  Fällen 
höherer  Gewalt  oder  bei  unabwendbaren  Zufällen 
kann  kurzfristig  Nachsicht  geübt  werden. 

(3)  Betreffen  die  Mängel  eines  Wahlvorschlags^  der 
mehrere  Bewerber  enthält,  nur  einen  oder  mehrere, 
so  ist  die  Zulassung  nur  hinsichtlich  des  einen  oder  der 
mehreren  Bewerber  zu  versagen. 

(4)  Enthält  der  Wahlvorschlag  mehr  Bewerber,  als 
nadi  g  19  Abs.  3  zulässig  ist,  so  sind  die  über  die 
Höchstzahl  hinausgehenden,  auf  dem  Wahlvorschlag 
zuletzt  auf  geführt  eh  Bewerber  zu  streichen. 

(5)  Die  Entscheidung  über  'die  Zulassung  der  Wahl- 
vorschläge  muß  spätestens  am  15.  Tage  vor  der  Wahl 
getroffen  werden. 

(6)  Der  Wah  1 1  ei ter  gi i ^ AV J en e n  Wa h  1  vo r- 
s^^liige  un verzügTiBi  olfentlich  bekannt. 


g  26 


Stimmzettel 

I  (1)  Die  Stimmzettel  für  die  Wahl  werden  amtlich 
hergestellt. 


(2)  Sie  enthalten  entsprechend  der  Zulassung  nach 
'  §  25  die  Wahl  Vorschläge  mit  der  Parteibezeichnung  und 
(den  Namen  der  Bewerber  in  der  zugela.ssenen  Reihen- 
j  folge. 

j  (3)  Die  Reihenfolge  der  Wahl  Vorschläge  regelt  sidi 
für  Parteien,  für  die  die  Voraussetzungen  nadi  §  19 
Abs.  9  zutreffen,  einheitlich  nach  der  Gesamtstimmen- 
zahl  bei  der  letzten  Hauptwahl  zum  Landtag.  Im 
ü b rigen  Ist  sie  alphabetisch . 


r  IV.  Wahlhandlung  | 

§  27 


Stimmabgabe 

(1)  Der  Wähler  gibt  seine  Stimmen  in  der  Weise  ab, 
;dafl  er  auf  dem  Stirn  mzettel  für  die  Gemeinde  wähl  und 
jauf  dem  Stimmzettel  für  die  Kreis  wähl  jeweils  drei 
|Bewerber,  denen  er  seine  Stimmen  geben  willrdufdi 
jKreuze,  öderem _.spnsUger„  W^  zweifelsfrei  kenn- 
'z^chnet. 

(2)  Der  Wähler  kann  den  Bewerbern  auf  dem  Stimm¬ 
zettel  für  die  Gemeindewahl  und  den  Bewerbern  auf 

:  dem  Stimmzettel  für  die  Kreiswahl  nur  jeweils  eine 
Stimme  geben. 


(3)  Bei  der  Abgabe  seiner  Stimmen  ist  der  Wähler 
nicht  an  die  Reihenfolge,  in  der  die  Bewerber  inner¬ 
halb  eines  Wahlvorschlags  aufgeführt  sind,  gebunden. 
Der  Wähler  kann  auch  Bewerbern  verschiedener  Wahl- 
'  Vorschläge  seine  Stimmen  geben. 

i(4)  Der  Wähler  kann  seine  Stimmen  nur  im  Wahi- 
raum  abgeben,  und  zwar  nur  in  dem  Stimmbezirk,  in 
^  dessen  Wählerverzeichnis  er  geführt  wird. 

(5)  Eine  Vertretung  bei  der  Stimmabgabe  ist  unzu¬ 
lässig.  Wgr_wegen  kor^rli  den  Stimm¬ 

zettel  nit^t  eigenhändig  kenntÜÄ  madien^  ^k^  darf 
sich  dej:  Hilfe  einer  Vertrauensperson  bedienen. 


§  28 

Wayumen 

Bei  dei^  Wahl  sind  Wahlurnen  zu  benu  tzen. 


§  29 

Öffentlichkeit  der  Wahl 

Die  Wahlhandlung  und  die  Ermittlung  des  Wahl¬ 
ergebnisses  im  Stimmbezirk  sind  öffentlich.  Der  Wahl¬ 
vorstand  kann  Personen,  die  die  Ruhe  und  Ordnung 
stören,  aus  dom  Wahlraum  verweisen. 


Feststellung  und  Bekanntgabe  des  Wahlergebnisses 
§  30 

Feststellung  des  Wahlergebnisses  in  den  Stimmbezirken 

( 1 )  Nach  B ee^ ig ^ g .  der  W ahl  s teU t  d er  Wa h l  v o r- 
stand  zunächst  an  Hand  des  Wähl  er  v  er  zel  chn  isses  d  i  e 
Zahl  der  Wähler  fest  und  vergleicht  sie  mit  der  Zahl 
der  bei  der  Wahl  an  die  Wähler  ausgegebenen  und  der 
Zahl  der  in  der  Wahlurne  befindlichen  Stimmzettel. 

(2)  Der  Wahlvorstand  stellt  fest,  wie  viele  Stimmen 
auf  jeden  Bewerber  und  auf  die  Bewerber  eines  jeden 
Wahlvorsdilags  im  Stimmbezirk  entfallen  sind. 

(3)  Ungültig  sind  Stimmzettel, 

1. fdie  für  keinen  der  Bewerber  einen  Stimmabgabe¬ 
vermerk  oder  sonstige  zweifelsfreie  Kenn- 

z'Srchnung)  enthaUeo, 

2.  auf  den en  mehr  älF  d r ei  Bewerber  geke_nnzeichnet 

sind,  "  - 

3.  aus  deren  Kennzeichnung  der  Wille  de^  Wählers 
nicy  zweif^fiTi  zu  erkennen  ist, 

4.  die  neben  den  S  t  i  mma  b  g  abey  er  merken  mit  weiteren 
Vermerken  oder  mit  Yorbehalten  versehen  sind, 

5.  di^_jceinen_Stimmabgabe vermerk  “  enthalten,  aber 
mit  sonstigen  Vermerl^^_y ersehen  sind, 

6.  die  als  nichtamtlich  erkennbar  sind. 

(4)  Mehrere  zweifelsfreie  Kennzeichnungen  eines 
Bewerbers  gelten  als  eine  Stimme. 

(5)  Der  Wahlvorstand  entscheidet  Ober  die  Gültigkeit  [ 

jder  Stimmen.  I 

Feststellung  des  Wahlergebnisses  in  den  Wahlbezirken 

Der  Wahlausschuß  stellt  für  jeden  Wahlbezirk  fest, 
wie  viele  Slimmen  auf  jeden  Bewerber  und  auf  die 
Bewerber  eines  jeden  Wahl  Vorschlags  entfallen  sind. 


§  32 

Feststellung  des  Wahlergebnisses  im  Wahlgebiet 
mit  einem  Wahlbezirk 

(1)  Auf  Grund  des  Wahlergebnisses  nach.  §  31  stellt 
d^r  Wahlausschuß  für  das  aus  nur  einem  Wahlbezirk 
bestehende  Wahlgebiet  fest,  wie  viele  Stimmen  auf 
jeden  Wahlvorschlag  im  Wahlgebiet  entfallen  sind. 

(2)  Die  im  Wahlgebiet  zu  vergebenden  Sitze  werden 
den  Wahlvorschlägen  in  der  Reihenfolge  der  Höchst¬ 
zahlen  zugeteilt,  die  sich  durch  Vollredinung,  Halb- 
teilung,  Drittelung  usw.  der  Zahlen  der  für  jeden 
Wahlvorschlag  im  Wahl  gebiet  insgesamt  abgegebenen 
j Stimmen  ergeben,  Einem  Einzel wahivorschlag  kann 
jnur  ein  Sitz  zugowiesen  werden.  Weitere  sich  aus  der 
i  Stimmenzahl  eines  Einzelbewerbers  ergebende  Höchst- 
•zahlen  bleiben  für  die  Sitzverteilung  nach  Satz  1  unbe-  ; 
rücksichtigt, 

j  (3)  Die  dem  Wahlvorschlag  einer  Partei  nach  Ab-  | 
patz  2  zustehenden  Sitze  werden  den  Bewerbern  auf 
fiesem  Wahivorschlag  mit  den  höchsten  Stimmenzahlen 
f£u  gewiesen. 

(4)  Ergibt  die  Berechnung  nach  Absatz  2  mehr  Sitze 
für  einen  Wahivorschlag,  als  Bewerber,  für  die  Stim¬ 
men  abgegeben  wurden,  auf  ihm  vorhanden  sind,  so 
werden  die  übrigen  Sitze  den  weiteren  Bewerbern  auf 
dem  Wahlvorschlag  in  der  Reihenfolge,  in  der  sie  auf- 
geführt  sind,  zugewiesen. 
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(5)  Ergibt  die  Berechnung  natii  Absatz  2  mehr  Sitze 
lür  einen  Wahlvorschlag,  als  Bewerber  auf  ihm  vor¬ 
handen  sind,  so  bleiben  die  weiteren  Sitze  unbesetzt. 

(6)  Bei  Gleichheit  von  Höchstzahlen  oder  Stimmen- 
zahlen  entscheidet  das  Los, 

(7)  l^r  WaWaussdmß  stellt  fest,  auf  welche  Bewer¬ 
ber  Sitze  entfallen  sind. 

%  33 

Feststellung  des  Wahlergebnisses  im  Wahlgebiet 
mit  mehreren  Wahlbezirken 

(1)  Auf  Grund  des  Wahlergebnisses  nach  §  31  stellt 
der  Wahlausschuß  für  das  aus  mehreren  Wahlbezirken 
bestehende  Wahlgebiet  fest,  wie  viele  Stimmen  auf  die 
gesamten  Wahl  vors  (hläge  einer  jeden  Partei  und  auf 
jeden  Einzel  wähl  Vorschlag  im  Wahlgebiet  entfallen 
sind* 

(2)  Der  Wahlausschuß  stellt  für  das  Wahlgebiet  die 

Verteilung  der  Sitze  auf  die  Wahl  Vorschläge  einer 
jeden  Partei  und  auf  jeden  Einzel  wähl  Vorschlag  gemäß 
§  32  Abs,  2  fest*  Hierbei  werden  die  auf  die  Wahl¬ 
vorschläge  einer  Partei  im  gesamten  Wahlgebiet  ent¬ 
fallenden  Stimmen  zusammengefaßt*  ; 

(3)  Die  einer  Partei  im  gesamten  Wahlgebiet  zu¬ 
stehenden  Sitze  werden  den  Wahl  Vorschlägen  dieser 
Partei  in  den  einzelnen  Wahlbezirken  in  der  Reihen¬ 
folge  der  Höchstzahlen  zu  gewiesen,  die  sich  durch  Voll¬ 
rechnung,  Halbteilung,  Drittelung  usw.  der  Zahlen  der 
für  die  Wahlvorschläge  dieser  Partei  in  jedem  Wahl¬ 
bezirk  abgegebenen  Stimmen  ergeben* 

(4)  Die  Zuweisung  der  nach  Absatz  3  auf  den  Wahl¬ 
vorschlag  einer  Partei  entfallenen  Sitze  an  die  Be- 
%verber  dieses  Wahl  Vorschlags  richtet  sich  nach  g  32 
Abs.  3  und  4. 

(5)  Ergibt  die  Berechnung  nach  Absatz  3  mehr  Sitze 
für  einen  Wahl  Vorschlag,  als  Bewerber  auf  ihm  vor¬ 
handen  sind,  so  findet  §  40  Abs.  4  entsprechende  An¬ 
wendung* 

(6)  Bei  Gleichheit  von  Höchstzahlen  oder  Stimmen¬ 
zahlen  entscheidet  das  Los. 

(7)  Der  Wahlaussdiuß  stellt  fest,  auf  welche  Bewer¬ 
ber  Sitze  entfallen  sind* 

§  34 

Ersatzmänner  I 

(1)  Die  nicht  gewählten  Bewerber  auf  Wahlvor¬ 
schlägen,  denen  mindestens  ein  Sitz  zugefallen  ist,  sind 
Ersatzmänner, 

(2)  Die  Reihenfolge  der  Ersatzmänner  richtet  sich 
nach  der  Zahl  der  auf  sie  entfallenen  Stimmen,  begin¬ 
nend  mit  der  höchsten;  bei  Gleichheit  der  Stimmen- 
zablcm  entscheidet  das  Los*  Bewerber,  die  keine  Stimme 
erhalten  haben,  schließen  sich  in  der  Reihenfolge  an, 
in  der  sie  auf  dem  Stimmzettel  aufgeführt  sind* 

I  (3)  D^r  Wa^hlausschuß  stellt  die  Reihenfolge  der 
Ersatzmänner  fest* 

^  .  '  §  35 

Bekanntgabe  des  Wahlergebnisses 
Der  Wahlieiter  gibt  das  Wahlergebnis  und  die 
Namen  der  gewählten  Bewerber  sowie  die  Namen  der 
Ersatzmänner  In  der  festgestellten  Reihenfolge  öffent¬ 
lich  bek'ähhf*”’ 

g  36 

Annahme  der  Wahl 

Der  Wahlleiter  benachrichtigt  die  gewählten  Bewer¬ 
ber  über  ihre  Wahl  mit  dem  Ersuchen,  ihm  binnen 
einer  Woche  schriftlich  mitzu teilen,  ob  sie  die  Wahl 
annehmen.  Gibt  der  Gewählte  bis  zum  Ablauf  der 
gesetzten  Frist  keine  Erklärung  ab,  so  gUt  die_Wahl_, 
zu  diesem  Zeitpunkt  als  angenommen.  Eine  Erklärung  , 
unter  Vorbehalt  gilt  als  Ablehnung.  Eine  Ablehnung 
kann  nicht  widerrufen  werden. 


VI*  Nachwahl,  Wiederholungswahl 
und  einzelne  Neuwahl 

§  37 

Nachwahl 

(1)  Ist  im  Wahlgebiet  oder  in  einem  Wahlbezirk  oder 
in  einem  Stimmbezirk  die  Wahl  infolge  höherer  Gewalt 
nidit  durch  geführt  worden,  so  ist  sie  nachzuholen 
(Nachwahl). 

(2)  Die  Nachwahl  muß  spätestens  vier  Wochen  nach 
der  Hauptwahl  stattfinden*  Den  Tag  der  Nachwahl  be¬ 
stimmt  die  Aufsichtsbehörde, 

(3)  Bei  der  Nachwahl  wird  nach  den  Wahlvorschlägen 
und  den  Wählerverzeichnissen  der  Hauptwahl  gewählt. 

(4)  Findet  die  Nachwahl  nur  in  einem  Teil  des  Wahl¬ 
gebiets  statt,  so  wird  entsprechend  ihrem  Ergebnis  das 
Wahlergebnis  für  das  gesamte  Wahlgebiet  nach  den  bei 
der  Hauptwahl  anzu wendenden  Grundsätzen  neu  fest¬ 
gestellt* 

(5)  Für  die  Nachwahl  gelten  im  übrigen  die  Vor¬ 
schriften  dieses  Gesetzes. 

I  38 

W  i  ederh  olungs  wähl 

(1)  Wird  im  Wahl  gebiet  oder  in  einem  Wahlbezirk 
oder  in  einem  Stimmbezirk  die  Wahl  im  Wahlpriifungs- 
verfahren  (§§  42  ff.)  für  ungültig  erklärt,  so  ist  sie  in 
dem  in  der  Entscheidung  bestimmten  Umfange  zu 
wiederholen  (Wiederholungswahl)* 

(2)  Die  Wiederholungswahl  muß  spätestens  vier 
Monate  nach  rechtskräftigem  Abschluß  des  Wahl* 
prüfungs Verfahrens  stattftnden*  Den  Tag  der  Wieder¬ 
holungswahl  bestimmt  die  Aufsiditsbchörde, 

(3)  Findet  die  Wiederholungswahl  binnen  sechs 
Monaten  nach  der  Haupt  wähl  statt,  so  wird  vorbehalt¬ 
lich  einer  anderen  Entscheidung  im  Wahlprüf ungs ver¬ 
fahren  nach  den  Wahlvorschlägen  und  den  Wählerver¬ 
zeichnissen  der  Hauptwahl  gewählt*  Sind  seit  der 
Hauptwahl  mehr  als  sechs  Monate  verflossen,  so  gelten 
für  die  Wiederholungswahl  die  Vorschriften  für  die 
einzelne  Neuwahl  (§  39  Abs*  3  und  4)  entsprediend. 

(4)  Findet  die  Wiederholungswahl  nur  in  einem  Teil 
des  Wahlgebiets  statt,  so  wird  entsprechend  ihrem  Er¬ 
gebnis  das  Wahlergebnis  für  das  gesamte  Wahlgebiet 
nach  den  bei  der  Hauptwahl  anzuwendenden  Grund¬ 
sätzen  neu  lestges teilt, 

(5)  Wird  die  Wiederholungswahl  im  gesamten  Wahl¬ 
gebiet  durdigeführt,  so  beginnt  die  Wahlperiode  der 
in  dieser  Wahl  gewählten  Vertretung  mit  dem  Wahltag 
und  endet  unbeschadet  des  Absatzes  3  Satz  2  mit  dem 
Ablauf  der  allgemeinen  Wahlperiode. 

,(6)  Für  die  Wiederholungswahl  gelten  im  übrigen  die 
Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

§  39 

Einzelne  Neuwahl 

(1)  Ist  die  Vertretung  aufgelöst  oder  ist  mehr  als  die 
Hälfte  der  Sitze  unbesetzt,  so  findet  eine  einzelne  Neu¬ 
wahl  statt*  Den  Tag  der  Neuwahl  bestimmt  die  Auf- 
siditsbehürde. 

(2)  Eine  einzelne  Neuwahl  findet  ferner  statt,  wenn 
während  der  allgemeinen  Wahlperiode  eine  Gemeinde 
oder  ein  Landkreis  neu  gebildet  wird  oder  wenn  im 
Zusammenhang  mit  einer  Grenzänderung  Vereinba¬ 
rungen  der  Gebietskörpersdiaften  oder  Bestimmungen 
der  Aufsichtsbehörde  über  eine  Neuwahl  getroffen 
worden  sind*  S!e  findet  außerdem  statt,  wenn  in  einer 
Gemeinde  die  Voraussetzung  dafür  entfällt,  daß  nach 
den  Vorschriften  der  Niedersächsischen  Gemeindeord¬ 
nung  eine  Gemeindeversammlung  an  die  Stelle  des 
Rats  tritt. 
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(3)  Die  Wahlperiode  der  in  einer  einzelnen  Neuwahl 
gewählten  Vertretung  beginnt  mit  dem  Wahltag  und 
endet  mit  dem  Ablauf  der  allgemeinen  Wahlperiode* 
Findet  eine  einzelne  Neuwahl  innerhalb  von  zwölf 
Monaten  vor  Ablauf  der  allgemeinen  Wahlperiode  statt, 
so  endet  die  Wahlperiode  der  neu  gewählten  Vertre¬ 
tung  erst  mit  der  nächsten  allgemeinen  Wahlperiode. 

(4)  Für  die  einzelne  Neuwahl  gelten  im  übrigen  die 
Vorschriften  dieses  Gesetzes. 


Vll.  Ersatz  von  Vertretern  und  Ausscheiden 
von  Ersatzmännern 

§  40 

Ersatz  von  Vertretern 

(1)  Lehnt  ein  Vertreter  die  Wahl  ab  oder  stirbt  er 
oder  verliert  er  seinen  Sitz,  so  geht  der  Sitz  auf  den 
nächsten  Ersatzmann  des  Wahlvorschlags  über,  auf 
dem  der  Vertreter  gewählt  worden  ist. 

(2)  Der  Sitz  kann  nicht  auf  Ersatzmänner  übergehen, 
die  nach  der  Wahl  aus  der  Partei  ausgeschieden  oder 
ausgeschlossen  sind,  wenn  die  Partei  das  Ausscheiden 
oder  den  Ausschluß  vor  dem  Freiwerden  des  Sitzes 
dem  Wahlleiter  schriftlich  mitgeteilt  hat.  §  21  gilt 
entsprechend. 

(3)  Wird  ein  Sitz  dadurch  frei,  daß  eine  Partei  oder 
die  TeUorganisation  einer  Partei  durch  das  Bundes¬ 
verfassungsgericht  gemäß  Artikel  21  Abs.  2  des  Grund¬ 
gesetzes  für  verfassungswidrig  erklärt  %vorden  ist,  so 
kann  er  nicht  auf  einen  Ersatzmann  übergehen,  der 

1.  Ersatzmann  eines  Wahl  Vorschlags  dieser  Partei  oder 
Teilorganisation  Ist  oder 

2.  der  Partei  oder  Teilorganisation  im  Zeitpunkt  der 
Verkündung  der  Entscheidung  des  Bundesverfas¬ 
sungsgerichts  angehört  hat. 

(4)  Ist  ein  Ersatzmann  auf  dem  Wahlvorschiag  einer 
Partei  nicht  vorhanden  oder  ist  die  Liste  der  Ersatz¬ 
männer  erschöpft,  so  geht  der  Sitz  auf  den  Wahlvor¬ 
schlag  der  Partei  in  einem  anderen,  von  der  Partei  zu 
bestimmenden  Wahlbezirk  des  .  Wahlgebiets  über. 
Macht  die  Partei  hiervon  keinen  Gebrauch  oder  sind 
Ersatzmänner  auf  den  Wahl  Vorschlägen  der  Partei  in 
anderen  Wahlbezirken  des  Wahlgebiets  nicht  vorhan¬ 
den  oder  sind  die  Listen  der  Ersatzmänner  erschöpft, 
so  bleibt  der  freigewordene  Sitz  bis  zum  Ablauf  der 
Wahlperiode  unbesetzt.  Ein  Sitz  bleibt  ebenfalls  bis 
zum  Ablauf  der  Wahlperiode  unbesetzt,  wenn  ein  Be¬ 
werber  auf  einem  Einzel  wähl  Vorschlag  die  Wahl  ab¬ 
lehnt  oder  stirbt  oder  seinen  Sitz  verliert. 

(5)  Die  Feststellung  nach  den  Absätzen  1  bis  4  trifft 
der  Wahlausschuß.  Sie  kann  durch  den  Wahlleiter 
allein  erfolgen,  wenn  Zweifel  über  die  zu  treffende 
Feststellung  nicht  bestehen. 

(6)  Der  Wahlleiter  benachrichtigt  den  Ersatzmann 
und  gibt  den  Übergang  des  Sitzes  Öffentlich  bekannt, 
g  30  gilt  entsprecäiend. 

§  41 

Ausscheiden  von  Ersatzmännern 

(1)  Lehnt  ein  Ersatzmann  die  Annahme  eines  Sitzes 
ab,  so  scheidet  er  als  Ersatzmann  für  die  Wahlperiode 
aus.  Das  gleiche  gilt  ln  Fällen  des  §  40  Abs.  2  und  3. 

(2)  Ein  Ersatzmann  kann  jederzeit  auf  die  ihm  als 
Ersatzmann  zustehenden  Rechte  verzichten.  Er  scheidet 
damit  als  Ersatzmann  für  die  Wahlperiode  aus.  Der 
Verzicht  Ist  dem  Wahlleiter  schriftlich  zu  erklären  und 
kann  nicht  widerrufen  werden. 

(3)  Verliert  ein  Ersatzmann  die  Wählbarkeit  oder 
wird  ihr  Fehlen  zur  Zelt  der  Wahl  nachträglich  fest¬ 
gestellt,  so  scheidet  er  als  Ersatzmann  für  die  Wahl¬ 


periode  aus.  Das  gleiche  gilt,  wenn  ein  Ersatzmann 
von  einer  Neufeststellung  oder  Berichtigung  des  Wahl¬ 
ergebnisses  betroffen  wird. 

(4)  Die  Feststellung,  ob  die  Voraussetzungen  nach  den 
Absätzen  1  bis  3  gegeben  sind,  trifft  der  Wahlausschuß. 
Sic  kann  durch  den  Wahlleiter  allein  erfolgen,  wenn 
Zweifel  über  die  zu  treffende  Feststellung  nicht 
bestehen. 

Vm,  Wahl  Prüfung  und  Wahl  kosten 

§  42 

Wahleinspruch 

(1)  Jeder  Wahlberechtigte  des  Wahlgebiets,  jede  Par¬ 
tei,  die  einen  Wahl  Vorschlag  eingereicht  hat,  und  der 
für  das  Wahlgebiet  zuständige  Wahlleiter  sowie  die  für 
das  Wahlgebiet  zuständige  Aufsichtsbehörde  können 
gegen  die  Gültigkeit  der  Wahl  Einspruch  erheben 
{Wahleinspruch)  mit  der  Begründung,  daß  die  Wahl 
nicht  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechend  vor¬ 
bereitet  oder  durebgeführt  oder  in  anderer  unzulässiger 
Weise  in  ihrem  Ergebnis  beeinflußt  worden  ist 

(2)  Der  Wahleinspruch  ist  bei  dem  für  das  Wahl¬ 
gebiet  zuständigen  Wahlleiter  binnen  zwei  Wochen 
nach  Bekanntgabe  des  Wahlergebnisses  mit  Begrün¬ 
dung  schriftlich  einzureichen  oder  zur  Niederschrift 
zu  erklären;  der  Wahleinspruch  des  Wahlleiters  selbst 
Ist  an  die  Vertretung  zu  richten.  Die  Wahleinspruchs ^ 
frist  nach  Satz  1  beträgt  für  die  Aufsichtsbehörde  viel 
Wochen. 

(3)  Der  Wahleinspruch  gegen  eine  Feststellung  oder 
Entscheidung,  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  oder  der 
Kommunalwahlordnung  (§  49  Abs.  1)  nach  Bekannt¬ 
gabe  des  Wahlergebnisses  getroffen  wird,  Ist  binnen, 
zwei  Wochen  nach  ihrer  Bekanntgabe  zulässig;  dies  gilt 
nicht  für  Feststellungen  und  Entscheidungen  im  Wahl- 
prüfungs verfahren.  Ist  die  Feststellung  oder  Entschei¬ 
dung  dem  Einspruchsberechtigten  zugestellt  worden, 
so  beginnt  die  Wahl einspruchs frist  für  ihn  mit  dem 
Tage  der  Zustellung.  Im  übrigen  gilt  Absatz  2  ent¬ 
sprechend. 

(4)  Der  Wahleinspruch  hat  keine  auf  schiebende  Wir¬ 
kung. 

(5)  Der  Wahlleiter  legt  die  bei  ihm  eingereichten 
Wahleinsprüche  mit  seiner  Stellungnahme  unverzüglich 
der  neu  gewählten  Vertretung  vor. 

§  43 

Entscheidung  über  die  Gültigkeit  der  Wahl 

(1)  Die  neu  gewählte  Vertretung  entscheidet  über  die 
Wahleinsprüche  und  über  die  Gültigkeit  der  Wahl.  Sie 
verhandelt  und  beschließt  hierüber  in  öffentlicher 
Sitzung, 

(2)  In  der  Verhandlung  sind  die  Beteiligten  auf  An¬ 
trag  zu  hören.  Beteiligt  sind  der  Wahlleiter,  derjenige, 
der  den  Wahleinspruch  erhoben  hat,  und  derjenige 
Vertreter  oder  Ersatzmann,  gegen  dessen  Wahl  der 
Wahleinspruch  unmittelbar  gerichtet  ist 

(3)  Ein  Vertreter,  der  nach  Absatz  2  Satz  2  Beteilig¬ 
ter  ist,  darf  an  der  Beschlußfassung  nicht  teilnebmen. 

§  44 

Inhalt  der  Entscheidung 

(1)  Die  Vertretung  trifft  durch  Beschluß  folgende 
W  ahl  p  rüf ungsents  cheid  u  ng ; 

1.  Einwendungen  gegen  die  Wahl  liegen  nicht  vor. 

Die  Wahl  ist  gültig;  oder 

2.  die  Einwendungen  gegen  die  Wahl  sind  nicht  be¬ 
gründet  und  werden  zurückgewiesen. 

Die  Wahl  ist  gültig;  oder 
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3.  die  Einwendiiiigen  gegen  die  Wahl  sind  begründet. 
Die  ihnen  s:ugrunde  liegenden  Tatbestünde  haben 
das  Wahlergebnis  nicht  oder  nur  unwesentlich  be¬ 
einflußt 

Die  Wahl  ist  güitig;  oder 

4.  die  Einwendungen  gegen  die  Wahl  sind  sämtlich 
oder  zum  Teil  begründet.  Die  den  begründeten  Ein- 
Wendungen  zugrunde  liegenden  Tatbestände  sind  so 
schwerwi egend j  daß  bei  einwandfreier  Durchfüh¬ 
rung  der  Wahl  ein  wesentlich  anderes  Wahlergeb¬ 
nis  zustande  gekommen  oder  festgesteilt  worden 
wäre.  Es  wird 

a)  das  Wahlergebnis  neu  festgestellt  oder  berichtigt; 
oder 

b)  die  Wahl  ganz  oder  ..teilweise  für  ungültig  erklärt. 

(2)  Die  Beschlüsse  zu  Absatz  1  Nr.  2  bis  4  sind  zu 

begründen. 

§  45 

Zustellung  der  Entscheidung  und  Hechtsmlttel 

(1)  Die  Wahlprüf ungsentsdieidung  der  Vertretung  ist 
den  Beteiligten  binnen  einer  Frist  von  z%vei  Wochen 
schriftlich  mit  Begründung  und  Rechtsmittelbclehrung 
(Absatz  2)  zuzustellen. 

(2)  Gegen  die  Wahlprüfungsentscheidung  der  Ver¬ 
tretung  ist  innerhalb  eines  Monats  nach  Zustellung 
Klage  vor  dem  Verwaltungsgericht  zulässig. 

(3)  Die  Absätze  1  und  2  gelten  nicht  für  Wahl¬ 
prüfungsentscheidungen  im  Sinne  des  §  44  Abs.  1 
Nr.  1. 

§  46 

Wahlkosten 

(1)  Die  Gemeinde  trägt  die  ihr  entstehenden  Kosten 
der  Gemeinde  wähl. 

(2)  Der  Landkreis  trägt  die  ihm  entstehenden  Kosten 
der  Kr  eis  wähl. 

(3)  Der  Landkreis  erstattet  den  Gemeinden  die  durch 
die  Kreiswahl  veranlaOten  notwendigen  Ausgaben 
durch  einen  festen,  nach  Gemeindegrößen  abgestuften 
Betrag  je  Wahlberechtigten.  Der  iteste  Betrag  wird  vom 
Minister  des  Innern  festgesetzt  Bei  der  Festsetzung 
werden  laufende  persönliche  und  sädi liehe  Kosten  und 
Kosten  für  die  Benutzung  von  Räumen  und  Einrich¬ 
tungen  der  Gemeinden  nicht  berücksichtigt.  Finden 
Gemeinde-  und  Kreistvahlen  am  gleichen  Tage  statt, 
so  gelten  die  Wahlkosten  der  Gemeinden  als  je  zur 
Hälfte  durch  die  Gemeinde-  und  Kreiswahl  entstanden. 

(4)  Die  Kosten  des  Wahlprüfungsverfahrens,  soweit 
sie  bei  der  Vertretung  entstehen,  gehören  zu  den  Wahl¬ 
kosten  nach  den  Absätzen  l  und  2. 

IX.  Schill  ßvorschrif len 

§  47 

Wahlstatistik 

(1)  Die  Ergebnisse  der  Gemeinde-  und  Kreiswahlen 
sind  statistiscii  zu  bearbeiten.  Das  Nähere  hierzu  be¬ 
stimmt  der  Minister  des  Innern. 
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(2)  Der  Minister  des  Innern  kann  bestimmen,  daß  in 
den  von  ihm  zu  benennenden  Stimmbezirken  auch 
Statistiken  über  Gestäilechts-  und  Altersgliederung  der 
Wahlberechtigten  und  Wähler  unter  Berücksichtigung 
der  Stimmabgabe  für  die.  einzelnen  Wahlvorschläge 
aufzustollen  sind.  Die  Trennung  der  Wahl  nach  Alters¬ 
gruppen  und  Geschlechtern  ist  nur  zulässig,  %venn  die 
Stimmabgabe  der  einzelnen  Wähler  dadurch  nicht  er¬ 
kennbar  wird. 

§  48 

Maßgebende  Einwohnerzahl 

Als  Einwohnerzahl  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  für 
das  Wahlgcbiet  diejenige  Einwohnerzahl,  die  nach  den 
Vorschriften  der  Niedersächsischen  Gemeindeordnung 
und  der  Niedersächsischen  Landkreisordnung  für  die 
Zahl  der  Vertreter  maßgebend  ist. 

§  49 

Ausf ühr  ungs  vors  ch  r  i  f  ten 

(1)  Der  Minister  des  Innern  wird  ermächtigt,  durch 
Verordnung  die  zur  Durchführung  dieses  Gesetzes 
erforderlichen  Vorschriften  (Kommunal Wahlordnung) 
zu  erlassen.  In  der  Kommunal  Wahlordnung  sind  zu 
regeln: 

1.  Bildung  und  Verfahren  der  Wahlorgane,  Berufung 
in  ein  Wahlehrenamt,  Büßgeldverfahren  (§§  9 
bis  13), 

2.  Einteilung  der  Stimmbezirke  und  Ausstattung  der 
Wahlräume  {§  16),  Bekanntmachung  der  Wahl,  der 
Stimmbezirke  und  der  Wahlräume, 

3.  Führung  und  Auslegung  der  Wählerverzeichnisses 
Eintragung  in  die  Wählerverzeichnisse  und  das 
Verfahren  bei  Anträgen  auf  Berichtigung  (§§  17 
und  16), 

4.  Einreichung  von  Wahlvorschlägen  sowie  das  Ver¬ 
fahren  für  ihre  Prüfung,  Mängelbeseltigung,  Zu¬ 
lassung  und  Bekanntgabe  (§§  19  bis  25), 

5.  Form  und  Inhalt  des  Stimmzettels  (§  26), 

6.  Vorbereitung  und  Durchführung  der  Wahl  in  Kran¬ 
ken-  und  Pflegeanstalten, 

7.  Stimmabgabe,  Wahlurnen,  Wahlschutzvorrichtungen 
und  Verhinderung  von  Wahlbeeinfiussung  (§§  27 
und  26), 

8.  Feststellung,  Meldung  und  Bekanntgabe  des  Wahl¬ 
ergebnisses  (§§  30  bis  36), 

9.  Vorbereitung  und  Durdiführung  von  Nachwahlen, 
Wiederholungswahlen  und  einzelnen  Neuwahlen 
(§§  37  bis  39)  sowie  däs  Verfahren  beim  Ersatz  von 
Vertretern  und  beim  Ausscheiden  von  Ersatz- 
märmern  (§§  40  und  41). 

(2)  Der  Minister  des  Innern  wird  ermächtigt,  den 
Ersatz  der  den  Gemeinden  nach  §  46  Abs.  3  zu  er¬ 
stattenden  Kosten  durch  Verordnung  zu  regeln. 
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Niedersächsisdie  Gemeinde-  und  Kreiswahlordnimg 
(Niedersächsische  Kommunalwahlordnung'  -NKWO  -). 

Vom  24.  Mai  1960. 

(GVBl.  S.  43) 
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Aui  Grund  des  §  49  Abs.  1  des  Niedersächsischen 
Kommunahvahlgesetzes  (N^WG)  in  der  Fassung  vom 
23,  Mai  1960  (Nieders.  GVBh  S,  35)  wird  verordnet: 

I,  Allgemeines 

§  1 

Geltungsbereich 

Diese  Yerordnung  gilt  für  die  Wahl  des  Eats  in  den 
Gemeinden  und  des  Kreistags  in  den  Landkreisen. 

§  2 

B  egrif  f  sb  es  t  immungen 

(1)  Vertretung  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  der 
Rat  der  Gemeinde  und  der  Kreistag. 

(2)  Vertreter  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  die 
Ratsherren  und  die  Kreistagsabgeordneten. 

(3)  Wahlgebiet  im  Sinne  dieser  Verordnung  ist  für  die 
Gemeindewahl  das  Gebiet  der  Gemeinde,  für  die  Kreis¬ 
wahl  das  Gebiet  des  Landkreises. 

(4)  Hauptwahl  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  all¬ 
gemeine  Neuwahlen  (§  6  Abs,  3  NKWG)  und  einzelne 
Neuwahlen  (§  39  NKWG). 

§  3 

Allgemeine  Wahlperiode  und  allgemeine  Neuwahlen 

<1)  Die  allgemeine  Wahlperiode  bestimmt  sich  nach 
der  Wahlperiode  derjenigen  Vertretungen,  die  am  Tage 
der  allgemeinen  Neuwahlen  gewählt  worden  sind. 

(2)  Die  allgemeinen  Neuwahlen  finden  in  allen  Ge¬ 
meinden  und  Landkreisen  statt,  in  denen  die  Wahl¬ 
periode  der  Vertretung  mit  Ablauf  der  allgemeinen 
Wahlperiode  endet. 

§  4 

Zentrale  Wahiauf gaben 

Zentrale  Aufgaben  für  die  Durchführung  der  Ge¬ 
meinde-  und  Kreiswahlen  nimmt  der  nach  den  Vor¬ 
schriften  des  Niedersächsischen  Landeswahlgesetzes  be¬ 
rufene  Landeswahlleiter  wahr.  Hierzu  gehören  außer 
den  ihm  durch  diese  Verordnung  übertragenen  Ange¬ 
legenheiten  solche  Maßnahmen,  deren  einheitliche  Rege¬ 
lung  für  die  ordnungsmäßige  Durchführung  der  Wahlen 
von  Bedeutung  ist  oder  zu  einer  Erleichterung  des 
Wahlablaufs  beiträgt 

IL  Wahlorgant  und  Wahlehrenämter 

(Zu  g§  9  bis  13  NKWG) 

§  s 

Wahlleiter 

(1)  Nachdem  der  Tag  der  Kauptwahl  bestimmt  ist, 
macht  die  Gemeinde  die  Namen  und  Anschriften  des 
Gemcindewahlleiters  und  seines  Stellvertreters,  der 
Landkreis  die  Namen  und  Anschriften  des  Kreiswahl¬ 
leiters  und  seines  Stellvertreters  öffentlich  bekannt 

(2)  Die  Namen  und  Anschriften  des  Wahlleiters  und 
seines  Stellvertreters  teilt  die  kreisangehörige  Gemeinde 
dem  Landkreis,  die  kreisfreie  Stadt  und  der  Landkreis 
dem  Londeswahlleiter  und  dem  Regierungspräsidenten 
(Präsidenten  des  Verwaltungsbezirks)  mit, 

(3)  Der  nach  §  9  Satz  3  NKWG  berufene  Wahlleiter 
übt  sein  Amt  längstens  bis  zum  Ablauf  der  auf  die 
Hauptwahl  folgenden  Wahlperiode  aus. 

§  6 

Bildung  der  Wahlausschüsse 

(1)  Sobald  die  Bekanntmachung  gemäß  §  23  Abs*  1 
erlassen  ist,  fordert  der  Wahlleiter  die  für  das  Wahl¬ 


gebiet  zuständigen  Organe  der  vorsdilagsberechUgten 
Parteien  (§  10  Abs*  1  NKWG)  auf,  innerhalb  einer  an¬ 
gemessenen  Frist  Wahlberechtigte  als  Beisitzer  und  als 
stellvertretende  Beisitzer  des  Wahlausschusses  vorzu- 
schlagen.  In  der  Aufforderung  ist  auf  §  13  Abs.  2  und  3 
NKWG  hinzu  weisen. 

(2)  Nach  Ablauf  der  Vorschlagsfrist  beruft  der  Wahl¬ 
leiter  unverzüglich  die  Beisitzer  des  Wahlausschusses 
und  für  jeden  Beisitzer  einen  Stellvertreter,  Die  Bei¬ 
sitzer  des  Kr  eis  Wahlausschusses  und  ihre  Stellvertreter 
sollen  möglidist  am  Sitz  des  Kreis wahlieiters  wohnen- 

(3)  Bel  der  Berufung  der  Beisitzer  und  ihrer  Stell¬ 
vertreter  werden  die  vorschiagsberechtigten  Parteien  in 
der  Reihenfolge  der  Stimmenzahlen  berücksichtigt,  die 
sie  bei  der  letzten  Landtagswähl  im  Wahlgeb iel  erhalten 
haben;  etwaige  Nachwahlen  und  Wiederholungswahlen 
sind  oinzubeziehen,  Macht  eine  Partei  bis  zum  Ablauf 
der  gesetzten  Frist  von  ihrem  Vorschlagsredit  keinen 
Gebrauch,  so  hat  sie  keinen  Anspruch  auf  Berücksichti¬ 
gung. 

(4)  Werden  von  den  vorschlagsbereditigten  Parteien 
nicht  genügend  Wahlberechtigte  als  Beisitzer  und  als 
stellvertretende  Beisitzer  vorgeschlagen,  so  beruft  der 
Wahlleiter  die  weiteren  Beisitzer  und  ihre  Stellvertreter 
nach  seinem  Ermessen  aus  den  Reihen  der  Wahl- 
berechügten* 

(5)  Der  Wahlleiter  macht  die  Zusammensetzung  des 
Wahlausschusses  öffentlich  bekannt. 

(0)  Die  Wahlausschüsse  bestehen  auch  nach  der  Haupt¬ 
wahl  fort,  und  zwar  längstens  bis  zum  Ablauf  der 
Wahlperiode, 

§  7 

Tätigkeit  der  Wahiausschüsse 

(1)  Die  Wahlausschüsse  verhandeln  und  entscheiden 
in  öffentlicher  Sitzung  unter  Beriidtsichtigung  der  Vor- 
sdiriftcn  des  §  10  Abs.  2  und  3  NKWG* 

(2)  Der  Vorsitzer  bestimmt  Ort  und  Zeit  der  Sitzun¬ 
gen,  Tr  lädt  die  Beisitzer  zu  den  Sitzungen  und  %veist 
dabei  auf  g  10  Abs.  3  NKWG  hin*  Die  Laduhgen  zu  den 
Sitzungen  sollen  den  Beisitzern  mit  einer  Frist  von 
mindestens  24  Stunden  unter  Übersendung  der  Tages¬ 
ordnung  zu gehen* 

(3)  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  der  Verhandlungen  sind 
öffentlich  bekanntzumachen.  Für  die  öffentliche  Be¬ 
kanntmachung  genügt  Aushang  am  oder  im  Eingang 
des  Sitzungsgebäudes  mit  dem  Hinweis,  daß  jedermann 
Zutritt  zu  der  Sitzung  hat 

(4)  "Der  Vorsitzer  bestimmt  einen  Schriltführer;  dieser 
ist  nur  stimmberecht^,  jvvenn  er  zugleich  Beisitzer  ist 

(5)  Der  Vorsitzer  verpflichtet  die  Beisitzer  und  den 
Schriftführer  (Turch  Handschlag  zur  unparteiischen 
Wahrnehmung  ihres  Amtes* 

(6)  Der  Vorsitzer  ist  befugt,  Personen,  die  die  Ruhe 
und  Ordnung  stören,  aus  dem  Sitzungsraum  zu  ver¬ 
weisen* 

(7)  Di^  Sitzungsniederschrift  ^(§  10  Abs.  4  NKWG) 
wird  ^’röm' Vorsitzer,  ^  von  den  anwesenden  Beisitzern 

Schriftführer  unterzeichnet.  ^ 

§  B 

Wahlvorsteher  und  Wahlvorstand 

(1)  Vor  jeder  Wahl  beruft  der  Gemeindewahlleiter 
rechtzeitig  aus  den  Wahlberechtigten  der  Gemeinde  für 
jeden  Stimmbezirk  den  Wahlvorsteher  und  die  Beisitzer 
des  Wahl  vor  Standes  (§§  11  und  12  Abs.  1  NKWG)*  Er 
bestellt  aus  den  Beisitzern  den  Stellvertreter  des 
Wahlvorstehers,  den  Schriftführer  und  dessen  Stell¬ 
vertreter,  Dem  Wahl  Vorstand  sollen  in  der  Regel  nicht 
weniger  als  sechs  Beisitzer  angehören.  Die  Beisitzer 
sollen  möglichst  in  dem  Stimmbezirk  wohnen,  für  den 
der  Wahlvorstand  gebildet  wird* 
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(2)  Vor  der  Berufung  der  Beisilzor  des  Wahlvorst  andos 
fordert  der  GemeindewahUeiter  die,  im  Wahlgebiet  ver¬ 
tretenen  Parteien  durch  öffentliche  Bekanntmachung 
auf,  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  Wahlberech¬ 
tigte  als  Beisitzer  vorzuschlagen.  In  der  Aufforderung 
ist  auf  §  13  Abs*  2  und  3  NKWG  hinzuweisen.  Werden 
von  den  Parteien  nicht  genügend  Wahlberechtigte  als 
Beisitzer  vorgeschlagen,  so  beruft  der  Gerne i nd e wähl- 
leiter  die  weiteren  Beisitzer  nach  seinem  Ermessen. 

(3)  Bei  gleichzeitig  stattfindenden  Gemeinde-  und 
Kreiswahlen  wird  für  beide  Wahlen  nur  ein  Wahl¬ 
vorstand  für  jeden  Stimmbezirk  gebildet.  Für  größere 
Stimmbezirke  werden  im  Falle  des  §  14  Abs,  3  mehrere 
Wahlvorstände  gebildet. 

(4)  In  Gemeinden,  die  nur  einen  Stimmbezirk  bilden, 
kann  der  Gemeinde  wahlleit  er  das  Amt  des  Wahlvor¬ 
stehers  selbst  ausüben  und  seinen  Stellvertreter  sowie 
die  Beisitzer  des  Wahlausschusses  gleichzeitig  zu  Bei¬ 
sitzern  des  Wahl  Vorstandes  berufen. 

(5)  Der  Wahlvorsteher  wird  vom  GemeindewahÜeiter 
zur  unparteiischen  Wahrnehmung  seines  Amtes  ver¬ 
pflichtet  Er  verpflichtet  die  Beisitzer  des  Wahlvorstan¬ 
des  in  gleicher  Welse  <§  37  Abs.  1). 

(6)  Der  Gcmeindewahllciler  sorgt  dafür,  daß  die  Mit¬ 
glieder  des  Wahl  Vorstand  es  vor  der  Wahl  so  über  ihre 
Aufgaben  unterrichtet  werden,  daß  ein  ordnungsmäßiger 
Ablauf  der  Wahlhandlung  und  der  Ermittlung  des 
Wahlergebnisses  gesichert  ist 

(7)  Der  Wahlvorstand  wird  vom  Gemeindewahlleiter 
oder  in  seinem  Auftrag  vom  Wahlvorsteher  einberufen. 
Er  tritt  am  Wahltage  redilzeitig  vor  Beginn  der  Wahl- 
zeit  im  Wahlraum  zusammen. 

(8)  Der  Wahlvorsland  sorgt  für  die  ordnungsmäßige 
Durchführung  der  Wahl,  Der  Wahlvorsteher  leitet  die 
Tätigkeit  des  Wahlvorstandes. 

(9)  Der  Wahlvorstand  berät  und  beschließt  unter  Be¬ 
rücksichtigung  der  Vorschriften  des  §  12  Abs.  2  und  3 
NKWG  öffentlich  über  die  einzelnen  Handlungen  des 
Wahlgeschäfts. 

(10)  Während  des  Wahlgeschäfts  müssen  immer  min¬ 
destens  drei  Mitglieder  dos  Wahl  Vorstandes,  darunter 
der  Wahlvorsteher  und  der  Schriftführer  oder  ihre 
Stellvertreter  anwesend  sein.  Bei  der  Ermittlung  und 
Feststellung  des  Wahlergebnisses  sollen  alle  Mitglieder 
des  Wahl  Vorstandes  anwesend  sein.  Fehlende  Beisitzer 
kann  der  Wahlvorsteher  durch  anwesende  Wahlberech¬ 
tigte  ersetzen.  Dies  muß  geschehen,  wenn  es  mit  Rück¬ 
sicht  auf  die  Bejschlußfähigkeit  (§  12  Abs.  3  NKWG) 
und  die  Mindestbesetzung  (Satz  1)  erf Order lidi  ist 

(11)  Bei  Bedarf  fordert  der  Wahlvorsteher  die  not¬ 
wendigen  Hilfskräfte  und  Hilfsmittel  von  der  Gemeinde 
an, 

§  9 

Neubesetzung  von  Wahlämtern 

(1)  Wird  ein  Wahlaussdmßbeisitzer  oder  ein  Wahl- 
vorstandsmltglied  als  Wahlbewerber  vorgcschlagen  oder 
mit  seinein  Einverständnis  als  Vertrauensmann  oder 
als  stellvertretender  Vertrauensmann  eines  Wahlvor- 
sdilags  benannt,  so  ist  an  seiner  Stelle  unverzüglidi  ein 
anderer  Wahibereditigter  ln  das  Wahlehrenamt  zu  be¬ 
rufen. 

(2)  Das  Amt  des  Wahlleiters  oder  seines  Stellvertreters 
ist  neu  zu  besetzen,  wenn  der  Inhaber  des  Amtes  als 
Wahlbewerber  vorgeschlagen  oder  mit  seinem  Einver¬ 
ständnis  als  Vertrauensmann  oder  als  stellvertretender 
Vertrauensmann  eines  Wahlvorschlags  benannt  wird, 

§  10 

Bußg  eld  ver  f  a  h  r  cn 

(1)  Für  das  Bußgeld  verfahren  (§13  Abs.  4  NKWG)  ist 
Verwaltungsbehörde  im  Sinne  des  §  73  Abs.  1  des  Ge¬ 


setzes  über  Ordnungswidrigkeiten  vom  25.  März  1952 
(Bundesgeselzbl.  I  S.  177) 

1.  der  Gemein dewahlleit er,  wenn  ein  Wahlberechtigter 
das  Amt  eines  Beisitzers  im  Gemeinde  Wahlausschuß, 
eines  Wahlvorstehers  oder  eines  Beisitzers  im  Wahl¬ 
vorstand, 

2.  der  Kreiswahlleiter,  wenn  ein  Wahlberechtigter  das 
Amt  eines  Beisitzers  im  Kreiswah  laus  schuß 

unberechtigt  ablehnt  oder  sich  ohne  genügende  Ent¬ 
schuldigung  den  Pflichten  eines  solchen  Amtes  entzieht. 

(2)  Die  Befugnis  der  obersten  Verwaltungsbehörde 
na  dl  §  6G  Abs.  2  des  Gesetzes  über  Ordnungswidrig- 
keiten  nimmt  die  für  das  Wahlgebiet  zuständige  Auf¬ 
sichtsbehörde  wahr, 

(3)  Das  Bußgeld  fließt  in  die  Kasse  der  Gemeinde,  in 
der  der  Betroffene  in  das  Wählerverzeichnis  eingetragen 
ist. 

111.  Wahlvorbereitung  und  Wahl  verschlage 
(Zu  §§  14  bis  26  NKWG) 

L  Wahlbezirke,  Stimmbezirke 
und  W  a  h  1  r  ä  u  m  e 
(Zu  §§  14  und  Iß  NKWG) 

§  U 

Wahlbezirke 

(1)  Für  die  in  g  14  Abs,  1  NKWG  bezeichneten  Wahl¬ 
gebiete  bestimmt  die  Vertretung  die  Zahl  und  die  Ab¬ 
grenzung  der  Wahlbezirke,  sobald  der  Tag  der  Haupt¬ 
wahl  feststeht  und  der  Vertretung  die  nach  §  48  NKWG 
maßgebende  Einwohnerzahl  bekannt  ist. 

(2)  Der  Wahlleiter  eines  in  §  14  Abs.  1  NKWG  be¬ 
zeichneten  Wahlgcblets  teilt  die  Zahl  und  die  Abgren¬ 
zung  der  Wahlbezirke  unter  Angabe  der  Einwohner¬ 
zahlen  der  für  das  Wahl  gebiet  zuständigen  Aufsichts¬ 
behörde  mit. 

(3)  Der  Kreiswahlleiter  unterrichtet  die  Gemeinde¬ 
wahl  leiter  der  zum  Landkreis  gehörenden  Gemeinden 
über  die  Abgrenzung  der  Wahlbezirke  für  die  Kreis¬ 
wahl, 

§ 

Allgemeine  Stimmbezirke 

(1)  Gemeinden  mit  nicht  mehr  als  2500  Einwohnern 
bilden  in  der  Regel  einen  Stimmbezirk,  Größere  Ge¬ 
meinden  werden  in  mehrere  Stimmbezirke  eingeteilt 
t§  10  Abs.  I  NKWG). 

(2)  Bei  der  Abgrenzurig  der  Stimmbezirke  müssen  die 
Grenzen  der  Wahlbezirke  eingeh alten  werden.  Die 
Stimmbezirke  sollen  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
so  ab  gegrenzt  werden,  daß  allen  Wahlberechtigten  die 
Teilnahme  an  der  Wahl  möglichst  erleichtert  wird.  Kein 
Stimmbezirk  soll  mehr  als  2500  Einwohner  umfassen. 
Die  Zahl  der  Wahlberechtigten  eines  Stimmbezirks  darf 
nicht  so  gering  sein,  daß  erkennbar  wird*  wie  einzelne 
Wahlberechtigte  gewählt  haben. 

(3)  Die  Wahlberechtigten  in  Massenuntorkünften  wie 
größeren  Wohnlagern,  Unterkünften  der  Bundeswehr, 
des  Bundesgrenzschutzes  oder  der  Polizei  sollen  nach 
festen  Abgrenzungs  merk  malen  auf  mehrere  Stimm¬ 
bezirke  verteilt  werden, 

(4)  Der  Kreiswah  Heiter  kann  Gemeinden,  in  denen 
eine  Gemeindeversammlung  besteht  und  daher  keine 
Gemeindewahl  stattfmdet,  mit  einer  benachbarten  Ge¬ 
meinde  zu  einem  Stimmbezirk  für  die  Kr  eis  wähl  ver¬ 
einigen,  Dabei  bestimmt  er,  welche  Gemeinde  die  Wahl 
du  rdi  führt. 

(5)  Für  bewohnte  gemeindefreie  Gebiete  bestimmt  der 
Kreiswahlleiter,  weiche  Gemeinde  die  Stimmbezirke 
für  die  Kreiswahl  bildet  und  die  Wahl  durchführt,  Für 
gemeindefreie  Bezirke  kann  er  bestimme,  daß  die 
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Aufgaben  der  Gemeinde  und  des  Gemeindewahlleiters 
vom  Bezirks  Vorsteher  wahrgenommen  werden.  Absatz  4 
gilt  entsprechend, 

(6)  Die  kreisangehörige  Gemeinde  teilt  die  Abgren¬ 
zung  der  Stimmbezirke  unter  Angabe  der  Einwohner¬ 
zahlen  spätestens  am  30.  Tage  vor  der  Wahl  dem  Kreis¬ 
wahlleiter  mit. 

§  13 

Anstal  t^stimmbezirke 

(1)  Für  Kranken-  und  Pflegeanstalten  (öffentliche 
oder  private  Krankenhäuser  oder  Kliniken^  Entbin¬ 
dungsanstalten,  Wöchnerinnenanstalteni  Altersheime, 
Erholungsheime  und  dergleichen)  mit  einer  größeren 
Anzahl  von  Wahlberechtigten,  die  keinen  Wahlraum 
außerhalb  der  Anstalt  auf  suchen  können,  sollen  An¬ 
staltsstimmbezirke  gebildet  werden.  §  12  Abs,  2  Satz  4 
gilt  entsprechend. 

(2)  Mehrere  Anstalten  können  zu  einem  Anstalls- 
stimmbczirk  zusammengefaßt  werden, 

(3)  Die  kreisangehörige  Gemeinde  teilt  die  Bildung 
von  Anstaltsstimmbezirken  spätestens  am  30,  Tage  vor 
der  Wahl  dem  Kreiswah Heiter  mit. 

S  14 

Wahlräume 

(1)  Die  Gemeinde  bestimmt  für  jeden  Stimmbezirk 
einen  Wahlraum.  Soweit  möglich,  stellt  sie  die  Wahl¬ 
räume  In  Gemeindegebäuden  zur  Verfügung. 

(2)  Die  Wahl  räume  sollen  so  gelegen  sein,  daß  den 
Wahlberechtigten  die  Teilnahme  an  der  Wahl  möglichst 
erleichtert  wird  und  der  Zugang  auch  körperbehinderten 
Personen  möglich  ist, 

(3)  Tn  größeren  Stimmbezirken,  in  denen  sidi  die 
Wählerverzeichnisse  teilen  lassen,  kann  gleichzeitig  in 
verschiedenen  Gebäuden  oder  in  verschiedenen  Räumen 
desselben  Gebäudes  oder  an  verschiedenen  Tis  dien  des 
Wahlraumes  gewählt  werden*  Für  jeden  Wahl  raum 
oder  Tisdi  wird  ein  Wahlvorstand  gebildet.  Sind  mehrere 
Wahlvorstände  in  einem  Wahlraum  tätig,  so  bestimmt 
die  Gemeinde,  weldicr  Wahlvorstand  für  Ruhe  und 
Ordnung  im  Wahlraum  sorgt  (§  39). 

2.  Wählerverzeichnis 
(Zu  17  und  18  NKWG) 

§  15 

Führung  des  Wählerverzeichnisses 

(1)  Die  Gemeinde  legt  für  jeden  Stimmbezirk  ein 
Verzeichnis  der  Wahlberechtigten  nach  Familiennamen, 
Vornamen,  Geburtstag  und  Wohnung  an  Finden  in  der 
Gemeinde  gfeichzeitig  Gemeinde-  und  Kreiswahlen 
statt,  so  wird  für  beide  Wahlen  ein  gemeinsames  Wähler¬ 
verzeichnis  geführt. 

(2)  Das  Wöhlerverzeidinis  wird  unter  fortlaufenden 
Nummern  in  der  Buchstabenfolge  der  Familiennamen, 
bei  gleidien  Familiennamen  der  Vornamen  angelegt.  Es 
kann  auch  nach  Ortsteilen,  Straßen  und  Hausnummern 
gegliedert  sowie  nach  Geschlechtern  getrennt  angelegt 
werden* 

(3)  Wählerverzeichnisse,  die  für  frühere  Wahlen  auf- 
gestellt  worden  sind,  können  unter  Beachtung  der  Vor- 
sdiriften  des  §  67  fortgeführt  und  wieder  verwendet  : 
werden. 

(4)  Die  Gemeinde  sorgt  dafür,  daß  die  Unterlagen  für 
die  Wählerverzeichnisse  jederzeit  so  vollständig  vor¬ 
handen  sind,  daß  diese  vor  Wahlen  rechtzeitig  berich¬ 
tigt  oder  neu  aufgestellt  werden  können, 

(5)  Ist  für  die  Kreiswahl  ein  Stimmbezirk  aus  mehre¬ 
ren  Gemeinden  gebildet  worden,  so  legt  jede  Gemeinde 
das  Wählerverzeichnis  für  ihren  Teil  des  Stimmbezirks 
am 
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^  IG 

Form  des  Wählerverzeichnisses 

(1)  Das  Wählerverzeichnis  wird  als  Wählerliste  in 
Heftform  nach  dem  Muster  der  Anlage  1  oder  als  Wahl¬ 
kartei  angelegt*  Es  soll  mehrere  Spalten  für  Vermerke 
über  die  Stimmabgabe  und  muß  eine  Spalte  für  Be¬ 
merkungen  enthalten* 

(2)  Die  Wahlkartci  muß  in  verschließbaren  Kästen 
verwahrt  werden*  Die  Kästen  müssen  so  eingerichtet 
sein,  daß  die  Karten  durch  eine  Vorrichtung  fest¬ 
gehalten  werden  und  daß  nach  Abschluß  des  Wähler¬ 
verzeichnisses  Karten  nidit  mehr  herausgenommen 
oder  eingefügt  werden  können. 

§  n 

Eintragung  der  Wahlbcrcchtiglen 

(1)  In  das  Wählerverzeichnis  werden  alle  Wahl¬ 
berechtigten  eingetragen,  die  für  eine  Wohnung  im 
Stimmbezirk  in  der  Gemeinde  als  dauernd  zugezogen 
gemeldet  sind.  Hat  ein  aus  einer  anderen  Gemeinde 
des  Landes  zugezogener  Wahlberechtigter  bei  der  An¬ 
meldung  angegeben,  daß  er  seine  bisherige  Wohnung 
beibehält,  so  wird  er  nur  dann  in  das  Wählerverzeich¬ 
nis  eingetragen,  wenn  er  bei  der  Anmeldung  oder 
nachträglich  bis  zum  Ablauf  der  Auslegungsfrisl  {§  17 
Abs.  2  NKWG)  der  Meidebehörde  ausdrücklich  erklärt, 
daß  er  am  neuen  Wohnort  seine  Hauptwohnung  habe, 
Tn  diesem  Falle  benachrichtigt  die  Gemeinde  die  für  die 
bisherige  Hauptwohnung  zuständige  Gemeinde,  die  den 
Wahlberechtigten  in  ihrem  WählerverzcichnLs  streidiL 

(2)  In  das  Anstalts  wähl  er  Verzeichnis  können  außer 
den  im  Anstaltsstimmbezirk  ivohnhaftcn  Wahlberech¬ 
tigten  auch  Wahlberechtigte  anderer  Stimmbezirke  der 
Gemeinde  eingetragen  werden,  wenn  sie  als  Insassen 
oder  Bedienstete  der  Anstalt  im  Anstaltsstimmbezirk 
wählen  wollen.  Bei  Eintragung  in  ein  Anstalts  Wähler¬ 
verzeichnis  werden  die  letztgenannten  Wahl  her  editigten 
in  das  nach  Absatz  1  maßgebende  Wählerverzeichnis 
nicht  eingetragen  oder  darin  gestrichen,  Absatz  1  Satz  2 
und  3  gilt  entsprechend. 

(3)  In  das  Anstalts  Wählerverzeichnis  einer  kreis¬ 
angehörigen  Gemeinde  können  ferner  die  in  einer  an¬ 
deren  Gemeinde  desselben  Landkreises  wohnhaften 
Wahlberechtigten  für  die  Kreiswahl  eingetragen  wer¬ 
den,  wenn  sie  als  Insassen  oder  Bedienstete  der  Anstalt 
an  der  Krclswahl  im  Anstaltsstimmbezirk  teilnehmen 
wollen*  Wird  ein  Wahlberechtigter  nadi  Satz  1  in  ein 
Anstaltswählerverzeichnis  eingetragen,  so  benachrich¬ 
tigt  die  Gemeinde  die  für  ihn  nach  Absatz  1  Satz  1  zu¬ 
ständige  Gemeinde,  die  ihn  in  ihrem  WählerverzeLchnis 
streicht. 

(4)  Bevor  eine  Person  in  das  Wählerverzeichnis  ein¬ 
getragen  wird,  ist  zu  prüfen,  ob  sie  nach  den  Vor¬ 
schriften  der  Niedersächsischen  Gemeindeordnung  und 
der  Niedersächsischen  Landkreisordnung  die  Wahl- 
reditsvoraus Setzungen  erfüllt,  ob  sie  vom  Wahlrecht 
ausgeschlossen  oder  in  der  Ausübung  des  Wahlrechts 
behindert  ist* 

(5)  Personen,  die  vom  Wahlrecht  ausgeschlossen  oder 
in  der  Ausübung  des  Wahlrechts  behindert  sind,  wer¬ 
den  nicht  im  Wählerverzeichnis  geführt* 

(6)  Wird  das  Wählerverzeichnis  für  gleichzeitig  stall¬ 
findende  Gemeinde-  und  Kreis  wählen  aufgeslellt  und 
ist  eine  Person  nur  für  die  Kreiswahl  wahlbere^tigt, 
so  ist  neben  dem  Namen  des  Wahlberechtigten  in  der 
Spalte  „Bemerkungen"  ein  entsprechender  Vermerk 
einzutragen. 

(7)  Ist  der  Waldtag  besiiinml  worden  und  wechselt 
ein  für  die  Kreis  wähl  Wahlberechtigter  innerhalb  von 
drei  Monaten  vor  der  Wahl,  jedoch  vor  Ablauf  der 
Auslegungsfrist  (§  17  Abs.  2  NKWG),  seine  Wohnung 
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innerhalb  des  Kreisgebiots,  so  bescheinigt  ihm  die  Ge¬ 
meinde  bei  der  Abmeldung,  daß  er 
h  im  Zeitpunkt  der  Abmeldung  für  die  bevorstehende 
Kreisvvahl  wahlberechtigt  ist  und 
2.  in  das  Wählerverzeichnis  der  Gemeinde  für  diese 
Wahl  nicht  eingetragen  oder  darin  gestrichen  wor* 
den  ist 

Aul  Grund  dieser  Bescheinigung,  die  kostenfrei  aus- 
zusteUen  ist,  wird  der  Wahlberechtigte  nach  den  Vor¬ 
schriften  der  Absätze  1  bis  6  am  neuen  Wohnort  in  das 
Wählerverzeichnis  eingetragen. 

§  IS 

Benachrichügung  der  Wahlberechtigten 

(1)  Die  Gemeinde  benachrichtigt  spätestens  am 
22,  Tage  vor  der  Wahl  jeden  Wahlberechtigten,  der  in 
das  Wählerverzeichnis  eingetragen  ist  Die  Mitteilung 
soll  enthalten: 

L  den  Famincnnamcn,  den  Vornamen,  den  Geburts¬ 
tag  und  die  Wohnung  des  Wahlberechtigten, 

2.  den  Wahlraum, 

3.  die  Wahlzeit, 

4*  die  Nummer,  unter  der  der  Wahlberechtigte  in  das 
Wählerverzeidmis  eingetragen  ist, 

5.  die  Aufforderung,  die  Wahlbenachrichtigung  bei  der 
Wahl  mitzubringen  und  seinen  Personalausweis 
bereitzuhalten, 

ln  Fällen  des  §  17  Abs.  6  wird  in  der  Wahlbenach¬ 
richtigung  vermerkt,  daß  sie  nur  für  die  Kreiswahl  gilt, 

(2)  Für  Gemeinden  mit  nur  einem  Stimmbezirk  kann 
der  Landeswahlleiter  zulassen,  daß  die  Benachrichti¬ 
gung  der  Wahlberechtigten  unterbleibt 

§  19 

Auslegung  des  Wählerverzoiclinlsses 
<1)  Die  Gemeinde  macht  spätestens  am  24.  Tage  vor 
der  Wahl  öffentlidi  bekannt, 

1.  %vo,  wie  lange  und  zu  welchen  Tagesstunden  das 
Wählervei'zeichnis  ausliegt  (§  i?  Abs.  2  NKWG), 

2.  wo  innerhalb  der  Auslegungsfrist  schriftlich  oder 
durch  Erklärung  zur  Niederschrift  eine  Berichtigung 
des  Wählerverzeichnisses  beantragt  werden  kann 
(§  20), 

■  3.  ob  den  Wahlberechtigten,  die  in  das  Wählerverzeich¬ 
nis  eingetragen  sind,  eine  Wahlbenachrichtigung 
zugeht, 

(2)  Die  Gemeinde  beurkundet  das  Wählerverzeichnis 
am  Tage  vor  der  Auslegung  nach  dem  Muster  der  An¬ 
lage  2  auf  dem  Titelblatt,  bei  Verwendung  einer  Kartei 
auf  einer  besonderen  Karteikarte.  Die  kreisangehörige 
Gemeinde  teilt  die  Zahl  der  für  die  Kreis  wähl  ein- 
gctralenen  Wahlbereditiglen  unverzüglich  dem  Kreis-  I 
wah Heiter  mit. 

(3)  Die  Gemeinde  sorgt  dafür,  daß  das  Wählerver¬ 
zeichnis  auch  an  den  in  die  Auslegungsfrist  fallenden 
Sonn-  und  Feiertagen  eingesehen  werden  kann. 

(4)  Die  Gemeinde  soll  zulassen,  daß  während  der 
Auslegungsfrist  Abschriften  des  Wählerverzeichnisses 
gefertigt  werden.  Sie  kann  auf  Antrag  Abschriften 
erteilen  und  hierfür  die  Erstattung  der  Auslagen  ver¬ 
langen. 

§  20 

Anträge  auf  Berichtigung  des  Wählerverzeichnisses 

(1)  Wer  einen  Antrag  auf  Berichtigung  des  Wähler¬ 
verzeichnisses  stellt  (§  18  Abs.  1  NKWG),  hat  die  er¬ 
forderlichen  Beweismittel  beizubringen,  sofern  die 
behaupteten  Tatsachen  nicht  offenkundig  sind. 

{2)  Hält  die  Gemeinde  den  Berichtigungsantrag  für 
begründet,  so  gibt  sie  ihm  unverzüglich  statt.  Einem  , 
Antrag  auf  Streichung  einer  in  der  Gemeinde  wohn¬ 


haften  Person  darf  erst  stattgegeben  werden,  nadidem 
ihr  Gelegenheit  zur  Äußerung  gegeben  worden  ist, 

(3)  Hält  die  Gemeinde  den  Berichtigungsantrag  nicht 
für  begründet,  so  legt  sie  ihn  mit  den  vorhandenen  Be¬ 
weismitteln  und  ihrer  Stellungnahme  unverzüglich  dem 
Gemeindewahlloiter  vor,  der  die  Entsdieidung  des  Ge¬ 
meindewahlausschusses  herbeiführt.  Der  Gemeinde¬ 
wahlleiter  teilt  den  Beteiligten  rechtzeitig  Ort  und  Zeit 
der  Verhandlung  über  den  Berichtigungsantrag  mit. 

(4)  Der  Gemeind  ewahlaus  schuß  entscheidet  nadi 
mündlicher  Verhandlung.  Sind  die  Beteiligten  nicht 
erschienen,  so  entscheidet  er  auf  Grund  der  vorliegen¬ 
den  Unterlagen.  Absatz  2  Satz  2  gilt  entsprechend. 

(5)  Die  Entscheidung  über  den  Berichtigungsantrag 
ist  den  Beteiligten  von  der  entscheidenden  Stelle  späte¬ 
stens  am  4.  Tage  vor  der  Wahl  bekanntzugeben.  Wird 
auf  Grund  eines  Berichtigungsantrages  ein  Wahl¬ 
berechtigter  in  das  Wählerverzeichnis  nach  getragen,  so 
erhält  er  die  Wahlbenachrichtigung,  wenn  nicht  auf 
Grund  des  §  18  Abs.  2  die  Benachrichtigung  der  Wahi- 
berechtigten  in  der  Gemeinde  unterblieben  ist. 

(6)  Der  Gcmelndewahlleiter  teilt  die  Entscheidungen 
des  Gemeindewahlausschusses  über  Bedchtigungs- 
anträge,  die  sich  auf  die  Kreis  wähl  beziehen,  unverzüg¬ 
lich  dem  Kr  eis  wahlleit  er  mit 

(7)  Die  Entscheidungen  über  Berichügungs  an  träge 
sind  vorbehaltlidi  einer  Nachprüfung  im  Wahlprü- 
fungs verfahren  endgültig. 

§  21 

Berichtigung  des  Wählerverzeichnisses 

(1)  Vom  Beginn  der  Auslegungsfrist  ab  können  Per¬ 
sonen  unbeschadet  der  Absätze  2  bis  4  nur  auf  recht¬ 
zeitigen  Berichtigungsantrag  in  das  Wählerverzeichnis 
auf  genommen  oder  darin  gestrichen  werden. 

(2)  Ein  Wahlberechtigter  wird  auf  Antrag  bis  zum 
Tage  vor  der  Wahl  —  12  Uhr  —  in  das  Wählerverzeich¬ 
nis  eingetragen, 

1.  wenn  er  nach  weist,  daß  er  ohne  sein  Verschulden 

die  Antragsfrisl  für  die  Berichtigung  des  Wähler¬ 
verzeichnisses  versäumt  hat, 

2,  wenn  sein  Recht  auf  Teilnahme  an  der  Wahl  erst 

nach  Ablauf  der  Antragsfrist  entstanden  ist. 

Ein  Wahlberechtigter,  der  bei  Ablauf  der  Antragsfrist 
in  ein  Wählerverzeichnis  eingetragen  ist,  wird  auf 
Grund  eines  Wohnungswedisels  nur  dann  gemäß  Satz  1 
Nr.  1  in  das  für  seine  neue  Wohnung  maßgebende 
Wählerverzeichnis  eingetragen,  wenn  sichergestellt  ist, 
daß  er  in  dem  für  seine  bisherige  Wohnung  maßgeben¬ 
den  Wählerverzeichnis  gestridicn  wird. 

(3)  Ein  Wahlberechtigter  wird  auf  Antrag  bis  zum 
Tage  vor  der  Wahl  12  Uhr  in  das  Anstaltswähler- 
verzeidhnis  eingetragen,  wenn  er  nach  Aufstellung  des 
Anstaltswähler  Verzeichnisses  in  eine  zum  Anstalts¬ 
stimmbezirk  gehörende  Kranken-  oder  Pflegeanstalt 
aufgenommen  wird.  Absatz  2  Satz  2  gilt  entsprechend. 

(4)  Ist  das  Wählerverzoidinls  infolge  urkundlich  nach¬ 
gewiesener  Todesfälle,  Versagens  technischer  über- 
Iragungsvorrichtungen  oder  aus  ähnlichen  Gründen 
offensichtlidi  unrichtig  oder  unvollständig,  so  kann  die 
Gemeinde  den  Mangel  bis  zum  Tage  vor  der  Wahl 
—  12  Uhr  —  auch  von  Amts  wegen  beheben.  Fälle,  die 
Gegenstand  eines  Berichtigungsantrages  (§  20)  bilden, 
sind  ausgenommen.  §  20  Abs.  2  Satz  2  gilt  entsprediend. 
Nach  Ablauf  der  Auslegungsfrist  darf  eine  Person  auf 
Grund  eines  Wohnungswedisels  nur  dann  von  Amis 
wegen  im  Wählerverzeichnis  gestrichen  werden,  wenn 
sie  in  das  für  die  neue  Wohnung  maßgebende  Wähler¬ 
verzeichnis  eingetragen  wird  (Absatz  2  Satz  2)  oder  aus 
dem  Wahlgebiel  verzogen  ist. 
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(5)  Für  Entscheidungen  nach  den  Absätzen  2  bis  4 
gilt  §  20  Abs.  7  entsprechend. 

(6)  Wird  auf  Grund  eines  Berichtigungsantrages  oder 
nach  den  Absätzen  2  bis  4  entschieden,  daß  ein  Wahl¬ 
berechtigter  in  das  Wählerverzeichnis  einzutragen  ist, 
so  ist  er  unverzüglich  nachzutragen.  Wird  entschieden, 
daß  eine  eingetragene  Person  nicht  wahlberechtigt  ist, 
so  ist  ihr  Name  zu  streichen.  Nachträge,  Streichungen 
und  alle  sonstigen  Entscheidungen  im  Berich tigungs- 
verfahren  sind  in  der  Spalte  „Bemerkungen“  zu  er¬ 
läutern,  Nach  Abschluß  des  Wählerverzeichnisses 
können  unbeschadet  der  Absätze  2  bis  4  Nachträge  und 
Streidiungcn  nicht  mehr  vorgenommen  werden. 

§  22 

Abschluß  des  Wähler  v  erzeidmiss  es 

(1)  Das  Wählerverzeichnis  ist  spätestens  am  Tage  vor 
der  Wahl,  jedoch  nicht  früher  als  am  3.  Tage  vor  der 
Wahl,  durch  die  Gemeinde  abzu  sch  ließen.  Sie  stellt 
dabei  die  Zahl  der  Wahlberechtigten  des  Stimmbezirks 
fest.  Der  Abschluß  wird  auf  der  Wählerliste,  bei  Ver¬ 
wendung  einer  Wahlkartei  auf  einer  besonderen  Kartei¬ 
karte  nach  dem  Muster  der  Anlage  3  beurkundet. 
Werden  nach  Abschluß  des  Wählerverzeichnisses  gemäß 
§  21  Abs.  2  bis  4  Nachträge  oder  Streichungen  vorge¬ 
nommen,  so  ist  der  berichtigte  Abschluß  zu  beurkunden. 

(2)  Wird  das  Wählerverzeichnis  als  Wahlkartei  ge¬ 
führt,  so  wird  beim  Abschluß  die  Festhallevorrichtung 
durch  Schloß,  Plombe  oder  Siegel  so  gesichert,  daß 
Karten  nicht  mehr  entnommen  oder  eingefügt  werden 
können. 

(3)  Wählerverzeichnisse  mehrerer  Gemeinden,  die 
nach  §  12  Abs.  4  zu  einem  Stimmbezirk  für  die  Kreis¬ 
wahl  vereinigt  sind,  werden  von  der  Gemeinde,  die  die 
Wahl  im  Stimmbezirk  durchführt,  zum  Wählerverzeich¬ 
nis  des  Stimmbezirks  verbunden  und  abgeschlossen. 

3.  Wahlbekanntmachung, 
Wahlvorschläge,  Stimmzettel 
(Zu  §§  15  und  19  bis  26  NKWG) 

§  23 

Einreichung  der  Wahl  Vorschläge 

(1)  Der  Landes  Wahlleiter  madit  rechtzeitig  vor  der 
Wahl  öffentlich  bekannt,  für  welche  Parteien  die  Vor¬ 
aussetzung  des  §  19  Abs.  9  NKWG  zutrlfft. 

(2)  Der  WahUeiter  erläßt  spätestens  am  34.  Tage  vor 
der  Wahl  die  Wahlbekanntmachung  gemäß  §  15  NKWG. 
Er  fordert  zur  möglichst  frühzeitigen  Einreichung  der 
Wahl  Vorschläge  auf,  gibt  bekannt,  wo  und  bis  zu  wel¬ 
chem  Zeitpunkt  die  Wahlvorschläge  eingereicht  werden 
müssen,  und  weist  auf  die  Vorschriften  über  Inhalt  und 
Form  hin. 

§  24 

Wahlanzeigen 

(1)  Der  Wahllciter  vermerkt  auf  jeder  Wahlanzeigo 
(§  19  Abs.  11  NKWG)  Tag  und  Uhrzeit  des  Eingangs 
und  übersendet  dem  Landeswahlleiter  sofort  eine  Aus¬ 
fertigung  der  dazugehörigen  Unterlagen;  dabei  gibt  er 
an,  auf  welches  Wahlgebiet  oder  welche  Wahlgebieto 
sich  die  Wahlanzeige  bezieht.  Er  unterrichtet  ferner  den 
Regierungspräsidenten  (Präsidenten  des  Verwaltungs¬ 
bezirks)  über  den  Eingang  der  Wahlanzeigo.  Der  Ge¬ 
meindewahlleiter  der  kreisangehörigen  Gemeinde  un¬ 
terrichtet  außerdem  den  Kreis wahlleiter. 

(2)  Finden  Gemeinde-  und  Kreiswahlen  am  gleichen 
Tage  statt,  so  unterrichtet  der  Kreiswahlleiter  die  Ge¬ 
meindewahlleiter  der  zum  Landkreis  gehörenden  Ge¬ 
meinden  unverzüglidi  über  die  bei  ihm  ein  gegangenen 
Wahlanzeigen,  die  sich  auch  auf  die  Gemeindewahl  in 
den  zum  Landkreis  gehörenden  Gemeinden  beziehen. 


§  25 

Anerkennung  als  Partei 

(1)  Der  Wahlleiter  lädt  die  Vereinigungen,  die  ihm 
ihre  Teünahme  an  der  Wahl  angezeigt  haben,  zu  der 
Sitzung,  in  der  die  Feststellung  über  ihre  Anerkennung 
als  Partei  getroffen  wird  (§  19  Abs.  12  NKWG). 

(2)  Der  Wahlausschuß  stellt  fest, 

1.  welche  Vereinigungen  ihre  Teilnahme  an  der  Wahl 
ordnungsmäßig  angezeigt  haben, 

2.  weiche  Vereinigungen  ihre  Teilnahme  an  der  Wahl 
nicht  ordnungsmäßig  angezeigt  haben, 

3.  welche  der  unter  Nummer  1  fallenden  Vereinigun¬ 
gen  für  die  Wahl  als  Parteien  an  zu  erkennen  sind, 

4.  welche  der  unter  Nummer  1  fallenden  Vereinigun¬ 
gen  für  die  Wahl  nicht  als  Parteien  anzuerkennen 
sind. 

In  der  FeststeUung  ist  anzugeben,  für  welche  Wahl 
und  für  welches  Wahl  gebt  et  sic  gilt.  Der  Gemeinde¬ 
wahlausschuß  der  kreisangehörigen  Gemeinde  hat  die 
Vorschrift  des  §  19  Abs.  12  Satz  3  NKWG  zu  berück¬ 
sichtigen. 

(3)  Der  Wahlleiter  verkündet  die  Feststellung  des 
Wahlausschusses  im  Anschluß  an  die  Beschlußfassung 
unter  kurzer  Angabe  der  Gründe  und  weist  auf  Ab¬ 
satz  4  hin, 

(4)  Die  Feststellung  des  Wahlausschusses  über  die 
Anerkennung  als  Partei  ist  vorbehaltlich  einer  Nach¬ 
prüfung  im  Wahlprüfungsvorfahren  endgültig. 

(5)  Über  die  Sitzung  wird  eine  Niederschrift  nach  dem 
Muster  der 'Anlage  4  angefertigt. 

(6)  Der  Kreis  wahlleiter  teilt  den  Gemeindewahlleitern 
der  zum  Landkreis  gehörenden  Gemeinden  unverzüglich 
die  vom  Kreiswahlausschuß  nadi  Absatz  2  getroffenen 
Feststellungen  mit. 

(7)  Der  Gemeindewahlleiter  der  kreisangehörigen 
Gemeinde  unterrichtet  den  Kreis  wahlleiter  unverzüg¬ 
lich  über  die  vom  Gemeindewahlausschuß  nach  Absatz  2 
getroffenen  Feststellungen. 

(B)  Der  Kreiswah  Heiter  und  der  Gemein  de  wahlleiter 
der  kreisfreien  Stadt  teilen  dem  Landeswahlleiter  und 
dem  Regierungspräsidenten  (Präsidenten  des  Verwal¬ 
tungsbezirks)  die  von  den  Wahlausschüssen  ihrer  Wahl- 
gebiele  nach  Absatz  2  getroffenen  Feststellungen  un¬ 
verzüglich  mit.  Der  Kreis  wahlleiter  unterrichtet  den 
Landeswahlleitcr  und  den  Regierungspräsidenten  (Prä¬ 
sidenten  des  Verwaltungsbezirks)  ferner  über  die  von 
den  Gemeindewahlausschüssen  der  zum  Landkreis  ge¬ 
hörenden  Gemeinden  getroffenen  Feststellungen,  so¬ 
bald  ihm  die  Mitteilungen  der  Gemeinde  wahlleiter  ge¬ 
mäß  Absatz  7  vorliegen. 

§  20 

Inhalt  und  Form  der  Wahl  Vorschläge 

(1)  Der  Wahlvorschlag  soll  nach  dem  Muster  der  An¬ 
lage  5  eingereicht  werden.  Er  muß  die  in  §  19  Abs.  5 
NKWG  bezeichneten  Angaben  über  die  Personalien 
eines  jeden  Bewerbers,  den  Namen  der  Partei  sowie 
das  Wahl  gebiet  und  den  Wahlbezirk  enthalten.  Die 
Namen  der  Bewerber  müssen  in  erkennbarer  Reihen¬ 
folge  aufgeführt  sein.  Neben  dem  Namen  der  Partei 
(5  19  Abs.  5  Nr.  2  NKWG)  sind  außer  der  abgekürzten 
Parteibezeichnung  keine  Zusätze  (z.  B.  Angabe  des  ört¬ 
lich  zuständigen  Parteiorgans)  zulässig.  Der  Einzel¬ 
wahlvorschlag  führt  an  Stelle  einer  Parteibezeichnung 
als  Kennwort  den  Familiennamen  des  Einzelbewerbers. 

(2)  Der  Wahl  Vorschlag  soll  Namen  und  Ansdirift  des 
Vertrauensmannes  und  seines  Stellvertreters  enthalten. 

(3)  Der  Wahlvorschlag  einer  Partei  muß  von  dem 
nach  ihrer  Satzung  für  das  Wahlgebiet  zuständigen 
Parteiorgan  unterzeichnet  sein.  Der  Einzel  wähl  vor- 
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schlag  wird  vom  Bewerber  oder  Vertrauensmann  un¬ 
terzeichnet 

(4)  Unterschriften  nach  |  19  Abs,  8  NKWG  sind  unter 
Beachtung  folgender  Vorschriften  auf  dem  Wahlvor¬ 
schlag  zu  erbringen: 

1.  Der  auf  die  vorzuschlagcnden  Bewerber  lautende 
Wahlvorschlag  ist  vor  der  Eintragung  der  Unter¬ 
schriften  dem  Wahlleiter  vorzulegen,  der  im  Kopf 
des  Wahl  Vorschlags  einen  Sichtvermerk  einträgt. 

2.  Die  Wahlberechtig  ten^  die  einen  Wahl  Vorschlag  un¬ 
terstützen,  müssen  ihn  persönlich  und  handschrift¬ 
lich  leserlich  unterschreiben;  neben  der  Unterschrift 
sind  Familienname,  Vürname,  Geburtstag,  Wohnort 
und  Wohnung  des  Unterzeichners  anzugeben, 

3.  Für  jeden  Unterzeichner  ist  eine  gerne  in  debehörd- 
lidie  Bescheinigung  nadi  dem  Muster  der  Anlage  6 
boizufügen,  daß  er  in  dem  Wahlbezirk  wahlberech¬ 
tigt  ist,  für  den  der  Wahl  Vorschlag  aufgestellt  wird. 
Die  Bescheinigung  kann  auf  dem  Wahl  verschlag  er¬ 
teilt  werden. 

4.  Ein  Wahlberechtigter  kann  bis  zu  drei  Wahlvor¬ 
schläge  für  die  Gemeindewahl  und  bis  zu  drei  Wahl¬ 
vorschläge  für  die  Kreis  wähl  unterzeidinen;  hat 
jemand  mehr  als  drei  Wahlvorschläge  für  die  Ge¬ 
meindewahl  unterzeichnet,  so  ist  seine  Unterschrift 
auf  allen  Wahlvorschlägen  ungültig;  Entsprechendes 
gilt  für  die  Kr  eis  wähl, 

(5)  Dem  Wahl  Vorschlag  sind  beizu  fügen 

L  die  Erklärung  eines  jeden  Bewerbers  nach  dem 
Muster  der  Anlage  7,  daß  er  seiner  Aufstellung  zu¬ 
stimmt  und 

a)  beim  Wahivorschlag  für  die  Gemeindewahl: 
daß  er  für  keinen  weiteren  Wahl  Vorschlag  für  die 
Gemeinde  wähl, 

b)  beim  Wahl  Vorschlag  für  die  Kreiswahl: 

daß  er  für  keinen  weiteren  Wahlvorschlag  für  die 
Kreiswahl 

seine  Zustimmung  zur  Benennung  als  Bewerber 
gegeben  hat, 

2.  für  jeden  Bewerber  eine  g em ei ndebehörd liehe  Be- 
sdieinigung  nach  dem  Muster  der  Anlage  8,  daß  er 
wählbar  ist, 

3.  eine  von  dem  für  das  Wahlgebiet  zuständigen  Par¬ 
teiorgan  beglaubigte  Abschrift  der  in  §  21  NKWG 
bezcidineten  Abstimmungsniederschnft  über  die 
Bestimmung  der  Bewerber  und  ihrer  Reihenfolge, 

4.  bei  Wahl  vor  schlagen  für  die  Gemeindewahl,  deren 
Bewerber  nach  §  21  Abs,  3  NKWG  bestimmt  worden 
sind,  eine  Bescheinigung  des  für  das  Wahlgebiet  zu¬ 
ständigen  Parteiorgans,  daß  in  der  Gemeinde  keine 
Parteiorganisation  vorhanden  ist, 

5.  für  jeden  Bewerber,  der  der  Parte!  angehört,  eine 
Bescheinigung  des  für  das  Wahlgebiet  zuständigen 
Parteiorgans  über  seine  Parteimitgliedschaft, 

6.  für  jeden  Bewerber,  der  der  Partei  nidit  an  gehört, 
eine  von  ihm  Unterzeichnete  Erklärung,  daß  er  nicht 
Mitglied  einer  anderen  Partei  ist. 

Die  Unterlagen  nach  den  Nummern  3  bis  6  entfallen 
für  Einzelwahlvorschläge, 

(6)  Die  Bescheinigung  des  Wahlrechts  (Absatz  4  Nr.  3) 
und  die  Bescheinigung  der  Wählbarkeit  (Absatz  5  Nr.  2) 
sind  kostenfrei  auszustellen, 

(7)  Das  für  das  Wahlgebiet  zuständige  Parteiorgan 
kann  für  die  Einreichung  des  Wahlvorschlags  einen 
Bevollmächtigten  bestimmen.  Die  Vollmadit  ist  dem 
Wahlvorschlag  beizufügen*  Sie  gilt,  wenn  nicht  aus- 
drüddidi  anders  bestimmt,  auch  für  die  Beglaubigung 
nach  Absatz  5  Nr.  3  und  die  Bescheinigungen  nach  Ab¬ 
satz  5  Nrn,  4  und  5. 


g  27 

Vertrauensmänner 

(1)  Der  Vertrauensmann  und  sein  Stellvertreter  {§  19 
Abs.  10  NKWG)  sind,  jeder  für  sich,  berechtigt,  ver¬ 
bindliche  Erklärungen  zum  Wahlvorschlag  abzugeben 
und  entgegenzunehmen.  Die  besonders  bestimmten 
Zuständigkeiten  anderer  Stellen  im  Zusammenhang  mit 
der  Einreichung  des  Wahl  Vorschlags  bleiben  unberührt, 

(2)  Unbeschadet  des  §  19  Abs,  10  Satz  3  NKWG  soll 
niemand  Vertrauensmann  mehrerer  Wahlvorschläge  für 
die  Gemeindewahl  sein;  Entsprechendes  gilt  für  die 
Kr  eis  wähl* 

(3)  ln  Fällen  des  §  2G  Abs.  7  gilt  der  Bevollmächtigte 
der  Partei  als  Vertrauensmann,  wenn  im  Wahh-^orschlag 
kein  Vertrauensmann  angegeben  ist, 

§  28 

Vorprüfung  der  Wühl  Vorschläge 

(1)  Der  Wahlleiter  vermerkt  auf  jedem  Wahlvorschlag 
Tag  und  Uhrzeit  des  Eingangs,  Er  prüft  unverzüglich, 
ob  die  eingegangenen  Wahlvorschläge  vollständig  sind 
und  den  Erfordernissen  des  Kommunalwahlgesetzes 
und  der  Kommunalwahlordnung  entsprechen.  Stellt  er 
bei  der  Prüfung  eines  rechtzeitig  eingegangenen  Wahl- 
vorsdilags  Mängel  fest,  so  verfährt  er  nach  §  24  Abs.  1 
Satz  2  NKWG,  Die  Aufforderung  zur  Beseitigung  der 
Mängel  ist  aktenkundig  zu  machen. 

(2)  Wird  dom  Gemein  de  Wahlleiter  bekannt,  daß  ein 
für  die  Ge  mein  de  wähl  vorgeschlagener  Bewerber  nodi 
in  einer  anderen  Gemeinde  vorgesch lagen  worden  ist, 
so  weist  er  den  Gemeindewahlleiter  der  anderen  Ge¬ 
meinde  auf  die  Doppelbewerbung  hin.  Der  Kreiswahl¬ 
leiter  verfährt  entsprechend,  wenn  ihm  eine  Doppel¬ 
bewerbung  für  die  Kreis  wähl  bekannt  wird. 

§  29 

Zulassung  der  Wahl  Vorschläge 

(1)  Der  Wahlleiter  lädt  die  Vertrauensmänner  der 
Wahl  Vorschläge  zu  der  Sitzung,  in  der  über  die  Zulas¬ 
sung  der  Wahlvorschläge  entschieden  wird, 

(2)  Der  Wahlleiter  legt  dem  Wahlausschuß  die  ein¬ 
gegangenen  Wahlvorschläge  vor  und  berichtet  ihm  über 
das  Ergebnis  der  Vorprüfung, 

(3)  Der  Wahlausschuß  entscheidet  über  die  Zulassung 
der  Wahlvorschläge  nach  den  Vorschriften  des  §  25 
Abs.  1  bis  5  NKWG,  Weist  ein  Wahlvorschlag  Mängel 
auf,  so  ist  §  24  Abs.  2  und  3  NKWG  zu  beachten.  Bei 
der  Entscheidung  über  die  Zulassung  von  Wahl  Vor¬ 
schlägen  der  unter  §  19  Abs.  11  NKWG  fallenden  Par¬ 
teien  sind  die  nadi  §  19  Abs,  12  NKWG  und  §  25  dieser 
Verordnung  getroffenen  Feststellungen  zu  berück¬ 
sichtigen. 

(4)  Bewerber,  für  die  nach  §  25  Abs.  3  NKWG  die 
Zulassung  versagt  wird,  werden  im  Wahlvorschlag  ge¬ 
strichen.  Werden  alle  Bewerber  eines  Wahl  Vorschlags 
ge.strichen,  so  wird  der  Wahlvorschlag  nidit  zugelassen, 

(5)  Ist  der  Wahlvorschlag  einer  Partei  mit  einer 
Parteibezeichnung  ein  gereicht  worden,  die  zu  Ver¬ 
wechslungen  Anlaß  gibt,  so  fügt  der  Wahlausschuß 
dem  Wahlvorschlag  eine  Untersdieidungsbezeichnung 
bei;  trifft  bei  gleichzeitig  stattflndenden  Gemeinde- 
und  Kreiswahlcn  der  Kreiswahlausschuß  eine  Unter¬ 
scheidungsregelung,  50  gilt  diese  audi  für  die  Ge¬ 
meindewahl  in  den  zum  Landkreis  gehörenden  Ge¬ 
meinden. 

(6)  Sind  für  einen  Wahlbezirk  mehrere  E inzel bewer¬ 
be  r  mit  dem  gleichen  Familiennamen  vorgcschlagen 
worden,  so  erweitert  der  Wahlausschuß  die  Kenn¬ 
wörter  {§  26  Abs.  1  Satz  5)  durch  Hinzufügung  der 
Vornamen  oder  sonst  geeigneter  Zusätze. 
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(7)  Der  Wahlaussdiuß  stellt  die  zugelassenen  Wahl- 
vorschlägo  in  der  in  §  26  Abs*  1  vorgesdiriebenen  Form 
mit  der  maßgebenden  Reihenlolge  der  Bewerber  fest. 

(8)  Der  Wahlleiter  verkündet  die  Entscheidung  des 
Wahlausschusses  im  Anschluß  an  die  Beschlußfassung 
unter  kurzer  Angabe  der  Gründe  und  weist  auf  Ab¬ 
satz  9  hin. 

(9)  Die  Entsdieidung  des  Wahlausschusses  über  die 
Zulassung  der  Wahlvorschläge  ist  vorbehaltlich  einer 
Nachprüfung  im  Wahlprüfungsvcrfahren  endgültig. 

(10)  Über  die  Sitzung  wird  eine  Niederschrift  nach 
dem  Muster  der  Anlage  9  angefertigt  Der  Nieder¬ 
schrift  sind  die  zugelassenen  Wahl  Vorschläge  in  der 
vom  Wahlausschuß  fest  gestellten  Form  beizufügen. 

§  30 

Bekanntmachung  der  Wahl  Vorschläge 

(1)  Der  Wahllciter  ordnet  die  zugelassenen  Wahl¬ 
vorschläge  unter  fortlaufenden  Nummern  in  der  nadi 
§  31  Abs.  2  maßgebenden  Reihenfolge  und  macht  sie 
unverzüglich  öffcntlidi  bekannt.  Die  Bekanntmachung 
enthält  für  jeden  Wahlvorschlog  die  in  §  26  Abs.  1 
bezeichneten  Angaben. 

(2)  Der  Kreiswahlleiter  und  der  Gemeindewahlleiter 
der  kreisfreien  Stadt  teilen  für  ihr  Wahlgebiet  dem 
Landeswahlleiter  und  dem  Regierungspräsidenten  (Prä¬ 
sidenten  des  Verwaltungsbezirks)  nach  dem  Muster  der 
Anlage  10  unverzüglich  mit: 

1.  die  Zahl  der  zugelassenen  Wahlvorschläge,  auf- 
gegliedert  na  dl  den  Wahl  Vorschlägen  der  einzelnen 
Parteien  und  nach  Einzelwahlvorschlägen, 

2.  die  Zahl  der  auf  den  zugelassenen  Wahl  Vorschlägen 
insgesamt  benannten  Bewerber,  aufgegliedert  nach 
den  Wahlvorsdiiägcn  der  einzelnen  Parteien  und 
nach  Einzelwahlvorschlägen. 

(3)  Der  Gemeindewahlleiter  der  kreisangehörigen 
Gemeinde  teilt  die  in  Absatz  2  bezeichneten  Angaben 
unvcrzüglidi  dem  Kreiswahlleiter  mit. 

(4)  Der  Kreis  wahlleit  er  teilt  dem  Landes  wahlleit  er 
und  dem  Begier ungspräs identen  (Präsidenten  des  Ver- 
^valtungsbozirks)  für  die  zum  Landkreis  gehörenden 
Gemeinden  nach  dem  Muster  der  Anlage  11  unverzüg¬ 
lich  mit: 

1.  die  Zahl  der  Gemeinden,  in  denen  die  Gemeinde¬ 
wahl  stattßndet, 

2.  die  Zahlen  der  zugelassenon  Wahl  vor  schlüge  und 
der  auf  ihnen  insgesamt  benannten  Bewerber,  auf¬ 
gegliedert  nach  den  Wahlvor schlagen  der  einzelnen 
Parteien  und  nach  Einzel  Wahlvorschlägen, 

3.  die  Zahl  der  Gemeinden,  in  denen  nach  den  Vor¬ 
schriften  der  Niedersächsischen  Gemeindeordnung 
über  die  Gemeindeversammlung  keine  Gemeinde¬ 
wahl  stattfindet, 

4.  die  Zahl  der  Gemeinden,  in  denen  in  den  letzten 
zwölf  Monaten  vor  Ablauf  der  allgemeinen  Wahl¬ 
periode  eine  einzelne  Neuwahl  oder  eine  Wieder¬ 
holungswahl  Etattgefunden  hat  und  daher  die  Ge¬ 
meindewahl  unterbleibt  (§  38  Abs.  3  und  §  39  Abs.  3 
NKWG). 

§  31 

Stimmzettel 

(1)  Der  Stimmzettel  (§  26  NKWG)  enthalt  nach  dem 
Muster  der  Anlagen  12  oder  13  die  zugelassenen  Wahl¬ 
vorschläge  in  der  Reihenfolge  gemäß  Absatz  2.  Wahl¬ 
vorschläge  von  Parteien  tragen  als  Überschrift  die 
Farteibezeichnung,  Einzel  wähl  vorschlüge  das  Kennwort 
26  Abs.  1  Salz  5  und  §  29  Abs.  6).  Die  Bewerber  eines 
jeden  Wahlvorschlags  werden  in  der  zugelassenen 
Reihenfolge  mit  Familiennamen,  Vornamen,  Beruf, 
Wohnort  und  Wohnung  auf  geführt;  auf  den  Stimm¬ 


zetteln  für  die  Gemeindewahl  kann  die  Angabe  des 
Wohnorts  unterbleiben.  Jeder  Bc%verber  erhält  auf  dem 
Stimmzettel  ein  abgegrenztes  Feld. 

(2)  Für  die  in  §  26  Abs.  3  NKWG  bezeichneten  Par¬ 
teien  macht  der  Landeswahlleiter  die  Reihenfolge  der 
Wahlvorsdilägc  auf  dem  Stimmzettel  nach  dem  Er¬ 
gebnis  der  letzten  Hauptwahl  zum  Landtag  unter  Be- 
.1‘üdcsichtigung  etwaiger  Nachwahlen  und  Wieder¬ 
holungswahlen  rechtzeitig  vor  der  Wahl  öffentlich 
bekannt  Die  Wahlvorsdiläge  sonstiger  Parteien  und 
die  Einzelwahlvorschlüge  schließen  sich  in  der  alpha¬ 
betischen  Folge  der  Parteibezeichnungen  und  der 
Kennwörter  an. 

(3)  Die  Stimmzettel  müssen  einseitig  bedruckt  und 
in  jedem  Stimmbezirk  von  gleicher  Farbe  und  Be¬ 
schaffenheit  sein.  Für  wahlstatistische  Auszählungen 
können  Unterscheidungsbezeichnungen  auf  ged  ruckt 
werden.  Finden  im  Stimmbezirk  Gemeinde-  und  Kreis¬ 
wahlen  gleichzeitig  statt,  so  sollen  die  Stimmzettel  für 
die  Gemeindewahl  von  weißem  oder  weißlichem,  die 
Stimmzettel  für  die  Kreis  wähl  von  andersfarbigem 
Papier  sein. 

(4)  Die  Stimmzettel  können  mit  einem  abtrennbar on 
Randstreifen  versehen  und  durch  Drahtung  der  Rund- 
streilen  zu  Blödes  zusammengefaßt  werden. 

(5)  Wahlumschläge  werden  nicht  verwendet 

(6)  Der  Wahlleiter  weist  der  Gemeinde  die  Stimm¬ 
zettel  zur  Weitergabe  an  die  Wahlvorsteher  zu.  Aus¬ 
gabe  und  Empfang  der  Stimmzettel  sind  von  der  Her¬ 
stellung  bis  zur  Ausgabe  an  die  Wahlvorsteher  (§  33) 
nachzuweisen. 

§  32 

Wahlbekanntmachung  der  Gemeinde 

(1)  Die  Gemeinde  madit  spätestens  am  6.  Tage  vor 
der  Wahl  Beginn  und  Ende  der  Wahlzeit  sowie  die 
Stimmbezirke  und  die  Wahlräume  öffentlich  bekannt. 
An  Stelle  der  Aufzählung  der  Stimmbezirke  mit  ihrer 
Abgrenzung  und  ihren  Wahlräumcn  kann  auf  die  An¬ 
gaben  in  der  Wahlbenachriditigung  verwiesen  w'erden. 
In  der  Bekanntmachung  weist  die  Gemeinde  darauf  hin, 

1.  daß  jeder  Wähler  drei  Stimmen  für  die  Gerne! nde- 
wahl  und,  sofern  in  der  Gemeinde  eine  Kreis%vahl 
stattflndet,  drei  Stimmen  für  die  Kreiswahl  hat, 

2.  daß  die  Stimmzettel  amtlich  hcrgeslellt  und  im 
Wahlraum  bcreitgehalten  werden, 

3.  daß  der  Stimmzettel  die  im  Wahlbezirk  zugelas- 
senen  Wahlvorschläge  mit  den  Namen  der  zu- 
gelassenen  Bewerber  enthält, 

4.  daß  der  Wähler  bei  der  Stimmabgabe  die  Namen 
der  Bewerber,  denen  er  seine  Stimmen  geben  will, 
durch  Ankreuzen  oder  in  sonstiger  Weise  zweifels¬ 
frei  kennzeichnen  muß, 

5.  daß  der  Wähler  bei  der  Abgabe  seiner  Stimmen 
nicht  an  die  Reihenfolge,  in  der  die  Bewerber 
innerhalb  eines  Wahlvorsdilags  aufgeführt  sind, 
gebunden  ist, 

6.  daß  der  Wähler  Bewerbern  versdiiedener  Wahl¬ 
vorsdiläge  seine  Stimmen  geben  kann, 

7.  daß  der  Wähler  jedem  Bewerber  nur  eine  Stirnm© 
geben  kann, 

ß.  unter  welchen  Voraussetzungen  Stimmzettel  nach 
§  30  Abs.  3  NKWG  ungültig  sind, 

9.  daß  der  Wähler  sich  auf  Verlangen  des  Wahlvor¬ 
standes  über  seine  Person  auszu weisen  hat, 
lü.  daß  der  Wähler  sein  Wahlrecht  nur  in  dem  für  ihn 
zuständigen  Wahlraum  ausüben  kann, 

11.  daß  die  Wahl  öffentlich  ist  und  daß  jedermann 
zum  Wahl  raum  Zutritt  hat,  soweit  das  ohne  Stö¬ 
rung  des  Wahlgeschäfts  möglich  ist, 
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12.  daß  nach  den  Vorschriften  des  StrafgcscUbudis  mit 
Gefängnis  bestraft  wird,  wer  unbefugt  wählt  oder 
sonst  ein  unrichtiges  Ergebnis  einer  Wahl  herbei¬ 
führt  oder  das  Ergebnis  verfälscht. 

(2)  Ein  Abdruck  der  Wahlbekannlmachung  ist  vor 
Beginn  der  Wahlhandlung  am  oder  im  Eingang  des 
Gebäudes,  in  dem  sich  der  Wahl  raum  bo  findet,  anzu- 
bringen.  Dem  Abdruck  ist  der  für  den  Wahlbezirk 
maßgebende  Stimmzettel  für  die  Gemeindewahl  und^ 
sofern  in  der  Gemeinde  eine  Kreiswahl  stattfindet,  der 
für  den  Wahlbezirk  maßgebende  Stimmzettel  für  die 
Kreiswahl  beizufügen.  Diese  Stimmzettel  müssen  durch 
Aufdrude  oder  Überschrift  deutlich  als  Muster  gekenn¬ 
zeichnet  sein, 

IV.  Wahlhandlung 
(Zu  §§  27  bis  29  NKWG) 

§  33 

Ausstattung  des  Wahlvorstandes 

Die  Gemeinde  übergibt  dem  Wahlvorsteher  eines 
jeden  Stimmbezirks  vor  Beginn  der  Wahlhandlung: 

1,  das  ausgelegte  Wählerverzeichnis, 

2,  Stimmzettel  in  genügender  Zahl, 

3,  Vordrucke  der  Wahlniederschrift  und  der  Zähllisten, 

4,  Vordrucke  der  Sdinellmeldung, 

5,  Abdruck  des  Kommunalwahlgcsctzes  und  der  Kom¬ 
mun  a  1  wahlor  d  n  u  n  g , 

6,  Abdruck  der  Wahlbekanntmadiung, 

7,  Papicrbeutel  oder  Packpapier  und  Siegelmatcrial 
zum  Verpacken  der  Stimmzettel. 

§  34 

Wahlzellen 

(1)  ln  jedem  Wahlraum  richtet  die  Gemeinde  eine 
oder  mehrere  Wahlzellen  mit  Tischen  ein,  in  denen  der 
Wähler  seinen  Stimmzettel  unbeobachtet  kennzeichnen 
kann.  Als  Wahlzelle  kann  auch  ein  nur  durdi  den  Wahl¬ 
raum  zugänglicher  Nebenraum  dienen,  wenn  dessen 
Eingang  vom  Wahltisch  (§  36)  aus  übersehen  w^erden 
kann. 


nehmung  ihrer  Aufgaben  verpflichtet  und  so  den  Wahl- 
vorstand  bildet  Falls  es  erforderlich  ist,  ersetzt  er 
fehlende  Beisitzer  durch  anwesende  Wahlberechtigte 
(§  3  Abs,  10). 

(2)  Der  Wahlvorstand  überzeugt  sich  vor  Beginn  der 
Stimmabgabe  davon,  daß  die  Wahlurne  leer  ist  Der 
Wahlvorsteher  versdiließt  die  Wahlurne.  Sie  darf  bis 
zum  Schluß  der  Wahlhandlung  nicht  mehr  geöffnet 
weiden. 

§  38 

Öffentlichkeit  der  Wahl 

Während  der  Wahlhandlung  und  der  Ermittlung  des 
Wahlergebnisses  hat  jedermann  zum  Wahlraum  Zu¬ 
tritt,  soweit  das  ohne  Störung  des  Wahlgeschäfts  mög¬ 
lich  ist, 

§  39 

Ordnung  im  Wahlrauju 

Der  Wahlvorstand  sorgt  für  Ruhe  und  Ordnung  im 
Wahl  raum.  Er  ordnet  bei  Andrang  den  Zutritt  zum 
Wahlraum. 

§  40 

Unz  u  lass  i  g  e  Wah  Ipr o  pa  ga  n  da 

(1)  ln  dem  Gebäude,  in  dem  sich  der  Wahl  raum  be¬ 
findet,  ist  jede  Beeinflussung  der  Wähler  durch  Wort, 
Ton,  Schrift  oder  Bild  verboten, 

(2)  Der  Wahlvorstand  sorgt  dafür,  daß  während  der 
Wahlhandlung  jede  unzulässige  Wahlpropaganda  im 
Sinne  des  Absatzes  1  unterbleibt. 

§  41 

Stimmabgabe 

(1)  Nach  Betreten  des  Wahlraums  begibt  sich  der 
Wähler  an  den  Tisdi  des  Wahl  Vorstandes  (WahlÜsch), 
nennt  seinen  Namen  und  auf  Anfrage  seine  Wohnung. 
Dabei  soll  er  seine  Wahlbenachrichtigung  abgeben.  Auf 
Verlangen  hat  er  sich  über  seine  Person  auszuweisen. 

(2)  Sobald  der  Schriftführer  den  Namen  des  Wählers 
im  Wählerverzeidinis  gefunden  hat  und  die  Wahl¬ 
berechtigung  fest  gestellt  worden  ist,  erhält  der  Wähler 
einen  amtlichen  Stimmzettel,  Finden  im  Stimmbezirk 


(2)  In  der  Wahlzelle  sollen  Schreibstifte  bereitliegen. 

§  35 

Wahlurne 

(1)  Die  von  den  Wählern  abgegebenen  Stimmzettel 
werden  in  Wahlurnen  gesammelt. 

(2)  Die  Wahlurne  muß  mit  einem  Deckel  versehen 

■  Tbro  innere  Höhe  soll  in  der  Regel  90  cm,  der 
;ein.  Ihre  innere  nunc  „„genüberliegendcn  mm- 

Mjstand  jeöer  muD  die  Wahlurne 

nicht  weiter  ela  d  em  aeln  d.,1. 

3^™»  ve, Schnellbar  Jl"^  p„,g. 

I3)jür  '"™' 

Wahlurnen  «erden  v»  der  Gemeinde  he- 

sdiafft,  g  30 

WahltiBch 

,  Hör  Wahlvorstand  Platz  nimmü 

r  ÄerseTh  SndUdt  sein.  M  diesen  T.scn 
äi.  Wahlurne  gestellt. 

§ 

„  dPV  Wahlhandlvirg 

r  V  Ale  Vahlhündlung 


SO  er- 
so¬ 


gleichzeitig  Gemeinde-  und  Kreis-wahlen  statt, 
hält  der  Wähler  für  jede  Wahl  einen  Stimmzettel, 
fern  er  für  beide  Wahlen  wahlberechtigt  ist 

(3)  Der  Wähler  begibt  sich  in  die  Wahlzelle,  kenn-  . 
zeichnet  dort  seinen  Stimmzettel  und  faltet  ihn  so  zu- 
sammen,  daß  bei  der  Abg.abe  von  Umstehenden  nicht 
erkannt  werden  kann,  wie  er  gewählt  hat.  Danadi 
tritt  er  wieder  an  den  Wahltisch  und  legt  den  Stimm 
Zettel  in  die  Wahlurne. 

(4)  Der  Wahl  verstand  hat  darüber  ni  warben  da 

rsJ.»  stelle,  nndcrhalh  der  ^ 

r ÄiSn”  <:iS„sichfflch  geldhrdcndcn 

.--Sä 

im  Wählerverzeidrms  einget  ä 

den  zu  müssen  oder  ^le  Zulassung  eines 

Wahlvorstandcs  ^eden  so  beschließt  der 

Wählers  zur  oder  Zurüdeweisun^ 

Wahlvorstand  über  die  Zul^ssung^^^^^^^^.^^  ,, 

m  der 
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(7)  Hat  der  Wähler  seinen  Stimmzellcl  verschneten 
oder  versehentlich  unbrauchbar  gemacht  oder  wird  er 
nach  Absatz  5  zurückgewiesen,  so  ist  ihm  auf  Verlangen 
ein  neuer  Stimmzettel  auszuhändigen,  nachdem  er  den 
alten  Stimmzettel  im  Beisein  eines  Wahl  Vorstandsmit¬ 
gliedes  zerrissen  hat.  Der  zerrissene  Stimmzettel  dar! 
nicht  in  die  Wahlurne  gelegt  werden. 

5  -12 

Stimmabgabe  bi'hinderler  Wahlei 

(1)  Ein  Wähler,  der  des  Lesens  unkundig  oder  durch 
körperliches  Gebrechen  bclundert  ist,  den  Stimmzettel 
zu  kennzeichnen  und  in  die  Wahlurne  zu  legen  kann 
sich  der  Hilfe  einer  Vertrauensperson  bedienen.  Er  teUi 
dem  Wahlvorsteher  mit,  wer  ihm  bei  der  Stimmabgabe 
als  Vertrauensperson  behilflich  sein  soll.  Auf  Wunsch 
des  Wählers  kann  ein  Mitglied  des  Wahlvorstandes  als 
Vertrauensperson  tätig  werden. 

(2)  Die  Hilfeleistung  hat  sich  auf  die  Erfüllung  der 
Wünsche  des  Wählers  zu  besdiranken.  Die  Vertrauens- 
nerson  darf  gemeinsam  mit  dem  Wähler  die  Wahlzelle 
aufsuchen,  soweit  das  zur  Hilfeleistung  erforderlich  ist. 

<3)  Die  Vertrauensperson  ist  zur  Geheimhalturig  der 
Kenntnisse  verpflichtet,  die  sie  bei  der  Hilfeleistung 
von  der  Wahl  eines  anderen  erlangt  hat. 

§  43 

Vermerk  Über  die  Stimmabgabe 
Der  Schriftführer  vermerkt  die  Stimmabgabe  neben 
dem  Namen  des  Wählers  im  Wüiilerverzeichnis  in  der 
dafür  bestimmten  Spalte.  Für  dieselbe  Wahl  muü 
immer  dic.selbe  Spalte  benutzt  werden.  Die  Spalte  ist 
auf  dem  Titelblatt  des  Wählerverzeichnisses,  bei  Be¬ 
nutzung  einer  Kartei  aut  einer  besonderen  Karteikarte, 
anzugeben. 

§  44 

Wahl  in  Kranken-  und  Pflegeanslalten 

(1)  Zur  Stimmabgabe  in  An .stalts Stimmbezirken  (§  13) 
wird  jeder  in  der  Anstalt  anwesende  Wahlberechtigte 
zugelassen,  der  in  das  Anstaliswählerverzeichnis  ein- 
getragen  ist 

(2)  Es  ist  zulässig,  für  die  verschiedenen  Teile  eines 
Anstaltsstimmbezirks  verschiedene  Personen  liIs  Bei¬ 
sitzer  des  WahlvorsUmdes  zu  berufen- 

(3)  Die  Anstaltsloitung  bestimmt  im  Einvernehmen 
mit  der  Gemeinde  einen  geeigneten  Wahlrauim  Für  die 
versdiiedenen  Teile  eines  Anstaltsstimmbezirks  können 
verschiedene  Wahlräumc  bestimmt  werden.  Die  Ge¬ 
meinde  richtet  den  Wahlrnum  her  und  sorgt  für  Wahl¬ 
urnen  und  Wahlsdiutzvorriditungon. 

(4>  Sind  für  den  Anstaltsstimmbezirk  mehrere  Wahl¬ 
räume  bestimmt  worden,  so  bestimmt  die  Gemeinde  im 
Einvernehmen  mit  der  Anstaltsleitung  die  Zeit  der 
Stimmabgabe  für  jeden  Wahlraum  im  Rahmen  der 
allgemeinen  Wahlzeit,  Die  Zeit  der  Stimmabgabe  ist 
für  jeden  Wahlraum  nadi  dem  tatsäehlidien  Bedürfnis 
ausreichend  zu  bemessen. 

(5)  Die  Anstaltslcitmig  gibt  den  Wahiberechtigton  den 
Wahl  raum  und  die  Zeit  der  Stimmabgabe  am  Tage  vor 
der  Wahl  bekannt  und  weist  auf  die  Möglidikeit  der 
Stimmabgabe  nadi  Absatz  6  hin. 

CG)  Der  Wahlvorsteher  oder  sein  Stellvertreter  und 
zwei  Beisitzer  können  sich  zur  Durchführung  der  Wahl 
mit  einer  versdilosscncn  Wahlurne  in  die  Kranken¬ 
zimmer  und  an  die  Krankenbetten  begeben.  Audi  bett- 
Wahlberechtigte  müssen  Gelegenheit  haben, 
den  Stimmzettel  unbeobachtet  zu  kennzeichnen. 

H  pffentlidikeit  soll  durch  die  Anwesenheit  an¬ 

derer  Wahlberechtigter  gewährleistet  werden, 

\H 


(8)  Die  Anstaltsleitung  ist  für  die  Absonderung  von 
Kranken  verantwortlich,  die  mit  ansteckenden  Krank¬ 
heiten  behaftet  sind. 

(9)  Für  die  Wahl  in  Kranken-  und  Pflegeanslalten, 
die  nicht  zu  einem  Anstaltsstimmbezirk  gehören,  findet 
5  14  Abs.  a  sinngemäß  Anwendung;  im  übrigen  gelten 
die  Absätze  2  bis  8.  Die  in  diesen  Anstalten  entgehn- 
genommenen  Stimmzettel  werden  vor  ihrer  Auszahlung 
mit  den  übrigen  Stimmzetteln  des  Stimmbezirks  ver¬ 
mengt.  Der  Vorgang  vvird  in  der  Wahlniedersdinft 
(§52)  vermerkt. 

§  4  a 

Schluß  der  Wahlhandlung 

Sobald  die  Wahlzeit  abgclaufen  ist,  wird  dies  vom 
Wahlvorsteher  bekanntgegeben.  Von  da  ab  dürfen  nur 
noch  die  Wähler  zur  Stimmabgabe  zugelassen  werden, 
die  sich  im  Wahlraum  befinden.  Der  Zutritt  zum  Wahl¬ 
raum  ist  so  lange  zu  sperren,  bis  die  anwesenden 
Wähler  ihre  Stimmen  abgegeben  haben.  Sodann  erklärt 
der  Wahlvorsteher  die  Wahlhandlung  für  geschlossen. 

V.  Fcstsiclhing  und  Eekanntgahc  des  Wahlergebnisses 
(Zu  §§  3t)  bis  30  NKWG) 

§  46 

Feststellung  des  Wahlergebnisses  im  Stimmbezirk 

(1)  Im  Anschluß  an  die  Wahlhandlung  ermittelt  der 
Wahl  vor  stand  ohne  Unterbrechung  das  Wahlergebnis 
im  Stimmbezirk.  Er  stellt  fest: 

1.  die  Zahl  der  Wahlbereditigtcn  nach  dem  Wähler¬ 
verzeichnis, 

2.  die  Zahl  der  Wähler, 

3.  die  Zahl  der  ungültigen  Stimmzettel, 

4.  die  Zahl  der  gültigen  Stimmen. 

5.  die  Zahlen  der  für  jeden  Bewerber  und  für  jeden 
Wahlvurschlag  abgegebenGn  gültigen  Slimmen. 

(2)  Finden  im  Stimmbezirk  Gemeinde-  und  Kreis- 
wahlcn  gleichzeitig  statt,  so  wird  das  Wahlergebnis  für 
jede  Wahl  getrennt  festgestellt. 

§  47 

Zählung  der  Wähler 

(1)  Vor  dem  Öffnen  der  Wahlurne  werden  alle  nicht 
benutzten  Stimmzettel  vom  Wahltisch  entfernt.  Sodann 
werden  die  Stimmzettel  der  Wahlurne  entnommen  und 
gezählt.  Zugleidi  werden  die  Stimmabgabe  vermerke  im 
Wählerverzeichnis  gezählt.  Ergibt  sich  dabei  auch  nach 
wiederholter  Zählung  keine  Übereinstimmung,  so  ist 
dies  in  der  Wahlniederschrift  anzugeben  und,  soweit 
möglich,  zu  erläutern. 

(2)  Es  wird  ferner  ermittelt,  wie  viele  Stimmzettel  bei 

der  Wahl  an  die  Wähler  ausgegeben  worden  sind  und 
ob  diese  Zahl  mit  den  nach  Absatz  Z  Satz  2  und  3  fest¬ 
gestellten  Zahlen  übereinstimmt.  Bei  Abweichungen 
gilt  Absatz  1  Salz  4  entsprechend.  ungen 

§  4S 

Zählung  der  Stimmen 
(1)  Nachdem  die  Zahl  der  i 
iiit.  werden  die  abgegebenen  wurden 

Wahlvorsteher  liest  aus  jedem  t;*  ttezahlt.  Der 

zur  Beanstandung  Anlaß  gibt 

b,r  dl.  Stlmncf  d 

mehrere  Beisitzer  sammeln  dio  er 
halfen  sie  bis  zum  AWhtß  tr 
Aufsidit.  Stiirmzcttel.  die  leer 
oder  sonst  Arlaß  ,ur  BeansmS  ® 
der  Wahlvonfeher  einem  BeS,"®/ 
und  bis  zur  Entscheidung  über  dil  r’ur  sammelt 

men  unter  seiner  Aufsicht  behält 
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(2)  Sind  die  Stimmen  aller  nidit  beanstandeten 
Stimmzettel  gezählt,  so  entscheidet  der  Wahl  Vorstand 
nach  den  Vorschrilten  des  §  30  Abs,  3  und  4  NKWG 
Über  die  Gültigkeit  der  übrigen  Stimmzettel.  Der  Wahl¬ 
vorsteher  gibt  die  Entscheidung  bekannt  und  vermerkt 
auf  der  Rückseite  eines  jeden  beanstandeten  Stimm¬ 
zettels,  ob  er  für  gültig  oder  für  ungültig  erklärt  worden 
ist*  Auf  den  für  gültig  erklärten  Stimmzetteln  ist  an¬ 
zugeben,  für  wcldie  Bewerber  die  Stimmen  lauten, 

§  49 

Zähl  listen 

(1)  Es  wird  eine  Zählliste  für  die  gültigen  Stimmen 
und  die  ungültigen  Stimmzettel  von  einem  dafür  be¬ 
stimmten  Mitglied  des  Wahl  Vorstand  es  oder  einer  dafür 
bestimm  len  Hilfskraft  geführt.  Die  Zählliste  soll  nach 
dem  Muster  der  Anlage  14  angelegt  sein, 

(2)  Der  Listenführer  verzeichnet  jede  aufgerufene 
gültige  Stimme  und  jeden  auf  gerufenen  ungültigen 
Stimmzettel  in  der  in  Betradit  kommenden  Spalte  der 
Zählliste. 

(3)  Der  Kreiswahlleiter  kann  für  die  zum  Landkreis 
gehörenden  Gemeinden,  der  Gemcindewahlleitcr  für 
die  kreisfreie  Stadt  anordnen,  daß  Gegcnzähllisten 
geführt  werden* 

(4)  Die  Zähllistcn  werden  vom  Wahlvorsteher  und 
vom  Listenführer  unterschrieben. 

§  50 

Bekanntgabe  des  Wahlergebnisses  im  Stimmbezirk 

Der  Wahlvorsteher  gibt  das  Wahlergebnis  im  Stimm¬ 
bezirk  mit  den  in  §  46  Abs.  1  bezeichneten  Angaben  im 
Anschluß  an  die  Feststellungen  mündlich  bekannt. 

§  5! 

Schnellmeldungen,  vorläufige  Wahlergebnisse 

(1)  Sobald  das  Wahlergebnis  im  Stimmbezirk  fest¬ 
gestellt  worden  ist,  meldet  cs  der  Wahlvorsteher  mit  den 
in  §  46  Abs*  1  bezeichneten  Angaben  auf  dem  schnellsten 
Wege  dem  Gcmcindcwahlleiter^  für  diese  Schncll- 
meldung  gilt  das  Muster  der  Anlage  15.  Finden  im 
Stimmbezirk  Gemeinde-  und  Kreiswahlen  gleichzeitig 
statt,  so  ist  das  Ergebnis  jeder  Wahl  dem  Gemeindc- 
wahlleiter  sogleich  nach  seiner  Fe*ststellung  mitzuteilen* 

(2)  Der  Gemeindewahlleiter  der  kreisangehörigen 
Gemeinde  ermittelt  nach  den  Schnellmeldungen  der 
Wahlvorsteher  das  vorläufige  Ergebnis  der  Kreiswahl 
in  der  Gemeinde  und  teilt  es  auf  dem  schnellsten  Wege 
nadi  dem  Muster  der  Anlage  15  dem  Kreis wahlleiter 
mit*  Das  vorläufige  Ergebnis  der  Kreiswahl  ist  nach 
Wahlbezirken  zu  gliedern,  wenn  Teile  der  Gemeinde  zu 
verschiedenen  Wahlbezirken  für  die  Kreiswahl  gehören. 

(3)  Der  Kreiswahlleiter  ermittelt  nach  den  Sdinell- 
meldungen  der  Gemeindewahlleiter  das  vorläufige  Er¬ 
gebnis  der  Kreiswalil  und  teilt  es  auf  dem  schnellsten 
Wege  dem  Landeswahllcitcr  und  dem  Regierungspräsi¬ 
denten  (Präsidenten  des  Verwaltungsbezirks)  mit.  Der 
Landeswahlleiter  kann  bestimmen,  daß  ihm  die  Mel¬ 
dungen  über  die  Regierungspräsidenten  (Präsidenten 
der  Verwaltungsbezirke)  zu  erstatten  sind, 

(4)  Der  Gemeindewahllcitcr  der  kreisfreien  Stadt 
ermittelt  nach  den  Schnellmcldungen  der  Wahlvorsteher 
das  vorläufige  Ergebnis  der  Gemeinde  wähl  und  gibt  cs 
nadi  Absatz  3  weiter* 

(5)  Der  Gemeindewahlleiter  der  kreisangehörigen 
Gemeinde  ermittelt  nach  den  Schnellmeldungen  der 
Wahlvorsteher  das  vorläufige  Ergebnis  der  Gemeinde¬ 
wahl  und  teilt  es  auf  dem  schnellsten  Wege  dem  Kreis- 
wahlleiter  mit*  Der  Kreiswahlleiter  faßt  die  Schnell¬ 


meldungen  der  Gemeinde  wahlleiter  zusammen  und 
gibt  das  zusammen  gefaßte  Ergebnis  nach  Absatz  3 
weiter. 

(6)  In  den  Schnellmeldungen  nach  den  Absätzen  S 
bis  5  "werden  für  die  Gemeindewahlen  und  für  die 
Kreis  wählen  getrennt  angegeben: 

1.  die  Zahl  der  Wahlberechtigten, 

2*  die  Zahl  der  Wähler, 

3*  die  Zahl  der  ungültigen  Stiinmzeltci, 

4*  die  Zahl  der  gültigen  Stimmen, 

5*  die  Zahl  der  Sitze, 

6*  die  Zahlen  der  für  jede  Partei  und  für  die  Gesamt¬ 
heit  der  Einzelbcwcrber  abgegebenen  Stimmen, 

7*  die  Zahlen  der  jeder  Partei  und  der  Gesamtheit  der 

Einzelbewerber  voraussichtlich  zust  eh  enden  Sitze* 

Diese  Schnellmeldungen  %verden  nach  dem  Muster 
der  Anlage  16  erstattet.  In  der  Sdinellmeldung  des 
Kreiswahlloiters  über  das  vorläufige  Ergebnis  der  Ge¬ 
meindewahl  werden  die  in  Satz  1  bezeichneten  Angaben 
für  die  Gesamtheit  der  zum  Landkreis  gehörenden  Ge¬ 
meinden  zusammengefaßt. 

(7)  Der  Wahlleiter  macht  das  vorläufige  Wahlergebnis 
in  geeigneter  Weise  bekannt. 

(8)  Bei  allgemeinen  Neuwahlen  ermittelt  der  Landos- 
wah Heiter  die  vorläufigen  zahlenmäßigen  Gesamtergeb¬ 
nisse  der  Gemeindewahlen  und  der  Kreiswahlen  für 
das  Land  und  macht  sie  in  geeigneter  Weise  bekannt 

§  52 

Wahlniederschrift 

(1)  Über  die  Wahlhandlung  und  die  Feststellung  des 
Wahlergebnisses  im  Stimmbezirk  wird  vom  Schrift¬ 
führer  eine  Wahlniederschrift  nacii  dem  Muster  der 
Anlage  17  auf  genommen  und  von  allen  anwesenden 
Mitgliedern  des  Wahl  Vorstandes  unterzeichnet  Be¬ 
schlüsse  über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der 
Stimmzettel  und  über  Anstände  bei  der  Wahlhandlung 
oder  bei  der  Ermittlung  des  Wahlergebnisses  sind  in 
der  Niedersdirift  zu  vermerken*  Dieser  werden  bei- 
gefügt: 

1.  die  Zähllislen, 

2.  die  beanstandeten  Stimmzettel,  über  die  der  Wahl¬ 
vorstand  nach  §  48  Abs.  2  besonders  beschlossen  hat* 

(2)  Der  Wahlvorsteher  übergibt  die  Wahlniederschrift 
seines  Stimmbezirks  mit  allen  Anlagen  unverzüglich 
der  Gemeinde,  die  sie  sofort  dem  Gcmeindewahlleiter 
zuleitet. 

(3)  Finden  im  Stimmbezirk  gleichzeitig  Gemein  de - 
und  Kreiswahlen  statt,  so  *sind  für  beide  Wahlen  ge¬ 
trennte  Wahlniederschriften  anzufertigen* 

§  53 

Verbleib  der  Wahl  nieder  sch  rillen 

(1)  Der  Gemeindewahlleiter  übersendet  dem  Kueis- 
wahlleiter  die  Wahlniederschriften  über  die  Kreis  wähl 
mit  den  Anlagen  auf  dem  schnellsten  Wege* 

(2)  Die  Wahlnioderschriften  über  die  Gemcindewahl 
verbleiben  bei  der  Gemeinde,  die  Wablniederschriftcn 
über  die  Kreis  wähl  beim  Landkreis. 

§  54 

Übergabe  und  Verwahrung  der  WahlunterUigen 

(1)  Hat  der  Wahlvorstand  seine  Aufgaben  erledigt, 
so  sdilägt  der  Wahlvorsteher  die  gültigen  Stimmzettel, 
soweit  sie  nicht  der  Wahlnicdersdirift  beigefügt  sind, 
in  Papier  ein,  versiegelt  sic  und  übergibt  sie  der  Ge¬ 
meinde.  Dabei  sind  die  Stimmzettel  für  die  Gemeinde¬ 
wahl  und  für  die  Kreiswahl  getrennt  zu  halten* 

(2)  Die  Gemeinde  verwahrt  die  Pakete,  bis  ihre  Ver¬ 
nichtung  zugelassen  ist  (§  09)* 
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(3)  Der  Wahlvorsteher  gibt  der  Gemeinde  das 
Wählerverzeichnis  und  die  von  ihr  zur  Verfügung 
gestellten  Ausstattungsgegenstünde  zyrüd<* 

(4)  Die  Gemeinde  hat  die  in  Absatz  1  bezeichneten 
Stimmzettel  auf  Anforderung  dem  Gemeindewahlleiter 
und  dem  Kreiswühllciter  vorzulegen  (§  57  Abs.  3). 
Werden  nur  Teile  eines  Pakets  angefordert,  so  wird  das 
Paket  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  aufgebrochen 
und  nach  Entnahme  der  angeforderten  Teile  erneut 
versiegelt.  Über  den  Vorgang  ist  eine  Niederschrift  an¬ 
zufertigen. 

§  55 

Feststellung  des  Wahlergebnisses  in  den  Wahlbezirken 
und  im  Wahlgebiet 

U)  Der  Wahlleiter  prüft  die  Wahlnieder sdiril len  auf 
Vollständigkeit  und  Ordnungsmäßigkeit.  Er  stellt  nadi 
den  Wahlniederschriften  das  endgültige  Wahlergebnis 
für  das  Wahlgebiet  in  der  Aufgliederung  nach  Stimm¬ 
bezirken  und  nach  Wahlbezirken  zusammen.  Ergehen 
sich  aus  der  Wahlniederschrift  oder  aus  sonstigen 
Gründen  Bedenken  gegen  die  Ordnungsmäßigkeit  des 
Wahlgeschäfts  in  einem  Stimmbezirk,  so  klärt  sie  der 
Wahlieiter  soweit  wie  möglich  auf. 

(2)  Der  Wahlleiter  erstellt  die  für  die  Sitzverteilung 
(§§  32  und  33  NKWG)  erforderlichen  Berechnungen. 

(3)  Nach  Berichterstattung  durch  den  Wahlleiter  er¬ 
mittelt  der  Wahlaussdiuß  das  Gesamtergebnis  der 
Wahl.  Er  stellt  nach  den  Vorschriften  der  §§  31  bis  34 
NKWG  für  jeden  Wahlbezirk  und  für  das  Wahlgebiet 
fest: 

1.  die  in  §  46  Abs.  1  Nrn.  1  bis  4  bezeichnelen  Angaben, 

2.  die  Verteilung  der  gültigen  Stimmen  und  der  Sitze 
auf  die  Wahl  vor  schlage  und  die  Be%verber, 

3.  die  Ersatzmänner  und  ihre  Reihenfolge. 

Ist  eine  Losentscheidung  erforderlich,  so  zieht  der 
Wahlieiter  das  Los. 

(4)  Der  Wahlausschuß  ist  berechtigt,  rechnerische  Be¬ 
richtigungen  an  den  Feststellungen  der  Wahl  Vorstände 
vorzunehmen  und  fehlende  Angaben  nachzutragen.  Er 
ist  nicht  berechtigt,  über  die  Gültigkeit  abgegebener 
Stimmen  abweichend  zu  besdüießen.  Sofern  die  Be- 
sclilüsse  der  Wahlvorstände  dem  Wahlausschuß  zu  Be¬ 
anstandungen  oder  Bedenken  Anlaß  geben,  wird  dies 
in  der  Sifzungsniederschrift  vermerkt. 

{5)  Über  die  Feststellung  des  Wahlergebnisses  wird 
eine  Niederschrift  nach  den  Mustern  der  Anlagen  13 
oder  19  angefertigt.  Der  Niederschrift  werden  die  Zu¬ 
sammenstellung  über  das  Wahlergebnis  (Absatz  1)  und 
die  Berechnungen  für  die  Sitz  Verteilung  (Absatz  2)  bei¬ 
gefügt.  Der  Gemeindewahlleiter  der  kreisangehörigen 
Gemeinde  übersendet  dem  Kreis  wahlieiter  unverzüg¬ 
lich  eine  Abschrift  der  Niederschrift. 

(6)  Der  Wahlieiter  benachrichtigt  die  gewählten  Be¬ 
werber  durch  Zustellung  und  weist  sie  auf  die  Vor¬ 
schriften  des  §  36  NKWG  hin.  Er  weist  sie  ferner  dar¬ 
auf  hin,  daß  nach  den  Vorschriften  der  Niedersäch¬ 
sischen  Gemeindeordnung  und  der  Nfcdersächsisdien 
Landkreisordnung  der  Sitzerwerb  frühestens  mit  dem 
Beginn  der  Wahlperiode  eintrilt- 

(7J  Der  Wahlleiter  macht  das  Wahlergebnis  mit  den 
nach  Absatz  3  fest  gestellten  Angaben  öffentlich  bekannt. 

(8)  Nach  den  Mustern  der  Anlagen  20  oder  21  fertigt 
der  Gemeindewahlleiter  der  kreisfreien  Stadt  eine 
HauptzusammenstGllung  über  das  Ergebnis  der  Ge- 
meindewahl,  der  Kreiswahlleiter  je  eine  Haupt¬ 
zusammenstellung  über  die  Ergebnisse  der  Kreiswahl 
und  der  Gemeindewahlen  in  den  zum  Landkreis  ge¬ 
hörenden  Gemeinden  an.  Die  in  Satz  1  genannten 
Wahlleiter  übersenden  dem  Lnndeswahlleiter  die 
Hauptzusammenstellungen  unverzüglich  in  je  zwei 
Stücken. 


ä  56 

Gesamtergebnis  der  allgemeinen  Neuwahlen 
Der  Landes  wahlieiter  stellt  die  zahlenmäßigen  Ge¬ 
samtergebnisse  der  allgemeinen  Neuwahlen  zusammen 
und  macht  sie  in  der  Aufgliederung  nach  Landkreisen 
und  kreisfreien  Städten  öffentlich  bekannt. 

§  57 

Überprüfung  der  Wahl  durch  die  Wahlleiter 

(1)  Die  Wahlleiter  prüfen,  ob  die  Wahl  nach  den  Vor¬ 
schriften  des  Kommunalwahlgesetzes  und  der  Kom¬ 
munalwahlordnung  durchgeführt  worden  ist  Nach  dem 
Ergebnis  der  Prüfung  entscheiden  sie,  ob  Einspruch 
gegen  die  Wahl  einzulegen  ist  (§  42  Abs.  1  und  2 
NKWG). 

(2)  Ergeben  sich  bei  der  Prüfung  gemäß  Absatz  1 
Satz  1  für  den  Gemeindewahlleiter  einer  kreisangehö¬ 
rigen  Gemeinde  Beanstandungen  oder  Bedenken  hin¬ 
sichtlich  der  ordnungsmäßigen  Durchführung  der  Kreis¬ 
wahl,  so  unterrichtet  er  unverzüglidi  den  Kreiswahl¬ 
leiter. 

(3)  Auf  Anforderung  haben  die  Gemeinden  den  Wahl¬ 
leitern  die  bei  ihnen  vorhandenen  Wahlimterlagen  zu 
übersenden.  Der  Kreiswahlleiter  kann  die  Wahlunter- 
lagcn  der  Gemeindewahlleiter  und  der  Gemeindewahl- 
aussdiüsse  der  zum  Landkreis  gehörenden  Gemeinden 
jederzeit  zur  Einsichtnahme  anfordern. 

VL  Nachwahl,  Wieder liolungswmhli  einzelne  Neuwahl 
(Zu  §g  37  bis  39  NKWG) 

§  58 

Nachwahl 

(1)  Sobald  feststeht,  daß  die  Wahl  aus  dem  in  g  37 
Abs,  1  NKWG  bezeichneten  Grund  nicht  durchgeführt 
werden  kann,  .sagt  der  Wahlleiter  die  Wahl  ab  und  gibt 
bekannt,  daß  eine  Nachwahl  statlfinden  wird.  Er  unter¬ 
richtet  unverzüglich  die  für  das  Wahlgebiet  zuständige 
Aufs  i  ch  ts  beh  ö  r  de . 

(2)  Die  Aufsichtsbehörde  bestimmt  rechtzeitig  den 
Tag  der  Nachwahl  und  teilt  ihn  dem  Wahlleiter  mit. 
Sie  unter  riditet  ferner  den  Landes  wahlieiter  und,  wenn 
die  Nachwahl  in  einer  kreisangehörigen  Gemeinde 
stattfindet,  auch  den  Regierungspräsidenten  (Präsi¬ 
denten  des  Verwaltungsbezirks). 

(3)  Der  Wahlieiter  macht  den  Tag  der  Nachwahl  und 
die  Wahlzeit  (Absatz  5)  unverzüglich  Öffentlich  be¬ 
kannt. 

(4)  Bei  der  Nachwahl  wird 

1.  mit  den  für  die  Hauptwahl  aufgestellten  Wähler¬ 
verzeichnissen, 

2.  nadi  den  für  die  Hauptwahl  zugelassenen  Wahl- 
vürsdilägen, 

3.  in  den  für  die  Hauptwahl  bestimmten  Wahlbezirken, 
Stimmbezirken  und  Wahlräumen  und 

4.  vor  den  für  die  Hauptwahl  gebildeten  Wahlvor- 
ständen 

gewählt. 

(5)  Die  Wahlzeit  dauert  von  8  bis  18  Uhr. 

(6)  Der  Land  cs  wahlieiter  kann  im  Einzelfalle  Rege¬ 
lungen  zur  Anpassung  an  besondere  Verhältnisse 
treffen. 

(7)  lin  übrigen  gelten  die  Vorschriften  dieser  Verord¬ 
nung  sinngemäß: 

§  59 

W  ied  erhol  ungs  w  ahl 

(1)  Sobald  feststeht,  daß  nach  g  38  Abs.  1  NKWG  eine 
Wiederholungswahl  statlfinden  muß,  unterrichtet  der 
Wahlleiter  die  für  das  Wahlgebiet  zuständige  Aufsichts¬ 
behörde, 
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(2)  Die  Aufsiditsbehürde  bestimmt  unter  Berüd<- 
sichtigung  der  für  die  Durchführung  der  Wiederholungs¬ 
wahl  geltenden  Fristen' rechtzeitig  den  Tag  der  Wieder¬ 
holungswahl  und  teilt  ihn  dem  Wahlleiier  mit.  Sie 
unterrichtet  ferner  den  LandeswahUeiter  und>  wenn 
die  Wiederholungswahl  in  einer  kreisangehörigen  Ge¬ 
meinde  stattflndet,  auch  den  Regierungspräsidenten 
(Präsidenten  des  Verwaltungsbezirks). 

(3)  Der  Wahlleiter  madit  den  Tag  der  Wiederholungs¬ 
wahl  und  die  Wahlzeit  (Absatz  6)  unverzüglich  öffent¬ 
lich  bekannt. 

(4)  Findet  die  Wiederholungswahl  vor  Ablauf  von 
sechs  Monaten  nach  der  Hauptwahl  statt,  so  ist  das 
Wahlverfahren  nur  insoweit  zu  erneuern,  als  das  nach 
der  Entscheidung  im  Wahlprüfungsverfahren  und  nach 
§  38  NKWG  erforderlich  ist.  Dabei  gelten  folgende 
Regelungen: 

L  Wird  die  Wahl  nur  in  einzelnen  Wahlbezirken  oder 
Stimmbezirken  wiederholt,  so  darf  die  Abgrenzung 
dieser  Wahlbezirke  und  Stimmbezirke  vorbehaltlich 
der  Wahlprüfungsentsdieidung  nicht  geändert  wer¬ 
den.  Auch  sonst  soll  die  Walil  möglichst  in  denselben 
Wahlbezirken  und  Stimmbezirken  wie  bei  der 
Haupttvahl  wiederholt  werden, 

2.  Wahl  Vorstände  können  neu  gebildet  und  Wahl- 
räume  neu  bestimmt  werden. 

3.  Findet  die  Wiederholungs%vahl  infolge  von  Unregel¬ 
mäßigkeiten  bei  der  Aufstellung  und  Behandlung 
von  Wählerverzeichnissen  statt,  so  ist  in  den  be¬ 
troffenen  Stinimbezirken  das  Verfahren  der  Auf¬ 
stellung,  Auslegung,  Berichtigung  und  des  Ab¬ 
schlusses  des  Wählerverzeichnisses  neu  durchzufüh¬ 
ren,  sofern  sich  aus  der  Wahlprüfungs  ent  Scheidung 
keine  Einschränkungen  ergeben. 

4.  Wähler»  die  seit  der  Hauptwahl  ihr  Wahlrecht  ver¬ 
loren  haben  oder  für  die  eine  Behinderung  in  der 
Ausübung  des  Wahlredits  eingetreten  ist,  werden 
im  Wählerverzeichnis  gestrichen. 

5.  Wahl  Vorschläge  können  nur  dann  neu  eingereicht 
oder  geändert  werden,  wenn  sich  dies  aus  der  Wahl - 
prüfungsentsclteidung  ergibt  oder  wenn  ein  Bewer¬ 
ber  verstorben  oder  nicht  mehr  wählbar  ist. 

(5)  Findet  die  Wiederholungswahl  nach  Ablauf  von 
sechs  Monaten  seit  der  Hauptwahl  statt  und  ist  sic 
daher  nach  den  Vorschriften  über  die  einzelne  Neuwahl 
durchzuführen  (§  30  Abs.  3  Satz  2  NKWG),  .so  ist  §  60 
anzuwonden. 

(6)  Die  Wahlzcil  dauert  von  8  bis  18  Uhr. 

(7)  Der  Landeswahlleiter  kann  im  Rahmen  der  Wahl¬ 
prüfungsentscheidung  Regelungen  zur  Anpassung  des 
Wiederholungswahlverfahrens  an  besondere  Verhält¬ 
nisse  treffen. 

(8)  Im  übrigen  gelten  die  Vorschriften  dieser  Verord¬ 
nung  sinngemäß. 

§  60 

Einzelne  Neuwahl 

(1)  Die  einzelne  Neuwahl  (§  38  NKWG)  soll  spätestens 
vier  Monate  nach  Eintritt  ihrer  Voraussetzung  statt¬ 
finden. 

(2)  Die  Aufsiditsbehörde  bestimmt  unter  Berücksich¬ 
tigung  der  in  §  19  Abs,  11  NKWG  bestimmten  Frist 
rechtzeitig  den  Tag  der  einzelnen  Neuwahl  und  teilt 
ihn  dem  WahUeiter  mit.  Sie  unterrichtet  ferner  den 
LandeswahUeiter  und,  wenn  die  einzelne  Neuwahl  in 
einer  kreisangehörigen  Gemeinde  stattfindet,  auch  den 
Regierungspräsidenten  (Präsidenten  des  Verwaltungs¬ 
bezirks)* 

(3)  Der  Wahlleiter  macht  den  Tag  der  einzelnen  Neu¬ 
wahl  und  die  Wahlzeit  (Absatz  4)  unverzüglich  öffent¬ 
lich  bekannt 

(4)  Die  Wahlzeil  dauert  von  8  bis  18  Uhr, 


(5)  Der  Lundeswahlleiter  kann  im  Einzelfalle  Rege¬ 
lungen  zur  Anpassung  an  besondere  Verhältnisse 
treffen, 

(6)  Im  übrigen  gellen  die  Vorschriften  dieser  Verord¬ 
nung  sinngemäß. 

VIL  Ersatz  von  Vertretern  und  Ausscheiden 
von  Ersatzmännern 
(Zu  §§  40  und  41  NKWG) 

§  61 

Ersatz  von  Vertretern 

(1)  In  Füllen  des  §  40  Abs.  1  NKWG  wird  festgestellt, 
auf  welchen  Ersatzmann  der  Silz  übergegungen  ist; 
§  55  Abs.  6  gilt  entsprechend.  In  Fällen  des  §  40  Abs*  4 
Satz  2  und  3  NKWG  wird  der  Tatbestand  festgestellt. 

(2)  Ist  in  einem  aus  mehreren  Wahlbezirken  be¬ 
stehenden  Wahlgebict  beim  Freiwerden  eines  Sitzes 
ein  Ersatzmann  auf  dem  nach  g  40  Abs,  1  NKWG  maß¬ 
gebenden  Wahlvorschlag  der  Partei  nicht  vorhanden 
oder  ist  die  Liste  der  Ersatzmänner  erschöpft,  so  for¬ 
dert  der  Wahlleiter  das  für  das  Wahlgebiet  zuständige 
Parteiorgan  auf,  ihm  innerhalb  einer  angemessenen 
Frist  mitzu teilen,  auf  welchen  Wahlvorschlag  der  Sitz 
nach  §  40  Abs.  4  Satz  1  NKWG  übergehen  soll. 

(3)  Liegt  für  einen  Ersatzmann  die  Voraussetzung 
nach  §  40  Abs.  2  oder  3  NKWG  vor  und  ist  sein  Aus¬ 
scheiden  nodi  nicht  nach  §  41  NKWG  festgestellt,  so  ist 
ihm  Gelegenheit  zu  geben,  sich  innerhalb  einer  ange¬ 
messenen  Frist  zu  äußern.  Uber  Einwendungen  ent¬ 
scheidet  der  Wahlausschuß.  Werden  keine  Einwendun¬ 
gen  erhoben,  so  kann  der  Wahlleiter  die  Entscheidung 
allein  treffen  (§  40  Abs,  5  NKWG).  Die  Entscheidung  ist 
den  Beteiligten  zuzu stellen. 

(4)  Der  Wahlleiter  teilt  die  Feststellungen  und  Ent- 
sdieidungen  nach  den  Absätzen  1  bis  3  unverzüglich 
dem  Vorsitzer  der  Vertretung  mit  und  macht  sie  öffent¬ 
lich  bekannt, 

§  62 

Ausscheiden  von  Ersatzmännern 

(1)  In  Fällen  des  §  41  Abs.  1  bis  3  NKWG  wird  fest¬ 
gestellt,  daß  der  Ersatzmann  für  die  Wahlperiode  aus¬ 
geschieden  ist.  §  61  Abs.  3  gilt  entsprechend. 

(2)  Der  Wahlleiter  stellt  dem  ausgesdiiedencn  Ersatz¬ 
mann  die  getroffene  Feststellung  zu,  teilt  sie  unverzüg¬ 
lich  dem  Vorsitzer  der  Vertretung  mit  und  macht  sic 
öffentlich  bekannt. 

VIIL  Schluß vorsdiriften 

§  63 

üffenüichc  Bekanntmachungen 

Die  nach  dem  Kommunalwahlgesetz  und  der  Kom¬ 
munalwahlordnung  vorgeschriebenen  öffentlichen  Be¬ 
kanntmachungen  veröffentlichen  der  Landeswahlleiter 
im  Nieder sädisischon  Ministerialblatt,  die  Wahlleiter 
und  die  Gemeinden  in  ortsüblicher  Weise. 

§  64 

Zustellungen 

Zustellungen  werden  nach  den  Vorsdiriften  des 
Nieder. sächsischen  Vcrw'altungszustellungsgesetzes  vom 
20.  November  1953  (Nieders.  GVBI.  Sb.  I  S.  08)  vor¬ 
genommen. 

§  65 

Beschaffung  von  Stimmzetteln  und  Vordrucken 

(1)  Der  Kreiswahlieiter  beschafft  die  Stimmzettel  für 
die  Kreis  wähl,  der  Gemeindewahl  lei  tor  die  Stimmzettel 
für  die  Gemeindewnhl. 
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(2)  Der  LandeswohHeiter  beschafft  die  Formblätter 
für  die  Übersichten  über  die  zugelassenen  Wahlvor- 
BChläge  (Anlagen  10  und  11)  und  für  die  Hauptzusam- 
men  Stellungen  (Anlagen  20  und  21). 

(3)  Die  Gemeinde  beschafft  die  für  die  Wahlvorstandc 
erforderlichen  Vordrucke.  Sonstige  Vordrucke  beschafft 
diejenige  Stellej  die  sie  benötigt.  Der  Kr  eis  Wahlleiter 
kann  für  die  zum  Landkreis  gehörenden  Gemeinden 
auf  deren  Kosten  die  Beschaffung  der  Vordrucke  über¬ 
nehmen. 

§  66 

Hilfskräfte  und  Hilfsmittel 

Den  Wahlausschüssen  und  den  WahlvorsUmden  sind 
die  für  ihre  Tätigkeit  erforderlichen  Hilfskräfte  und 
Hilfsmittel  zur  Verfügung  zu  stellen.  Für  Hilfskräfte 
und  Hilfsmittel  der  Wahlausschüsse  sorgen  die  Wahl¬ 
leiter,  für  Hilfskräfte  und  Hilfsmittel  der  Wahlvor¬ 
stände  die  Gemeinden. 

§  67 

Sicherung  der  Wählerverzeichnisse 

(1)  Wählerverzeichnisse  sind  so  zu  verwahren,  daß  sie 
gegen  Eins! drtn ahme  durch  Unbefugte  gcsdiützt  sind. 

(2)  Die  bei  einer  Wahl  verwendeten  Wählerverzeich¬ 
nisse  dürfen  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  der 
Hauptwahl  nur  fortgeführt  werden,  wenn  der  Stand 
des  Wählerverzeichnisses  am  Tage  der  Hauptwahl  er¬ 
kennbar  bleibt. 

(3)  Nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  kann  das  Wähler¬ 
verzeichnis  ohne  Rücksicht  auf  Absatz  2  fortgeführt 
werden,  wenn  nidit  der  Gemeindewahlleiler  oder  der 
Kreiswahlleiter  mit  Rücksicht  auf  ein  schwebendes 
Wablprüfungsverfahren  etwas  anderes  bestimmt. 

(4)  In  Wählerverzeichnissen,  die  fortgeführt  werden 
sollen,  ist  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  der 
Wahl  bei  den  Nicht  Wählern  der  gleiche  Vermerk  an¬ 
zubringen,  der  bei  den  Wählern  als  Stimmabgabe  ver¬ 
merk  angebracht  worden  ist,  es  sei  denn,  daß  der  Ge¬ 
meindewahlleiter  oder  der  Kreiswahlleiter  mit  Rück¬ 
sicht  auf  ein  schwebendes  Wahlprüfungs verfahren 
etwas  anderes  bestimmt 

(5)  Auskünfte  aus  dem  Wählerverzeichnis  dürfen  nur 
Behörden,  Gerichten  und  sonstigen  amtlidien  deutschen 
Stellen  und  nur  dann  erteilt  werden,  wenn  das  Er¬ 
suchen  um  Auskunft  mit  der  Wahl  zusammenhängt 
Ein  solcher  Anlaß  liegt  insbesondere  bei  Verdacht  von 
Wahl  Straftaten,  Wahlprüf  ungsangelegenheitcn  und 
wahlstatistischen  Arbeiten  vor. 

§  68 

Wahlstatistisdie  Auszählungen 

(1)  Der  Land  es  Wahlleiter  teilt  den  Wahlleitern  mit, 
für  welche  Stimmbezirke  ihres  Wahlgebiets  der  Minister 
des  Innern  auf  Grund  des  §  47  Abs.  2  NKWG  w ahl¬ 


stu  UsUsche  Auszählungen  angeordnet  hat  Die  WaM- 
leiter  unterrichten  die  Gemeinden,  zu  denen  diese 
Stimmbezirke  gehören.  Die  Gemeinden  setzen  die  zu¬ 
ständigen  Wahlvorstände  in  Kenntnis. 

(2)  Wahlstaüsttsdie  Auszählungen  dürfen,  soweit  sic 
nidit  nach  §  47  Abs.  2  NKWG  angeordnet  sind,  bei  der 
Gemeindewahl  in  der  kreisfreien  Stadt  nur  mit  Zu¬ 
stimmung  des  Gemeindewahlleiters,  bei  der  Gemcinde- 
wahl  in  der  kreisangehörigen  Gemeinde  und  bei  der 
Kreiswahl  nur  mit  Zustimmung  des  Kreiswahlleiters 
durch  geführt  werden.  Die  Stimmbezirke  müssen  so 
aus  gewählt  und  die  Auszählungen  so  durchgeführt 
werden,  daß  das  Wahlgeheimnis  gewahrt  ist.  Die  Aus¬ 
zählungen  können  unter  Verwendung  von  Stimmzetteln 
mit  Unters  dl  eidun  gsbezcichnungen  oder  unter  Verwen¬ 
dung  verschiedener  Wahlurnen  oder  gemäß  §  14  Abs.  3 
Satz  I  durchgeführt  werden.  Durch  die  Auszählung  darf 
die  Feststellung  des  Wahlergebnisses  im  Stimmbezirk 
nicht  verzögert  werden.  Die  Stimmzettel  des  Stimm¬ 
bezirks  stehen  den  mit  der  Auszählung  beauftragten 
Behörden  und  Personen  nur  an  Amtsslelle  und  nur  so 
lange  zur  Verfügung,  als  es  die  Aufbereitung  erfordert; 
im  übrigen  sind  die  Stimmzettel  nach  den  Vorschriften 
der  §§  52  und  54  zu  behandeln. 

(3)  Die  Veröffentlichung  von  Ergebnissen  der  wahl¬ 
statistischen  Auszählungen  auf  Grund  des  §  47  Abs.  2 
NKWG  ist  dem  Land  Vorbehalten.  Diese  Ergebnisse 
können  den  Gemeinden  und  Landkreisen,  die  Auszäh¬ 
lungen  nach  Absatz  2  durchführen,  vom  Landeswahi- 
leiter  zu  deren  Ergänzung  und  zu  zusammen  gefaßter 
Veröffentlichung  überlassen  werden.  Die  Ergebnisse 
für  einzelne  Stimmbezirke  dürfen  nicht  bekannt  gegeben 
werden. 

§  69 

Vernichtung  von  Wahlunterlagen 

Wahlunterlagen,  wie  Stimmzettel,  Hilfslislen,  An¬ 
lagen  zu  den  WahlnicKlerschrlften  der  Stimmbezirke 
usw.,  können  .  60  Tage  vor  der  Wahl  der  neuen  Ver¬ 
tretung  vernichtet  werden.  Für  Wahlunterlagen,  die 
nicht  für  ein  schwebendes  Wahlprüfungsverfahren  von 
Bedeutung  sind,  kann  der  Landeswahlleiter  eine 
frühere  Vernichtung  zu  lassen. 

g  70 

Erstattung  der  Wahlkosten 

Der  Landkreis  erstattet  den  zu  seinem  Wahlgebiet 
gehörenden  Gemeinden  im  Rahmen  des  §  46  NKWG 
die  Kosten  der  Kreis  wähl,  sohalci  die  Wahl  durch- 
geführt  worden  ist. 

§  71 

Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  nach  ihrer  Verkün¬ 
dung  in  Kraft  Gleichzeitig  tritt  die  Niedersächsische 
Kommunal  wähl  Ordnung  vom  21,  Jtüi  1956  (Nieders. 
GVBi.  Sb,  I  S.  204)  außer  Kraft 


Hannover,  den  24.  Mai  i960. 

Oer  Niedersidisisdie  Minister  -des  Innern 

Bennemann 
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Anlage  1 

(au  5  16  Abs-  1  NKWO) 


WähletUste  *) 


Der  Wahlberechtigten 

Vermerke 
über  die 
Stimmabgabe 

Bemerkungen 

Lfd. 

Nr, 

Fanniieuiume 

Vorname 

Tag  |Moi].|  Jalir 
der  Geburt 

Wohnung 

1 

2 

s 

i 

5 

G 

7 

9 

3ti 

11 

12 

33 

14 

. 

- . - . 

1)  t)as  Muster  gilt  für  die  Walilkartci  entsprechend- 


Anlage  2 

(zu  §  19  Abs.  2  NKWO) 


Gemeinde  _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  Stimmbezirk  Nr*  . . . . . . . 

Landkreis  — - - — - - — - — 


Beurkundung  des  Wählerverzeichnisses 

für  die  Gemeindewahl  ^  und  —  Kreiswahl  am  . .  .  19 


Für  den  obigen  Stimmbezirk  sind  die  nachstehenden  Personen  als  dauernd  zugezogen  gemeldet  und  als 


wahlbereditigt  festgestellt  worden.  Es  sind  wahlberechtigt: 

für  die  Gemeinde  wähl . .  Personen, 

für  die  Kreiswahl  *)  . . . . . .  Personen. 


(Dienstsiegel) 


den 


lö...,.-« 


(Unteisdirlh) 


*)  Niditzutreffendes  straidien. 
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Anlage  3 

(zu  5  22  Abs.  i  NKWO) 


Gemeinde  . . .  - . . . —  - . - _ - _ _ _ -  Stimmbezirk  Nr. - 

Landkreis  . . . . . . . . . .  . . . 


Abschluß  des  Wähletvefzeichnisses 

fiir  die  Gemeindewahl  —  und  —  Kreiswahl  am  .  19.* 

Dieses  Wählerverzeichnis  hat  nach  ortsüblicher  Bekanntmachung  vom  . . . . . . . . .  19,,.,...  in 

der  Zeit  vom  . . . . . . . . .  lö .  bis  zum  . . . . . . . . . . .  19..,*.«  zu  jedermanns  Einsicht 

ausgelegen. 

Die  Stimmbezirke  und  die  WahlrÜume  sowie  Ort,  Tag  und  Zeit  der  Wahl  sind  ortsüblich  bekanntgemacht 
worden.^) 

Die  Stimmbezirke  und  die  Wahlrüume  sowie  Ort,  Tag  und  Zeit  der  Wahl  sind  den  Wahlberechtigten  durch 

die  Wahlbonadirichtigung,  Ort,  Tag  und  Zeit  der  Wahl  außerdem  am  . . . . . . . . . .  19 _ orts- 

üblidi  bekanntgemacht  worden.*) 


Das  Wählerverzeichnis  umfaßt . . . Blatter  —  Karten.^) 

In  das  Wählerverzeichnis  sind  eingetragen: 

Wahlberechtigte  für  die  Gemeindewahl  *)  . . . . Personen, 

Wahlberechtigte  für  die  Kreiswahl  *)  . . .  . .  Personen. 


(Dienstsiegel) 


.r  den  . . . . .  19. 


(UntoTsdirift) 


b  Nichtzutreffendes  st  reichen. 
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Anlage  4 

[zu  §  25  Abs.  5  NKWO) 


.f  den  . .  . . . . . . . .  19 . 


Niederschrift 

über  die  Sitzung  des  Gcmeindcwablausschusscs/Kreiswahlausschusscs 
zur  Pcststellung  über  die  Anerkennung  als  Partei 


I.  Zur  Prüfung  der  Wahlanzeigen  und  zur  Feststellung  über  die  Anerkennung  als  Partei  für  die  Gemeinde¬ 
wahl/Kreiswahl  am  . . . . . . . .  in . .  in  der  Gemeinde  i  in  der  Stadt  /  im  Landkreis 

. . . — . . . trat  heute  nadi  ordnungsgemäßer  Ladung  der  Gemeindewahlausschuß/Kreis- 

wähl  aus  schuß  zusammen. 


Es  waren  erschienen; 

L  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  als  Vorsitzer 

2 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  als  Stellvertreter 

^ . . -  - . . . . . .  . . . . . . . . . — . . . . .  als  Beisitzer 

. * .  . . . . . — . . . —  als  Beisitzer 

. - . .  . .  . . . . . . . . . . .  .  . .  als  Beisitzer 

^ . — . . . . . —  — . . . . .  . . . . -  -  .  . .  als  Beisitzer 

- - - - — . . — . . . . . . . . — . .  als  Beisitzer 

. - . . . . . . * . — . . . . .  als  Beisitzer 

iFamiJieanamc^  Vorname^  Wohnort) 


Ferner  waren  zugegen: 


...  als  Schriftführer 
als  Hilfskraft. 


Der  Vorsitzer  cröffnete  um  . . . .  Uhr  die  Siti^ung  damit,  daß  er  die  Beisitzer  und  den  Schriftführer 

zur  unparteiischen  Wahrnehmung  ihres  Amtes  durch  Handschlag  verpflichtete.  Er  stellte  fest,  daß 
Ort,  Zeit  und  Gegenstand  der  Sitzung  gemäß  |  7  Abs.  3  der  Kommunalwahlordnung  öffentlich  bekannt- 
gemacht  und  die  Vereinigungen,  die  ihm  ihre  Tei  inahme  an  der  Wahl  nach  §  19  Abs.  11  des  Kommunal¬ 
wahlgesetzes  angezeigt  haben,  sdiriftlich  —  fernmündlich  —  geladen  worden  sind 


ir.  Der  Vorsitzer  legte  dem  Wahlaussdiuß  folgende  V/ahlanzcigen  vor: 
1.  Wablanzeige  der/des  . . . . . . 


clngegangen  am  _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  ig  . ^  . .  uhr, 

2.  Wahlanzeigc  der/des  . . . . . . . . . . 


eingegangen  am  .  . . . . . .  19 . ^  . .  . .  uhr, 

USWt 


III,  Der  Wahlauss^uß  prüfte,  ob  die  Wahlanzeigen  ordnungsmäßig  cingereicht  worden  sind.  Er  prüfte  ferner, 
ob  die  Vereinigungen,  die  ihre  Teilnahme  an  der  Wahl  ordnungsmäßig  angezeigt  haben,  für  die  Wahl 
als  Parteien  anzuerkennen  sind.  Die  Prüfung  ergab  folgendes: 

(Bei  Beanstandungen  Wahlanzeige  bzw,  Vereinigung  und  Art  des  Mangels  angeben.) 


b  Etwa  nolwondige  Ergänzungen  oder  Änderungen  des  Muslers  sind  dem  SitzungsverlÄUf  entsprediend  vorzunehmen. 


Snn  Kenntnis,  daß  der  K re iswah lausschuß  auf  Grund  der  beim  Kreiswahlleiter 

Feststellungen  über  die  Anerkennung  als  Partei  getroffen  hat, 
meiXll  verbindlidi  sind?  Kommunal wahlgosclses  auch  für  die  sum  Landkreis  gehörenden  Ge- 

(Entfällt  für  Landkreise  und  kreisfreie  Städte) 


IV*  Der  Wahlausschuß  stellte  —  unter  Berücksichtigung  der  Feststellungen  des  Kr  eis  Wahlausschusses  — 
festr 

1.  Folgende  Vereinigungen  haben  ihre  Teilnahme  ;m  der  Wahl  ordnungsmäßig  angcsjcigt: 

(Vereinigung,  Wahl  und  Wahlgebiet  angeben) 


2.  Folgende  Vereinigungen  haben  ihre  Teilnahme  an  der  Wahl  nicht  ordnungsmäßig  angezeigt: 
(Vereinigung,  Wahl  und  Wahlgebiet  angeben) 


3.  Folgende  unter  Nr*  1  aufgeführten  Vereinigungen  sind  für  die  Wahl  als  Parteien  anzuerkennen: 
(Voreinigimg,  Wahl  und  Wahlgebiet  angeben) 


1  Folgende  unter  Ni\  1  aufgoführten  Vereinigungen  sind  für  die  Wahl  nicht  als  Parteien  anzu¬ 
erkennen: 

(Vereinigung,  Wahl  und  Wahl  gebiet  angeben) 


V*  Der  Wahlausschuß  beschloß  mit  Stimmenmehrheit,  Bel  Stimmengleichheit  gab  die  Stimme  des  Vorsitzers 
den  Ausschlag*  Der  Vorsitzer  verkündete  die  Feststellungen  unter  kurzer  Angabe  der  Gründe  und  wies 
darauf  hin,  daß  die  Feststellungen  vorbehaltlich  einer  Nachprüfung  im  Wahlprüfungs verfahren  end¬ 
gültig  sind. 

Die  Sitzung  war  öffentlich* 


VI*  Bemerkungen: 


VI L  Vorstehende  Niederschrift  wurde  vor  gelesen,  von  dem  Wahlleiter,  den  Beisitzern  und  dem  Schrift¬ 
führer  genehmigt  und  wie  folgt  unterschrieben: 

Der  Gemeindewahlleiter /Kreiswahlleiter:  Die  Beisitzer: 


Der  Schriftführer: 


Anlage  5 

{m  ^  26  Abs.  l  NKWO) 


An  den 

Herrn  Gemeinde wahneiler/Krciswahneitcr 


Siditvermerk  des  Wahlleiters  -) 
für  die  Beibringung  von  Unterschriften  Wahlberech 
tigter  (§  26  Abs,  4  Nr.  1  NKWO) 

(Ort)  (Dalum)  (Unlerschrifl) 


W  ahlvorschlag 

für  die  Gciueindewahl /Kreis wähl ')  am  ..  . . . 


in  der  Gemcinde/Stadt  4  .  . . . . . . . . . .  Wahlbezirk  Nr . . . . 

im  Landkreis 

L  Dieser  Wahl  Vorschlag  soll  die  Partclbezeichnung . . . . . . . . . . .  abgekürzt  . . . . » 

führend) 

Dieser  Wahlvorschlag  soll  das  Kennwort  . . . . . . . .  führen/) 

IL  Auf  Grund  der  §§  19  ff,  des  Nieders,  Kommunal  Wahlgesetzes  und  des  §  26  der  Nieders.  Kammunalwahl- 
Ordnung  werden  als  Bewerber  vorgcschlagen: 


Lfd, 

Nr, 

Familienname,  Vorname 

Beruf 

Geburtstag 
und  Geburtsort 

Wohnort 
und  Wohnung 

1 

2 

3 

usw. 

II L  Diesen  Wahl  Vorschlag  unterstützen  durcli  ihre  Untersduilt"): 


Lfd. 

Nr. 

Familienname,  Vorname 

(in  Drt 

Geburtstag 

id^: Schrift  eintragen 

i) 

Wohnort 
und  Wohnung 

Leserliche,  persönliche 
und  handschriftliche 
Unterschrift 

1 

2 

3 

usw. 

IV.  Vertrauensmann  für  den  Wahlvorschlag  ist 


(VoT"  und  Pamilieiuiame) 
Stellvertreter  ist 


jAnsdirifl) 


(Fcrrxrul) 


(Vor*  und  F^müLennamc) 


(Ansdirifl) 


tFornrufJ 
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V.  Dem  Wahlvorschlag  sind  folgende  Anlagen  beigeJügt^): 


h  . .  ^^iistimmungserklärungcn  der  Bewerber, 

2 . .  Bescheinigungen  der  Wählbarkeit  der  Bewerber, 

3.  beglaubigte  Abschrift  der  Abstimmungsniederschrift  über  die  Bestimmung  der  Bewerber  und  ihrer 
Reihenfolge  nach  §  21  NKWG,=) 

4.  Bescheinigung  des  zuständigen  Parteiorgans,  daß  in  der  Gemeinde  keine  Parteiorganisation  vorhanden 

ist,*) 

5.  Bescheinigung  des  zuständigen  Parteiorgans  über  die  Parteimitgliedschaft  der  in  Ziffer  II  unter  lfd. 

Nrn.  . — . . . . . . . .  aufgeführten  Bewerber,®) 


6.. . . .  Erklärungen  der  in  Ziffer  II  unter  Ifd.  Nrn _ _ _ _ _ _ _ aufgeführten 

Bewerber,  daß  sie  keiner  Partei  angeboren, ®) 

7*  . .  Bescheinigungen  des  Wahlrechts  der  Unlerzeidinor  des  Wahlvorschlags  (Ziffer  111), 

8,  Vollmacht  des  zuständigen  Parteiorgans  für  die  Einreichung  des  Wahlvorschlags.^) 


VI.  Bemerkungen: 


,  den  . .  lü 


(Untersdirift  des  zuslämllgen  ParttiiorganSi  des  Be- 
vollmädiligten  oder  des  Ein^elbewerbers  bzw.  des 
V'ürlviuiensmannes  ] 


h  Nidilzuiroßoiitlüs  slreidien. 

-j  Büi  Wdhl Vorschlägen  von  Pa t leien,  für  die  die  VoLdusjsetziing  des  §  la  Aba.  9  NKWG  nidil  und  bei  Einzelwühl- 

Vorschlägen. 

®J  Nur  bei  Wfthlvorsdüägen  von  Par  leien, 
h  Nur  in  rällen  des  |  21  Abs,  3  NKWG, 

■)  Nur  bei  WahlvorHchl^igcn  von  Pürleien,  die  den  Wtildvoi sthKig  durch  luniui  BevulhnadiliyUui  idnrcidien  ld$httn.  Die  Voll- 
madit  gilt,  wenn  nicht  aiisdriUklldi  iinders  hesUnimt.  anrh  für  die  Beghuibfgnnfj  nndr  Nr,  3  vind  die  liestheiniyungeti  neuh 
Nrn.  4  und  5. 

*')  Nur  bpi  EUizelwahlvorsdilägen. 


Anlage  Ü 

f/u  §  26  Abs.  4  Nr  3  NKWOJ 


Bescheinigung  des  Wahlrechts 


für  die  Gcmcindcwahl /Krciswahl  am 
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in  der  Gemeinde/ Stadt 
Im  Landkreis 


_ _ _  _ _ _ _ . Wahlbezirk  Nr. 


Herr  /  Frau  /  Fni ulein  . . . . . . . .  geb.  am . .  wohnhaft  in  . . , 

— . . . . - - - - Straße  Nr.  . . . ^  ist  Deutsdie(r)  im  Sinne  des  Artikels  116  Abs.  1  des  Grundgesetzes 

und  hat  am  Wahltage  seit  mindestens  3  Monaten  seinen/ihren  Wohnsitz  in  der  Gemeinde /im  Landkreis') 

. . . (§  33  Abs*  1  der  Nieders.  Gemeindeordnung,  §  29  Abs*  1  der  Nieders*  Landkreisordnung)* 

Er/Sie  ist  weder  vom  Wahlrecht  ausgeschlossen  noch  in  der  Ausübung  des  Wahlrechts  behindert  (§  33  Abs.  2 
und  3  der  Nieders.  Gemeindeordnung,  §  29  Abs*  2  und  3  der  Nieders.  Landkreisordnung)*  Er/Sie  wohnt  in 
dem  üben  bezoichneten  Wahlbezirk* 


(Dienstsiegel) 


,  den  . . . . .  19 


lUnlürsidirifl) 


')  Nidilzulrelfendes 


Anlage  7 

{zu  &  26  Ahs.  5  Nr*  l  NKWOj 

r 

Zustimmungserklärung 

für  die  Gemeindewahl / Krciswalil  am  . . .  . . . . .  .  19 


in  der  Gcmeinde/Staclt  M 
im  Landkreis 


Wahlbezirk  Nr* 


Ich  stimme  meiner  Benennung  als  Bewerber  im  Wüblvorschl 
für  die  oben  bezeichnete  Wahl  zit 


ag  mit  der  Bezeidinung  . .  . . 

'  tier  Partei  oder  Kcnuworl) 


Ich  versichere,  daß  ich  für  keinen  weiteren  Wahlvorschlag  für  die  Gemeindewahl/Kreiswahl  i)  meine  Zustim¬ 
mung  zur  Benennung  als  Bewerber  gegeben  habe* 


,  den  . . . .  19 


{Untersdirlft:  Vor-  und  Faniälienndiiu?} 


{WfiliTiorl,  SlrnlSc,  HtitiÄiiummci) 


2ü 


V. 


)  Nktilsfulrelk'iiduü  slieidii?]\. 


Anlage  8 

|zti  §  26  Ab$.  5  Nr.  2  NKWü) 


Gemeinde 

Landkreis 


Bescheinigung  der  Wählbarkeit 

für  die  Gciiieiiidcwahl/ Kreis  wähl  am  . .  . . . .  ..  19 

ln  der  Gemeinde/Stadt 
im  Landkreis 


Herr  /  Frau  /  Fräulein  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

(Vorname,  Famiüenndmo,  üeruf] 

gcb.  nm  .  .  . . . . . . .  . . . . . . . . .  in  . . . . . . . . . . wohnhaft  in 

. . . . . . . . . . . . ,  . . . . . . .  Straße  Nr.  . . .  ,  hat  am  Wahltage  seit  mindestens 

einem  Jahr  in  der  Gemeinde /im  Landkreis  . . . . . . . . . . .  seinen/ihren  Wohnsitz  und  Ist  an  diesem 

Tage  seit  mindestens  einem  Jahr  DeutschcCr)  im  Sinne  des  Artikels  116  Abs.  1  des  Grundgesetzes  <§  34  Abs.  ! 
der  Nieders.  Gemeindeordnung,  §  30  Abs.  1  der  Nieders.  Landureisordnung).  Er/Sie  ist  nicht  von  der  Wähl¬ 
barkeit  ausgeschlossen  (§  34  Abs.  2  der  Nieders.  Gemein dcordnung,  §  30  Abs.  2  der  Nieders.  Landkreisordnung). 


,  den  .  . . . .  19 . . 


(Dienstsiegel) 


(Untersdirih) 


b  NidUzu treffe (^des  slroidieti. 


tiDpjtOM  ucJuiuiüuoßjOA  t^utid:ip2  U3JOii!iJf  tnaup  nz  xiotps  ap  uudm  “jucnys  DunnpiijdiaA  ^IQ  (5 
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'qai 

. * . 
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'ujaqjamog  . 

qor - 
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. . * — ■  sap/jop  geiqasjoAxqEAV  ‘1 
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I  ^Jjs[  ^iJTZOqiqOiA 
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*puTs  uapaoAv  tiaptqa^ 
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--juiiaiioq  ipinqajjp  ^unupjoiqL’mpTiniuiujoM  -i^P  £  '^qv  L  §  UirtuoS  3mmis  J^P  puLqsuaSciD  puti  nßz 
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mz  .lojqnjijuips  uop  pun  joz^TSiaa  aip  jta  ^jnp  ^^tuiüp  3unz]Tg  atp  jqf\ - -  mn  apujjpaa  jaz]TSJOA 
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*jo*iqispa  spi  — . . 
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-nz  nmpssnEiqEA\S]OJ3i/9i^M^^^snEiqi7A\opuTnuuoo  jop  gimpEg  jagEuioSsgiinupao  qatiu  o^naq  lE.q  gunssEin^ 
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(j  a3ciqasjOA|i|u;5^  ua)i|Dpja3uia  jap  Siinssejn^  aip  aaqn  SnnpiaqDs^ng  jiiz 
sassnqassnE|qCiVLSpj^  /  sassnipssnBjqEAiapuiauia^  sap  i?onz?is  aip  jaqn 

lJIJl|DSJ3p3T^ 


"Gr 


uop 


iOA\HN  01  '^<\V  6Z  §  nz) 


ß  a3E|UV 


(Wahlvorschlag  und  Grund  angeben-) 


V.  ln  folgenden  Fällen  wurden  naditräglich  Mängel  gemäß  §  24  Abs.  3  des  Kommunalwahlgesctzcs  behoben 
und  vom  Wahlausschuß  als  behoben  festgestellt' 

(Wahlvorschlag  und  Art  des  Mangels  angeben.) 


Vr.  Der  Wahlausschuß  beschloß,  folgende  Wahlvorschläge  nicht  Kuzulussen: 
(Wahlvorschlag  und  Grund  angeben.) 


VII.  Der  Wahlausschuß  besdiloß,  in  den  eingereichten  Wahl  Vorschlägen  folgende  Bewerber  zu  strcicheni 
(Wahlvorsdilag,  Bewerber  und  Grund  angeben.) 


VJII.  Der  Wahlaussdiuß  beschloß  sodann  —  nach  Maßgabe  der  Änderungen  gemäß  Ziffer  VII  —  folgende 
Wahlvorschlägo  zuzulassen; 

Wahlbezirk  Nn  1 

1.  Wahlvorschlag  der/des . . . mit  _ _  Bewerbern, 

2.  Wahlvorschlag  der/des  . mit  Bewerbern, 

usw. 

Wahlbezirk  Nr.  2 

L  Wahl  Vorschlag  der/des . . . mit  . . . .  Bewerbern, 

2.  Wahlvorschlag  der/des . . . mit  . .  Bewerbern 

usw. 


usw. 


Die  zugelassenen  Wahl  Vorschläge  wurden  in  der  in  §  26  Abs.  1  der  Kommu  na  hva  hl  Ordnung  vorgesehenen 
Form  mit  der  maßgebenden  Reihenfolge  der  Bewerber  festgestellt  und  sind  dieser  Niederschrift  als 
Anlagen  beigefügt. 

IX.  Der  Wahlausschuß  beschloß  mit  Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleidiheit  gab  die  Stimme  des  Vorsitzers 
den  Ausschlag*  Der  Vorsitzer  verkündete  die  Entscheidungen  unter  kurzer  Angabe  der  Gründe  und 
wies  darauf  hin,  daß  die  Entscheidungen  vorbehaltlich  einer  Nachprüfung  im  Wahlprüfungsverfahren 
endgültig  sind. 

Die  Sitzung  war  Öffentlich. 

X.  Bemerkungen: 


XL  Vorstehende  Niederschrift  wurde  vorgelesen,  von  dem  Wahlleiter,  den  Beisitzern  und  dem  Schriftführer 
genehmigt  und  wie  folgt  unterschrieben: 

Der  Gemeindewahl  Icitcr/Kreiswahl lei ter;  '  Die  Beisitzer: 


Der  Schriftführer; 
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Der  Gemeinde  wähl  lei  ter/Kreiswahlleiter 

der  Stadt 
des  Landkreises 


Anlage  10 

(zu  I  30  Abs,  2  NKWO) 

. . . . . . . den  H.«*« . . . . . . .  19 . . 


Übersicht 

über  die  2ugclasscncn  Wahlvorschlägc  und  Bewerber 

für  die  Gemeindewahl/KrefswaM  am  . . . . 

ln  der  kreisfreien  Stadt  _ ^  ™ 

Jm  Landkreis 

Regler  iingsb  ezi  rk  /  V  e  r  w  alt  ilti  gab  ezirk . . !„„  „  . . . . . .  . . . 


Der  Gemeindewahlausschuß/Kreiswahlaussdiuß  hat  am  . . . — . . . . — . . .  Wahlvorschläge 

mit  insgesamt . Bewerbern  zugelassen.  Sie  verteilen  sich  in  _ _ Wahlbezirken  wie  folgt: 


Lfd, 

Nr. 

Partei 

Zahl 

Wahl'- 

vorsdiläge 

der 

Bewerber 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

Ei  nzel  wa  h  1  vor  schlä  g  e 

Zusammen 

Bemerkungen: 


An  den 

Herrn  Niedorsächsi sehen  Lundeswahllciter 

Hannover 


Gemeinde  wahlleacr/Krciswahllelicr 


An  den 

Herr n  Reg ic i  u rigsprä s identen 
Herrn  Präsidenten  des  Nieders. 
Ver  wal  tu  n  g  sbezlr ks  . . . . . 


3|3 


Anlage  11 

(zu  §  30  Abs.  4  NKWO) 


Der  KroiswahUfeiler 

des  Landkreises  ..... . . . . . . . . . . . . . den . . . . . . . .  19. 


Übersicht 

über  die  zugclasscncn  Wahlvorscblägc  und  Bewerber 
für  die  Gemeindewahl  am . . . . . . . .  19  . . 

in  den  Gemeinden  des  Landkreises . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Regi  c  ru  ii  gsbez  Irk/ Ver  wal  f  ungsbezi  rk  . . .  . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . 

I. 

Die  Zahl  der  Gemeinden  des  Landkreises^  in  denen  die  Gemeindewahl  stattflndet,  beträgt - - - 

II. 

Nach  den  Mitteilungen  der  Gemein  de  wahllei  ter  sind  insgesamt 

_ _  Wahlvorsdiläge  mit  . . . .  Bewerbern 

zugclassen  worden.  Sie  verteilen  sich  wie  folgt: 


Lfd, 

Nr, 

Partei 

Gemeinden 

Zahl  der 

Wahl¬ 

vorschläge 

Bewerber 

1 

2 

- 

3 

4 

5 

ü 

7 

8 

0 

10 

U 

12 

Ei nzel wah  1  vorschl äge  in sgesam t 

Zusammen 

IIL 

In . . . Gemeinden  bis  zu  100  Einwohnern  und _ _ Gemeinden  mit  101  bis  200  Einwohnern  findet  nach 

den  Vorschriften  der  Niedersächsischen  Gemeindeordnung  über  die  Gemeindeversammlung  keine  Gemeinde¬ 
wahl  stall. 

IV, 

In  .  Gemeinden  entfällt  die  Gemeindewahl,  da  in  den  letzten  12  Monaten  vor  Ablauf  der  allgemeinen 

Wahlperiode  eine  einzelne  Neuwahl  oder  Wiederholungswahl  stattgefunden  hat 

Bemerkungen: 


KreUwahlleUcr 


An  den 

Herrn  Niedersächsischen  Landeswahlleiter 


Hannover 


An  den 

Herrn  Regierungspräsidenten 
Herrn  Präsidenten  des  Nleders. 
Verwaltungsbezirks  . . 

in  . . . . . . . . — 
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Anlage  12 

(zu  §  31  Abs.  1  NKWO) 


Gemeindcwahl  am  .... 
(perforiert) 


Randstreifen  1) 

19 . .  in  Neerhusen,  Landkreis  Leer 


Lfd.  Nr. 
000  000 


Stimmzettel 

für  die 


Gemeindewahl  am  . 19 . .  in  Neerhusen,  Landkreis  Leer 


V  Sozialdemokra- 
1  tische  Partei  (  1 1 

^Deutschlands  “y 

n  ChrisHidi-  /^|\|  |\ 

^  Rahlwes 

Eckhold,  Paul 

Werkmeister 

Hauptstr,  24 

o 

Schefflcr,  Willi 
Bauer 

Hauptstr.  39 

0 

Rahlwes,  Georg 
Gastwirt 

Hauptstr.  11 

u 

WentJccl,  Emil 

Schweizer 

Gut 

o 

Münchhausen,  Otto 
Guts  Inspektor 

Gut 

o 

Evers^  Max 

Arbeiter 

Hauptstr.  75 

o 

Dr-  Kestner,  Ewald 
Tierarzt 

Hauptstr.  41 

o 

Brunotte,  Gustav 
Lehrer 

Schulplatz 

o 

Walterstein,  Fritz 
Kutscher 

Wiesenstr,  27 

o 

Strohmeyer,  August 
Sdiäfer 

Wiesenstr.  17 

o 

Bodenbergs  Otto 
Eigentümer 

Am  Anger 

o 

Paiilmann,  Willi 

Buchhalter 

Siedlung 

o 

Köhne,  Heinrich 

Bauer 

Hauptstr.  23 

o 

Menges,  Erna 

Hausfrau 

Hauptstr,  10 

o 

Bünte,  Hermann 
Landarbeiter 

Gut 

o 

Rlingebicl,  An  ton 

Schmied 

Am  Anger 

o 

Nawrotli,  Emma  ' 
Schneiderin 

Kirchplatz  3 

o 

Eilers»  Otto 
Waldarbeiter 

Försterei 

o 

Nieschlag,  Karl 
Rentner 

Siedhmg  17 

o 

Kreibke,  Ernst 

Arbeiter 

Hauptstr.  19 

o 

Borges,  Alfons 

Bauer 

Hauptstr.  64 

o 

Sandvoss,  Emil 
Briefträger 

Siedlung  4 

o 

Schlüter,  Paula 
Hausfrau 

Im  Winkel 

o 

Die  Slimmzetlel  können  mit  oder  ohne  Randstreifen  hcrgestclU  werden. 


Anlage  13 

(XU  I  31  Abs.  1  NKVVO) 


R  £111  d  s  t  r  e  i  f  c  n  ') 


Kreiswahl  am . . . . . . . . .  19... . im  Landkreis  Celle,  Wahlbezirk  Nr.  3 

(perforiert) 


Lfd,  Nr. 
000  000 


Stimmzettel 

für  die 

Kreiswahl  am .  19  im  Landkreis  Celle,  Wahlbe2irk  Nr.  3 


1  Soztaldemokro'  /| 

1  tisdie  Partei  1 ' 

*  Deutsdilands  y* 

iPDj 

n  ChrisHkh* 

§  Demokrofische 
*  Union 

(01 

1  ll  0  Deutsche 
^  J  O  Ptolei 

(DP) 

Pieper,  Gustav 

Ingenieur 

Wolthausen, 

Hauptstr,  21 

o 

Fröhlich,  Johannes 
Kaufmann 
Westercelle, 
Hauptstr.  8 

c 

“'X  Hiurichs,  Anton 
\  Bauer 

J  Wietze, 

Feldstr.  8 

o 

Seidel,  Friedrich 
Arbeiter 

Scheuen, 

Siedlung  3 

o 

Dr.  Lübbert,  Günther 

Arzt  f 

AltenceEe,  V 

Hauptstr.  5 

Bruns,  Hans 
\  Kaufmann 

j  Nienhagen, 

Waldstr.  2 

0 

Wciidler,  Otto 

Buchhalter 
Oppershausen, 
Hauptstr.  28 

o 

Biirgmattn,  Erich 
Bauer 
Hornbostel, 

Am  Anger 

c 

Peters,  Harald 
\  Angestellter 

j  Vorwerk, 

Wiesenweg  3 

o 

usw. 

o 

usw. 

c 

usw. 

o 

i|  Gesamtdeut-  /l 
s^er  Block-  f  | 

m) 

r*  Freie 

^  Demokratische 
Partei 

'(FD 

P|  6  Einsiedel 

Brandcl,  Ortwiii 
Landwirt 

Thören, 

Pappel  weg 

O 

Ltidke,  BernlvLird 
Kaufmann 

Je  Versen, 
Schulplatz  3 

c 

Einsiedel,  Thomas 
\  Förster 

/  Nienhagen, 

^  Försterei 

o 

Roser,  Georg 

Bauer 

Südwinsen, 

Im  W lesen grund 

o 

Tcichert,  Anton 
Betriebsleiter 
Wietze, 

Hauptstr.  22 

c 

) 

usw. 

o 

usw. 

c 

*)  Die  Stimmzotlcl  können  mit  oder  ohne  Rflndstrelfen  hcrgcstellt  werden. 


Anlage  14 

{zu  §  49  Abs.  1  NKWO) 


Gemeinde  _ _ _ _ _ _ 


Stimmbezirk  Nr. _ _ _ 


LundkreiK 


Zählliste 


für  die  gültigen  Stimmen  und  ungültigen  Stininizettel 


für  die  Gcnieindcwalil/Krciswahl  am 


19 


Ungültige  Stimmzettel 

Bewerber: 

Partei:  ...... 

— 

Bewerber: 

Partei: ... 

... 

»sw. 

1  2 

3 

4 

5 

C 

7 

Q 

9 

10 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

B 

9 

10 

1  2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11  12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

11  12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21  22 

23 

24 

2ö 

26 

27 

28 

29 

30 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

21  22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31  32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

3B 

39 

40 

31  32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

41  42 

usw. 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

40 

50r,()j41  42 
usw. 

43 

44 

45 

40 

47 

48 

49 

5000  41  42 
usw. 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50  50 

Zusammen: 


Zusammen: 


Zusammen: 


Die  Zählliste  wird  der  Wahlniederschrift  als  Anlage  beigefügt. 


Der  Wahlvorsteher: 


Der  Listen  führ  er: 


•)  Nichtzutrelfendcs  streichen. 

Die  Spülten  können  auch  waageredit  angelegt  werden. 


Anlage  15 

(zu  §  51  Abs,  1  und  2  NKWÜj 


Stiiombezirk 


Gemeinde 


Schnellmeldung 

über  das  Ergebnis  der  Gcmciiidcwalil/Kreiswalil am  . . . . .  19 

Die  Meldung  erslatlet  sofort  noch  Ermittlung  des  Wahlergebnisses  auf  dem  schnellsten  Wege  (E'ern- 
sprechcr,  Bote): 

der  Wahlvorsteher  an  den  Gemeindewahlleitcr, 

der  Gemeindewahlleiter  an  den  Kreis  wahllei  tcr  (nur  für  das  Ergebnis  der  Krdswahl  in  der  Ge¬ 
meinde), 


Kenn* 

JEiffesr^} 

A  Zahl  der  Wahlberechtig  len  . 
B  Zahl  der  Wähler 
C  Ungültige  StimmKetlel  ,  . 
D  Gültige  Stimmen  *  ,  ,  , 


Von  den  gültigen  Stimmen  entfielen  auf 


h  . . . . . . . 

Stiiiirnenzahl 

(Wahl  vor  sch  la  g,  Par  tei) 

(Namen  der  Bewerber 
laut  Siimmzettol) 

— 

- - - - - - - - 

Zusammen  (D  1) 
usw,  laut  Stimmzetteh 


Die  Summe  der  auf  die  Wahlvorsdiläge  entfallenen  Stimmen  muß  mit  der  Zahl  der  gültigen  Stimmen 
iibereinstimmeii  (D  1  -h  D  2  usw,  =  D). 


Bei  lelcfonisdier  Weitermcldung  Hörer  erst 
auflegen,  wenn  die  Zahlen  wiederholt  sind. 


Durchgegebun: 


Uhrzcil: 


AufgenomiueiK 


(Ncunc  des  Meldoiidun) 


(Name  des  Aufnehniendeii) 


h  NidilzulrefJendes  slreidien, 

t)  Nach  Ziffer  X  der  Wahlniedersdirifl  (Anlage  17);  siehe  auch  H a up Izusarameus teil un gen  oadi  den  Anlagen  20  und  2L 


3B 


Gcmüindc/Stadt 


Anlagfi  Ift 

{zu  §  51  Abs.  ü  NKWü) 


Landkreis  0 


Schnellmeldung 

über  das  Gesamtergebnis  der  G emeinde wähl /Kreis wa hl ')  am  . .  19__ 


Diu  Meldung  erstattet  s  o  f  o  r  t  nudi  Ennittlung  des  Wahlergebnisses  auf  dein  schnellsten  Wege  (Fern¬ 
sprecher,  Fcrnsdirciber,  Bote) 

a)  für  das  Gesamtergebnis  der  Gemeindewahl: 

der  Gemein dewahlieiter  der  kreisangehörigen  Gemeinde  an  den  Kreis^vahlleiter, 
der  Gemeindewa hliciter  der  kreisfreien  Stadt  an  den  Landeswahlleitcr, 

der  Krcisvvahlloiter  an  den  Landeswahlleitcr  (für  die  Gesamtheit  der  zum  Landkreis  gehörenden 
Gemeinden); 

b)  für  das  Gesamtergebnis  der  Kreis-wahL 

der  Kreiswahlleiter  an  den  Landeswah Heiter. 


Kenn* 

Ziffer 


A  Zahl  der  Wahlberechtigten . . 

B  Zahl  der  Wähler . 

. . . . . . .  - 

C  Ungültige  Stimmzettel  .  .  ,  . . . . 

D  Gültige  Stimmen  . . . . 

E  Zahl  der  Sitze  .  . . . . 

Voraussichtliche  Stimmen-  und  Sitzverteilung 

Partei  bzw.  Einzclbowcrber^) 

Stimmenzahl  (D) 

Sitzzahl  (E) 

h  . . . . 

2, 

3 . . 

usw. 

Zusammen 

Die  Surnme  der  auf  die  Parteien  und  Einzelbewerber  entfallenen  Stimmen  muß  mit  der  Zahl  der  gültigen 
Stimmen  über  einstimmen  (D  1  ^  D  2  usw.  =  D).  Entsprechende^  güt  für  die  Sitzzahlen  (E  1  +  E  2  usw,  ^  E). 


Bei  telefonisch  er  Weitermeldung  Hörer  erst 
üuflegen,  wenn  die  Zahlen  wiederholt  sind. 


Durehgegebenr  Uhrzeit:  AurgenomiHen: 


(Name  des  Meidenden) 


(Ntiiuu  des  Aufin?hmendenj 


Niditzutreffondüs  slreJdiün. 

-)  Nadi  Ziffer  X  der  Wahluiedersdirift  {Anlage  17);  siehe  audi  Hauptzusammcnstellungen  nadi  den  Anlagen  20  und  2h 
Bie  Slimnien  und  Sitze  der  Einzelbewerber  sind  io  je  einer  Summe  anzurreben. 


Anlage  17 
(zu  §  52  Abs.  1  NKWO) 


Gemeinde  . . . . . . . . . . . . .  .  . .  Stimmbezirk  Nr.  . . 

Landkreis  .  . . . . . . . . . . . 

. . . . . . .  den  . . . .  19 


Wahlniederschrift 

über  die  Gern  ein  de  wähl  /  Kreis  walil  am . . . . .  . .  19 

L  Zu  der  auf  heute  anberaumten  Gcmcindewahl/KreiswahP)  waren  für  den  obigen  Stimmbezirk  vom 
Wühlvorsland  ersdiienen: 

. .  . . . . . . . . . . . .  .  .  . . . . . . .  als  Wahlvorsteher  und  Vorsitzer, 

2^  . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  als  Beisitzer  und  stellvertreten¬ 

der  Wahlvorsteher^ 

3  ^  . .  .  .  . - . . . .  =  als  Beisitzer  und  Schriftführer, 

4  _  . . .  . .  . . . . . . . . . . . .  als  Beisitzer  und  steil  vertreten - 

*.  •  Schriftführer, 

als  Beisitzer, 
als  Beisitzer, 

_  als  Beisitzer, 

.  als  Beisitzer, 

9  . . . . . . . . . . .  „ ....... . . . . .  als  Beisitzer, 

(Vor-  und  Tamil  ienna  men} 

Als  Hilfskräfte  waren  zugezogen: 


7. 

S* 


3. 


(Vor-  und  Familinnntuiiun) 


II. 


Der  Wahlvorsteher  eröffnete  die  Wahlhandlung  damit,  daß  er  die  übrigen  Mitglieder  des  Wnhlvorstandes 
durch  Handschlag  zur  unparteiischen  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  verpflichtete.  Er  belehrte  sie  über 
ihre  Aufgaben. 

Ein  Abdruck  des  Kommunalwahlgesetzes  und  der  Kominunalwahlordnung  lag  im  Wahlraum  vor. 


III  Der  Wahlvorstand  stellte  fest,  daß  sich  die  Wahlurne  in  ordnungsgemäßem  Zustpd  befand  und  leer 
war.  Sodann  wurde  die  Wahlurne  verschlossen.  Der  Wahlvorsteher  nahm  den  Schlüssel  in  Verwahrung. 

IV,  Die  Wahlzelle(n)  warten)  ‘)  vorschriftsmäßig  eingerichtet. 

V.  Mit  der  Wahlhandlung  wmrde  um . - . Uhr . . . Minuten  begonnen. 

Der  Schriftführer  vermerkte  auf  dem  Titelblatt  des  Wählerverzeidinisses  —  auf  einer  besonderen  Karlei- 
liarto  — in  welche  Spalte  des  Wählerverzeichnisses  die  Vermerke  über  die  Stimmabgabe  eingetragen 
wurden. 


')  NidiLzulruffuuütit»  äLieidieii, 

2}  Bei  gleidizetlSg  .sUttfindenden  Üemeindü-  und  Kreis wulilen  ist  für  jede 


Wahl  eine  Wahlniedersdirift-^u  ferllgcn. 
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VI.  Besondere  Vorfälle  während  der  Wahlhandlung  waren  nicht  zu  verzeidinen '). 

Als  besondere  Vorfälle  waren  zu  verzeichnen '):  ,  j 

(z.  B.  Zurückweisung  von  Wählern  in  den  Fällen  des  §  41  Abs.  5  und  6  der  Kommunalwahlordnung) 


Uber  die  Einzelheiten  wurden  Niederschriften  angeferligt  und  als  Anlagen  Nr. 
gefügt. 


bis  Nr. 


bei- 


VIL  Nach  Ablauf  der  Wahlzeit  wurden  nur  noch  die  im  Wahlraum  anwesenden  Wahlberechtigten  zur  Stimm¬ 
abgabe  zugelassen, 

Um . Uhr . Minuten  erklärte  der  Wahlvorsteher  die  Wahl  für  gesdilossen.  Vom  Wahltlsch 

wurden  alle  nicht  benutzten  Stimmzettel  entfernt. 


VIII.  Nunmehr  wurde  die  Wahlurne  geöffnet,  die  Stimmzettel  wurden  entnommen  und  gezählt.  Zuglekh 
wurden  die  Stimmabgabe  vermerke  im  Wähler\'Grzoichnis  gezählt.  Ferner  wurde  die  Zahl  der  an  die 
Wähler  ausgegebenen  Stimmzettel  ermittelt  Es  wurden  folgende  Zahlen  festgestellt: 

L  Zahl  der  von  den  Wählern  abgegebenen  Stimmzettel  Zahl  der  Wähler, 

Kennziffer  B)  ,  ,  .  .  * . .  . . . 

2,  Zahl  der  Stimmabgabe  vermerke  im  Wählerverzeidinis . ^  - - - — . . . . 

3.  Zahl  der  an  die  Wähler  ausgegebenen  Stimmzettel  . .  . . . . . . .  . . . 

Die  Zahlen  zu  Nni,  1,  2  und  3  stimmen  überein  —  weichen  wie  folgt  voneinander  ab  b: 


Die  Abweichungen,  die  sich  auch  bei  wiederholter  Zählung  ergaben,  erklären  sich  wde  folgt*): 


IX.  Hierauf  wurden  die  abgegebenen  Stimmen  gezählt.  Aus  jedem  Stimmzettel,  der  nicht  zur  Beanstandung 
Anlaß  gab,  las  der  Wahlvorsteher  vor,  für  w^elche  Bewerber  die  Stimmen  abgegeben  worden  sind.  Er 
übergab  die  Stimmzettel  einem  oder  mehreren  Beisitzern,  die  sie  unter  Aufsicht  behielten.  Stimmzetteli 
die  leer  abgegeben  worden  waren  oder  sonst  Anlaß  zur  Beanstandung  gaben,  übergab  der  Wahlvorsteher 
einem  Beisitzer,  der  sie  sammelte  und  bis  zur  Entscheidung  über  die  Gültigkeit  der  Stimmen  unter  seiner 
Aufsicht  behielt. 

Die  Zählung  der  Stimmen  erfolgte  mit  Zähliisten  in  einem  Zählgang,  Nachdem  der  Wahlvorsteher  vor¬ 
gelesen  hatte,  für  welche  Bewerber  die  Stimmen  abgegeben  ^worden  sind,  verzeichnete  der  Listenführer 
jede  Stimme  in  der  betreffenden  Spalte  der  Zählliste* 

Nachdem  die  Stimmen  aller  nicht  beanstandeten  Stimmzettel  gezählt  waren,  cntsdiied  der  Wahlvorstand 
über  die  Gültigkeit  der  leer  abgegebenen  oder  sonstwie  beanstandeten  Stimmzettel,  Yon  diesen  Stimm¬ 
zetteln  wurden 

a)  für  gültig  erklärt  . . . . .  Stimmzettel, 

b>  für  ungültig  erklärt  .  Stimmzettel  (Kennziffer  C), 

Der  Wahlvorsteher  gab  die  Entscheidungen  jeweils  bekannt  und  vermerkte  auf  der  Rückseite  eines  jeden 
beanstandeten  Stimmzettels,  ob  er  für  gültig  oder  ungültig  erklärt  wurde,  Wurde  der  Stimmzettel  für 
gültig  erklärt,  so  vermerkte  er,  für  welche  Bewerber  die  Stimmen  lauten.  Die  beanstandeten  Stimm¬ 
zettel  wurden  durchlaufend  numeriert  und  sind  als  Anlagen 

a)  Nr..... . . . . bis  Nr. . . . .  und 

b)  Nr. . . . . . bis  Nr . .  . . 

beigefügt. 

Die  für  gültig  erklärten  Stimmen  und  die  für  ungültig  erklärten  Stimmzettel  wurden  in  der  Zähllistc 
verzeidmet. 


NlditzuUeffendias  streichQU. 

OiesG  Zahl  kann  in  der  Welse  ermittelt  werden,  daß  die  Zahl  der  nicht  an  die  Wähler  ausgegebünen  Stimmzettel  von  der 
Zahl  der  von  der  Gemeinde  erhaltenen  Stimmzettel  abgezogen  wird. 


X.  Der  Wahlvorstand  stellte  für  den  Stimmbezirk  folgendes 


Wahlergebnis 

Ketin- 

fost; 

A  Zahl  der  Wahlberechtigten  . . . .  A 

B  Zahl  der  Wähler  (=  Zahl  der  abgegebenen  Stimmzettel,  Ziffer  YII  Nr.  1)  .  .  .  . . .  B 

C  Ungültige  Stimmzettel  .  .  ,  . . . . . . . . . . .  c 

D  Gültige  Stimmen  . . . . . . .  d 


Von  den  gültigen  Stimmen  entfielen  auf 


1 . . . . . . . 

(Wahl  vors  dl  lag,  Partei) 

Stimmen¬ 

zahl 

(Namen  der  Bewerber 
laut  Stimmzettel) 

zusammen  ®) 

usw.  It.  Stimmzettel 


{Wahlvorsdüag,  Partei) 

Stimmen¬ 

zahl 

(Namen  der  Bewerber 
laut  Stimmzettel) 

zusammen 


Zusammenstellung  der  gültigen  Stimmen  nach  Wahlvorsclilägen 


Nr, 

Wahl  Vorschlag  j  Partei 

Stimmenzahl 

1 

2 

3 

ÜSW. 

zusammen  *) 

XI.  Die  Zähllisten  \vurden  vom  Listen  führer  und  vom  Wahlvorsteher  unterschrieben  und  sind  als  Anlagen  ’ 
Nr.  . . . . .  bis  Nr . . . .  beigefügt. 

XIL  Das  Wahlergebnis  (Ziffer  X)  wurde  auf  den  Vordruck  für  die  Sdinellmeldung  übertragen  und  sodann 
auf  dem  schnellsten  Wege  —  telefonisch  —  durch  Boten  an  den  Gemeindewahlleiter  übermittelt 

XIIT.  Während  der  Wahlhandlung  Avaren  immer  mindestens  drei  Mitglieder  des  Wahl  Vorstandes  anwesemt 
darunter  der  Wahlvorsteher  und  der  Schriftführer  oder  ihre  Stellvertreter,  Bei  der  Ermittlung  und 
Feststellung  des  Wahlergebnisses  waren  alle  Mitglieder  des  Wahl  Vorstandes  anwesend. 

Der  Wahlvorstand  beschloß  mit  Stimmenmehrheit.  Bei  stimmen  gl  eichen  Beschlüssen  gab  die  Stimme  des 
Vorsitzers  den  Ausschlag. 

Die  Wahlhandlung  sowie  die  Ermittlung  und  Feststellung  des  Wahlergebnisses  waren  Öffentlich. 


*1  Wahlniedersdiriilen  und  Meldcvordrudte  sind  aufeinander  abgestimmt.  Die  einzelnen  ZoMen  des  Wahlergebnisses  sind  in 
die  Sdineünieldung  (Anlage  15)  bei  derselben  Kennziffer  elnzulragen,  mit  der  sie  in  der  Wahlmoderschrift  bezeldinet  sind. 
*)  Die  Summe  der  auf  die  Wa  hl  vors  di  läge  cnUallenen  Stimmen  muß  mit  der  Zahl  der  gültigen  Stimmen  übereinstimmea 
(D  l  +  D  2  usw.  “  D). 

Diese  Zahl  muß  mit  der  unter  Kennziffer  D  angegebenen  Zahl  übereinstimmen, 
h  NI  dl  tzu  treffendes  s  Ire  i  dien. 
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XIV*  Bemerkungen: 


XV*  Vorstehende  Niederschrift  wurde  vorgelesen,  von  dem  Wahlvorsteher,  seinem  Stellvertreter,  dem  Schrift¬ 
führer  und  den  übrigen  Beisitzern  genehmigt  und  wie  folgt  vollzogen: 

Der  Wahlvorsteher: 


Die  Beisitzer: 


tzugleltti  als  skWIverlrelender  Wahlvorsteher) 


(myleicti  als  Sthriftführor) 


Übergabe  der  Wabluntcriagcn  an  die  Gemeinde 

1.  Na*  Schluß  des  Wahjgeschäfts  wurden  die  gültigen  Stimmzettel,  soweit  sie  nicht  dieser  Niedersdirift  bei¬ 
gefügt  sind,  zu  Paketen  verpackt.  Jedes  Paket  wurde  verschnürt,  versiegelt  und  mit  dem  Namen  der 
Gemeinde,  der  Nummer  des  Stimmbezirks  und  der  Inhaltsangabe  versehen.  V 

2*  Der  Gemeinde  werden  übergeben: 

a)  diese  Wahlniederschrift  mit  allen  darin  verzeichneten  Anlagen, 

b)  die  in  Nr.  1  aufgeführten  versiegelten  Pakete  und  das  übrige  Wahlmaterial  (Wählerverzeichnis,  Wahlurne 
mit  Schloß  und  Sdilüssel,  nicht  benutzte  Stimmzettel  und  die  sonstigen  Gegenstände). 


{ünterschrilt  des  Wahlvorstehers) 

Die  Wahlniedersdirift  mit  allen  darin  verzeichneten  Anlagen  wurde  am . . . . . . . .  19........  um _ _  Uhr 

von  dem  Unterzeichneten  auf  Vollständigkeit  geprüft  und  übernommen.  Es  wurden  ferner  die  versiegelten 
Pakete  mit  Stimmzetteln  und  das  sonstige  Wahlmaterial  übernommen. 


(UnterschnJt  dvH  Bcauftr 


ayten  der  Gemeinde) 


Anlage  18 

(zu  5  55  Abs.  5  NKWOJ 


Dieses  Muster  ist  verwendbar  für  Wahlgebiete, 
die  nur  einen  Wahlbezirk  bilden. 


den 


19.. 


Niederschrift 


über  die  Sitzung  des  Gemein  de  Wahlausschuss  cs/Kreiswahlaosschusses 
zur  Feststellung  des  endgültigen  Wahlergebnisses 


I.  Zur  Feststellung  des  Ergebnisses  der  Gerne!  ndewahl/K  reis  wähl  am  . . . . . . . . . . 19 . in  der 

Gemeinde  /  in  der  Stadt  /  im  Landkreis  . . . . .  trat  heute  nach  ordnungsgemäßer  Ladung 

der  Gemeinde  wahlausschuß/Kreiswahlausschuß  zusammen.  Es  waren  orsducnen: 


- - - — — - - - - - — . . . . . . —  als  Vorsitzer, 

...... — . . . — . .  . . . . . . . . .  als  Stellvertreter, 

— . . . . — — - . . . . . . als  Beisitzer, 

; . . . . . . . — - -  - - - - - —  als  Beisitzer, 

. . . . - . - — . .  - — . .  . .  als  Beisitzer, 

. . . . . . . — - . . — - - -  - - - - -  als  Beisitzer, 

.  . . . — . . . .  .  . . . .  . . . . . .  als  Beisitzer, 

. . . — . . . . . . . . . . . . . . als  B e is itzer . 

(FaTnJliennaino,  Vornamcg  Wobnorl) 


Ferner  waren  zugezogen: 


. . . . . .  als  Schriftführer, 

- -  als  Hilfskraft, 


Der  Vorsitzer  eröffnete  um  .  . . . .  Uhr  die  Sitzung  und  stellte  fest,  daß  Ort,  Zeit  und  Gegenstand  der 

Sitzung  gemäß  §  ?  Abs.  3  der  Kommunal  Wahlordnung  öffentlich  bekanntge  macht  worden  sind. 


11.  Der  Vorsitzer  legte  dem  Wahlausschuß  die  Wahlniedersch ritten  aller  Wahlvorstände  des  Wahlgebiets, 
die  nach  den  Wahlniedersehriften  angefertigte  Zusammenstellung  der  Wahlergebnisse  in  den  Stimm¬ 
bezirken  und  die  für  die  Sitz  Verteilung  erforderlichen  Berechnungen  vor. 

Der  Wahlausschuß  stellte  fest,  daß  die  Beschlüsse  der  Wahlvorstände  zu  keinen  —  folgenden  Beanstan¬ 
dungen  oder  Bedenken  Anlaß  gaben: 


III.  Auf  Grund  der  Wohin iederschriften  und  der  als  Anlage  belgefüglen  Zusammenstellung  der  Wahlergeb¬ 
nisse  in  den  Stimmbezirken  stellte  der  Wahlausschuß  folgendes  Gesamtergebnis  der  Wahl  fest: 

A  Zahl  der  Wahlberechtigten . .  . . . . . . . . . 

B  Zahl  der  Wähler . .  .  *  .  . . .  .  .  ,  ,  . . . . . 

C  Ungültige  Stimmzettel . .  .  ,  .  . . .  . . . . . 

D  Gültige  Stimmen . .  . . . . . . . . 
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Verteilung  der  gültigen  Stimmen  auf  die  Wahlvorschläge  und  Bewerber 


1.  Wahl  Vorschlag  der/des  . . . . . . . . . 


Bewerber 

Stimmenzahl 

Zusammen 

2.  Wahlvorschlag  der/des  . . . . . . .  . . . . . . . . . . 

Bewerber 

Stimmenzahi 

Zusammen 

UEW. 

Zusammenfassung  der  gültigen  Stlnimen  nach  Ws 

thlvorschlägeii 

Wahl  vor  schlag  (Partei  bzw*  Einzelbewerber) 

Stimmenzahl 

Zusammen  (D) 


E.  Verteilimg  der  Sitze  auf  die  Wahlvorschlägc 
Es  waren  im  Wajilgebiet  . . . .  Sitze  zu  verteilen. 

Nach  der  als  Anlage  beigefügten  Höchstzahlenberechnung  wurde  die  Verteilung  der  Sitze  auf  die  Wahl- 
Vorschläge  wie  folgt  festgestellt: 


Nr. 

Wahlvorschlag  (Partei  bzw*  Einzelbewerber) 

Zahl  der  Sitze 

1 

2 

3 

usw. 

Zusammen 

Bei  jedem  Einzelbowerber,  dem  ein  Sitz  -zugewiesen  wurdc^  blieben  weitere  sich  aus  seiner  Stimmenzahl 
ergebende  Höchstzahlen  unberücksichtigt. 
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F,  VerteHuns  der  Sitie  »uf  die  Bewerber 


Die  den  Wahlvorsch lägen  zustehenden  Sitze  wurden  folgenden  Bewerbern  zugewiesen,  die  damit  als  Rats¬ 
herren/Kreistagsabgeordnete  gewählt  sind: 


1.  Wahlvorsdilag  der/des  . . . . . . . . . . . . . . . . .  _  . Sitze) 

Gewählte  Bewerber: 


2*  Wahivorschlag  der/des  . . . . . . . . . . . . . . . ( _ _ Sitze) 

Gewählte  Bewerber: 


risw. 


G.  Brsatzmunner 

Die  Ersatzmänner  und  ihre  Reihenfolge  wurden  wie  folgt  festgestellt: 
L  Wahl  Vorschlag  der/des 
Ersatzmänner: 

2. 

3. 


2*  Wahlvorsdilag  der/des 
Ersatzmänner: 

L 

2. 


usw. 

IV,  Der  Wahlaussdiuß  beschloß  mit  Stimmenmehrheit.  Bel  stimmengleichen  Beschlüssen  gab  die  Stimme 
des  Vorsitzers  den  Aussdilag,  Bel  Gleidiheit  von  Hödistzahlen  oder  Stimmenzahlen  entsiiied  das  Los, 
das  der  Vorsitzer  zog.  Der  Vorsitzer  gab  das  Wahlergebnis  im  Anschluß  an  die  Feststellung  bekannt. 
Die  Sitzung  war  Öffentlich. 

V,  Dieser  Niederschrift  sind  folgende  vom  Vorsitzer  unterschriebene  Aufstellungen  und  Berechnungen  bei¬ 
gefügt: 


VI.  Bemerkungen: 


VII.  Vorstehende  Niederschrift  wurde  vorgelesen,  von  dem  Wahlleiter,  den  Beisitzern  und  dem  Schriftführer 
genehmigt  und  wie  folgt  unterschrieben: 

Der  Gemelndewahlleiter/Kreiswahlleiter:  *  Die  Beisitzer: 


Der  Schriftführer: 


Anlage  19 

(zu  5  5S  Abs.  5  NKWO) 


Dieses  Muster  äst  verwendbar  für  Wahlgeb iete^^ 
die  aus  mehreren  Wahlbezirken  bestehen. 


den 


10,...., 


Niederschrift 

über  die  Sitzung  des  Gcineindcwahlausschusscs  /  Kreiswalilaussdiusses 
zur  Feststellung  des  endgültigen  Wahlergebnisses 


L  Zur  Feststellung  des  Ergebnisses  der  GemeindewahiaCreiswahl  am . . . . . . . .  19........  in  der 

Gemeinde  /  in  der  Stadt  /  im  Landkreis . . . . . . .  trat  heute  nach  ordnungsgemäßer  Ladung 

der  Gemeindewahlausschuß, 'ICreiswahlausschuß  zusammen.  Es  waren  erschienene 


1, 


2, 


3, 


4, 


5, 


6, 


7, 


8. 


Vorsitzer, 

Stellvertreter, 

Beisitzer, 

Beisitzer, 

Beisitzer, 

Beisitzer, 

Beisitzer, 

Beisitzer* 


(FamiJienname*  Vorname,  Wohnort) 


Ferner  waren  zugezogen: 


als  Schriftführer, 


als  Hilfskraft, 


Der  Vorsitzer  eröffnete  um  . . .  Uhr  die  Sitzung  und  stellte  fest,  daß  Ort,  Zeit  und  Gegenstand  der 

Sitzung  gemäß  §  7  Abs,  3  der  Kommunal  Wahlordnung  öffentlich  bekannt  ge  macht  worden  sind. 


n.  Der  Vorsitzer  legte  dem  Wahlausschuß  die  Wahlniederschriften  aller  Wahivorstände  des  Wahlgebiets, 
die  nach  den  Wahlniederschriften  angefertigte  Zusammenstellung  der  Wahlergebnisse  in  den  Stimm¬ 
bezirken  und  den  Wahlbezirken  sowie  die  für  die  Sitzverteilung  erforderlichen  Berechnungen  vor. 


Der  Wahlausschuß  stellte  fest,  daß  die  Beschlüsse  der  Wahlvorstände  zu  keinen  —  folgenden  Beanstan¬ 
dungen  oder  Bedenken  Anlaß  gaben: 


III,  Auf  Grund  der  Wahlniedersdiriflen  und  der  als  Anlage  beigefügten  Zusammenstellung  der  Wahlergeb¬ 
nisse  in  den  Stimmbezirken  und  den  Wahlbezirken  stellte  der  Wahlau.^schuß  folgendes  Gesamtergebnis 
der  Wahl  fest: 

A  Zahl  der  Wahlberechtigten  /  B  Zahl  der  Wähler  /'  C  Ungültige  Stimmzettel  /  D  Gültige  Stimmen 


Wahl¬ 

bezirk 

Nr, 

Zahl  der  Wahlberechtigleii 

Zahl  der  Wähler 

Ungiillfge  SUmmz eitel 

Gültige  Stimmen 

A 

B  ' 

C 

D 

1 

2 

usw» 

. . * . 

Zusammen 
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Verteilung  der  gültigen  Stimmen  auf 
W  a  h  1  b  e  21  i  r  k  Nr.  1 

1.  Wahlvorsdilag  der/des . . . . . . . . . 


Bewerber 

Stimmenzahl 

Zusammen 

2.  Wahlvorschlag  der/des . . 

Bewerber 

Stimmenzahl 

Zusammen 

usw. 

. . .  .  . . . 

die  Wahl  Vorschläge  und  Bewerber 

Wahlbezirk  Nr.  2 
*  1,  Wahl  Vorschlag  der/des . 


Bewerber 

SUmmenzahl 

Zusammen 

2.  Wahl  Vorschlag  der/des 


Bewerber 

SÜmmenzahl 

Zusammen 

usw. 

W  a  li  1  b  e  z  i  r  k  Nr.  ,  ,  . 
{wie  vorstehend) 


Zusammenfassung  der  gültigen  Stimmen  nadi  Parteien  bzw,  Einzelbewerbern  und  Wahlbezirken 


Wahl¬ 

Zahl  der  gültigen  Stimmen 

bezirk 

Nr. 

Partei 

Partei 

Partei 

( E  i  nzelbe  wc  r  ber ) 

usw. 

insgesamt 

1 

2 

usw. 

Zusammcji 

E.  Verteilung  der  Sitze  im  Wahlgebiet  und  In  den  Wahlbezirken 

a)  Verteilung  der  Sitze  Im  Wahlgebiefc 
Es  waren  im  Wahlgebiet  . .  Sitze  zu  verteilen. 


Nach  der  als  Anlage  beigefügten  Hödistzaiilenberechnung  wurde  für  das  Wahlgebiet  folgende  Sitzvertei¬ 
lung  festgestellt:  , 


Nr,  Pa  rtel^Ei  nzelbe  Werber 

Zahl  der  Sitze 

3  . . . . . . . . . .  . . . . . . 

usw. 

Zusammen 

Bei  jedem  Ei nzelbe Werber,  dem  ein  Sitz  zugewiesen  wurde,  blieben  weitere  sich  aus  seiner  Stimmenzahl 
ergebende  Höchstzahlen  unberücksichtigt. 


4S 


b)  Verteilung  der  Sitze  in  den  Wahlbezirken 

Nach  den  als  Anlage  beigefügten  Höchslzahlcnberechnungen  wurde  festgestellt»  daß  die  den  Parteien 
im  Wahlgebiet  zustehenden  Sitze  sich  wie  folgt  auf  die  Wahlbezirke  verteilen: 

1 .  .  . . . . . . . .  ( . . SiUel  2.  . . . . . . . . . . .  . -Sitze) 

(Ncimo  der  Pdrtui)  '  fName  der  Farlei) 


Wahl¬ 

bezirk 

Nr. 

Wahl- 

Zahl  der  Sitze  bezirk 

Nr. 

Zahl  der  Sitze 

1 

2 

usw. 

1 

_ . . . .  2 

_ _ _ _ _ _ _ _ ...  usw* 

Zusammen 

Zusammen 

usw. 

Die  den  Einzelbewerbern  zustehenden  Sitze  entfallen  auf  folgende  Wahlbezirke: 


Wahl¬ 

bezirk 

Nr* 

Zahl  der  Sitze 

Namen  der  Einzel bewerber 

1 

2 

usw. 

Zusammen 

c)  Zusammenfassung  der  Si  1  er  teil  itngim  Wahlgebiet 
und  in  den  Wahlbezirken 


Wahl¬ 

bezirk 

Nr. 

Partei 

Partei 

Zahl  der  Sitze 

Partei 

(Einzel  bewerber) 

usw. 

insgesamt 

2 

usw* 

/nviinnicn 

F*  Verteilung  der  Sitze  auf  die  Bew'erber 

Die  den  Wahl  Vorschlägen  in  den  Wahlbezirken  zustehenden  Sitze  wurden  folgenden  Bewerbern  zu- 
gewiesen»  die  damit  als  Ratsherrcn/Kreistagsabgeordnete  gewählt  sind: 

Wahlbezirk  Nr.  1 

1.  Wahlvorsdilag  der/des  . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . ...  Sitze) 

Gewählte  Bewerber: 


2.  Wahlvorschlag  der/des 
Gewählte  Bewerber: 


( . . . Sitze) 


usw. 

Wahlbezirk  Nr.  2 


1.  Wahl  vor  schlag  der/des 
Gewählte  Bewerber: 


C 


Sitze) 


2,  Wahlvorsdilag  der/des 
Gewählte  Bewerber: 


Sitze) 


usw. 

W  a  h  I  b  e  z  i  r  k  Nr.  . . . 
.  (wie  vorstehend) 


G.  Ersatzmänner 


Die  Ersatzmänner  und  ihre  Reihenfolge  wurden  wie  folgt  festgestelltr 
Wahlbezirk  Nr.  1 


1.  Wahlvorschlag  der/des  .... 
Ersatzmänner: 

1, 

2. 

3- 

2.  Wahlvorsdilag  der/des 
Ersatzmänner: 

1.  . . . . . . . . . 

2. 

usw. 

W  a  h  l  b  e  z  l  r  k  Nr.  2 

L  Wahlvorsdilag  der/des 
Ersatzmänner: 

L 

%  « 


3. 


2.  Wahlvorsdilag  der/des 
Ersatzmänner: 

1.  ; . . 

2 . . . 

usw. 

Wahlbezirk  Nr. 

(wie  vorstehend) 


IV.  Der  Wahlausschuß  beschloß  mit  Stimmenmehrheit  Bei  stimmengleichen  Beschlüssen  gab  die  Stimme 
des  Vorsitzers  den  Ausschlag,  Bei  Gleichheit  von  Hochstzahlen  oder  Stimmenzahlen  entschied  das  Los, 
das  der  Vorsitzer  zog.  Der  Vorsitzer  gab  das  Wahlergebnis  irh  Ansdiluß  an  die  Feststellung  bekannt. 
Die  Sitzung  war  öffentlidi, 

V.  Dieser  Nicdcrachnft  sind  folgende  vom  Vorsitzer  unterschriebene  Aufstellungen  und  Berechnungen  bei- 
beigefügt: 


VI.  Bemerkungen 


VII.  Vorstehende  Niedersdirift  wurde  vorgelesen,  von  dem  Wahlleiter,  den  Beisitzern  und  dem  Schriftführer 
genehmigt  und  wie  folgt  unterschrieben: 

Der  Gemeindewahlleiter/KreiswahUeiter:  Die  Beisitzer: 


Der  Schriftführer 


Anlage  20 

(/.u  §  Sfi  Abs.  ö  NKWÜ) 


Hauptzusammenstellung 

über  das  Ergebnis  der  Gemeindewail/Kreiswabl  am.*., . . .  * — —  19 

in  der  kreisfreien  Stadt  _  ^  .  . . . . . . . . . . . . . 

im  Landkreis 

Regierungsb  ezir k  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

V  erwalt  ungsb  ezirk 


Gesamtergebnis 

A  Zahl  der  Wahlberechtigten  * . * . 

B  Zahl  der  Wähler . . 

C  Ungültige  Stimmzettel . . 

D  Gültige  Stimmen  ,  . . * . 

E  Zahl  der  Sitze . 


Stimmen-  und  Sitz  Verteilung 


Nr. 

Partei  bzw,  Einzelbewerber 

Zahl  der  Stimmen 

Zahl  der  Sitze 

2 

3 

usw. 

Zusammen 

(D) 

(E) 

Aufgestellt:  Der  Gemeindewahlleiter  /  Der  Kreiswahlleiter: 

den  . . . . . . .  19...... 


Zur  Beachtung: 

1.  Die  Hauptzusammenstellung  ist  in  zwei  Stücken  dem  Landeswahlleiter  zu  übersenden. 

2.  Für  jeden  Stimmbezirk  ist  eine  besondere  Zeile  zu  verwenden.  Bei  der  Kreiswahl  sind  für  Gemeinden, 
die  aus  mehreren  Stimmbezirken  bestehen,  Gemeinde- Zwischensummen  einzutragen  (möglichst  in  farbiger 
Sdirift). 

3.  Die  Hauptzusammenstellung  ist  nach  Wahlbezirken  zu  gliedern  und  aufzuredioen.  Am  Schluß  sind  die 
Ergebnisse  der  Wahlbezirke  zu  wiederholen  und  zum  Gesamtergebnis  aufzurechnen*  Unter  dieser  Aufrech¬ 
nung  ist  die  Verteilung  der  Sitze  im  Wahlgebiet  und  in  den  Wahlbezirken  anzugeben. 

4.  Die  Einiegebogen  sind  in  den  Titelbogen  einzuheften,  so  daß  die  Hauptzusammenstellung  ein  Heft  ergibt. 
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(linke  Seite) 


Lfa. 

Nr, 

Bezcifluiung  des  Stirn ni be^iiks 
(Name  der  Gemeinde) 

Zahl  der 
Wahl¬ 
berechtigten 

Zalil  der 
Wähler 

Ungülligi; 

Stimnizette! 

Gültige 

Stimmen 

A 

ö 

C 

D 

Seiten  summe 

(redite  Seite) 


Verteilung  der  gültigen  Stimmen  (D)  auf  die  Parteien  und  Hinz elbe werbe r 


t 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
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Anlage  21 

(zu  5  55  Abs,  fl  NKWO) 


Hauptzusammensteliung 

über  die  Ergebnisse  der  Gemeinde  wählen  am  19 

in  den  Gemeinden  des  Landkreises  . . . . - . . . . . . . . . . . . . . . .  .  . 

Regierungsbezirk  . .  .  .  . . . .  ^  . . 

V  er  wa  1 1  u  ngsb  ez  l  r  k 


G  csam  t  ergebnis 

A  Zahl  der  Wahlberechtigten . *  , 

B  Zahl  der  Wähler . .  .  . 

C  Ungültige  Stimmzettel . . 

D  Gültige  Stimmen . 

E  Zahl  der  Sitze . . 


Stimmen-  und  Sitz  Verteilung 


Nr, 

Partei  bzw.  Einzclbewerber 

Zahl  der  Stimmen 

Zahl  der  Sitze 

1 

2 

. - . -  ■■  . - 

3  : 

usw* 

Zusammen 

<D) 

(E) 

Aufgestellt:  Der  Kreis  wahlleit  er: 

den  . . . . . . .  19„ . . . . . . . . . . . . 


Zur  Beachtung: 

1.  Die  Hauptzusammenstellung  ist  in  zwei  Stücken  dem  Landeswahlleiter  zu  übersenden* 

2.  Für  jeden  Stimmbezirk  ist  eine  besondere  Zeile  zu  verwenden*  Für  Gemeindenj  die  aus  mehreren  Stimm¬ 
bezirken  bestehen»  sind  Gerne inde-Z wischensummen  einzu tragen  (möglichst  in  farbiger  Schrift)* 

3.  Gemeinden,  in  denen  nach  den  Vorschriften  der  Nieders.  Gemeindeordnung  über  die  Gemeindeversammlung 
keine  Wahl  stattgefunden  hat,  sind  mit  einem  entsprechenden  Hinweis  einzutragen.  Das  gleiche  gilt  für 
Gemeinden,  in  denen  gemäß  §  38  Abs*  3  oder  §  39  Abs*  3  NKWG  keine  Wahl  stattgefunden  hat. 

4*  Die  Seitensummen  sind  am  Schluß  zu  wiederholen  und  zum  Gesamtergebnis  aufzurechnen, 

5*  Die  Einlegebogen  sind  in  den  Titelbogen  einzuheften,  so  daß  die  Hauptzusammensteliung  ein  Heft  ergibt* 
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Lfd. 

Nr. 

Name  der  Gemeinde 

Zahl  der 
Wahlbo- 
rcchtigteii 

Znlil  der 
Wähler 

Ungül¬ 

tige 

Stimm¬ 

zettel 

Gültige  Summen  (D) 

Verteilung  der  gült,  Stimmen  (D)  u,  der  Sitze  (E)  auf  die  Parteien  o.  Einzeibcwcrber 

Zahl  der  Sitze  (E) 

A 

B 

C 

D/E 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

3 

Stimmen: 

Sitze : 

Stimmen: 

Sitze : 

Stimmen: 

Sitzet 

Stimmen: 

Sitze: 

Stimmen : 

Sitze : 

Stimmen: 

Sitze: 

Sdtensümmc 

Stimmen: 

Sitze: 

Stichwortverzeichnis 


'V 


WG  =  Niederi^  KorRmunf]lvrahlget«l^ 
WO  Niedsn.  Konnnunol Wahlordnung 
Zohltn  ohno  Kiaminofn  Paragraphen 
ZohUn  in  Klammom  ***  Abtätia 


WG  27;  WO  ^1  -  44 


WG  U:  WO  12  u.  13 
WG14;WOn 
WG  3^ 


Abgabe  döf  Stlmmeri 
Abgrenzung 

—  der  Slimfnbezirka 

»  def  Wahlbezirke 

Ablohnung  der  Wahl 
AbidiluB 

—  dar  Wahlhondlunq  WO  45 

^  des  WählorvQfiei^nisses  WO  22 

Allgemeine  Baitlmmungen  WG  1 — B;  WO  1—4 
Allgerneine  Heuwahleit  WG  6  (3);  WO  3  {2} 
Allgcmetne  Wahlperipde  WO  3  |lj 

AmHieha  Harilttlung  der  Stimmzettel 

WG  26  UIj  wo  45  m 
Änderung  von  Wo  hl  Vorschlägen  WG  2j 

Anarkenrnrng  eirrer  Vereinigung  oli  Partei 

WG  19  {12);  WO  25 
Annahme  dar  Wahl  WG  34;  WO  55  [6] 

Anstalten  [Kranken-  und  Pflegeofistolton) 

—  AnstaJisstimmbezIrke  WO  13 

—  Wohl  in  —  WO  44 

Afitroga  auf  Berichtigung  des  Wühfervorieidi* 

nisies  M  y  WGie;WO20 

Anwetenhailirecht  in  den  Wahlrdumen 

WG  29;  WO  38 

Anxeigepflirht  bettimmter  Parteien  Qbar  die  TeiU 
nähme  an  der  Wahl  WG  19  (11) 

AuFiichtsbeHürde 

bestimmt  Wahllog  für  Nachwahlen,  Wieder¬ 
hol  unaswohlon  und  einzelne  Neu  wohlan 

WG  37  (2).  38  (2)  u.  39  11); 
WO  5B  (2!,  59  (2  u.  m  (2 

—  Wahleinipruchsbereditigung  WG  42  (IJ 

Autlagung  des  Wdhlerverzeidtniisai 

WG  17  (2):  WO  19 
Aussdieiden  van  Ersafzmnnnern  WG  41;  WO  62 
Ausstattung  des  Wohlvorstandes  WO  33 

Ausübung  des  Wahlrechts  WG  5 

Ausweitp flicht  bei  Silmmabgobä  WO  41  (1) 


WG  2;  WO  2 


WG  10  (1);  WO  6 

-  12  mr'  ‘ 


t  WO  8 


Bagriffsbeitimmungan 
Baisttzar 

—  des  Wahlausschusses 

—  des  Wohlvorstondas  WG 

Bekanntgabe  [Bekanntmachung] 

— *  Bekanntmachungsart  WO  63 

der  Auslogunn  dos  Wdhlorvorzeichnisses 

^  W0  19[l) 

—  der  Reihanfolgo  der  Pqrleien  für  die  Stimm- 

zellel  WO  33 

der  Wahlouischußsilzungon  WO  7  (3) 

—  der  Wahl  (WohlbekonntmochungJ 

WG  15;  VVO  23  (2)  u.  32 

—  der  xuaelassenen  Wahlvorschldge 

WG  25  (4);  WO  30 

—  der  Zusommansotzung  der  Wohloussthösse 

WO  4  (5) 

—  des  WahEargebniises 

WG  35;  WO  50,  51,  55  u.  54 

BanacHrichtigung 

—  der  gewönltan  Bewerber  WG  34;  WO  55  (6) 

—  der  Wchtcr  (Wahlbenachridrtigungen)  WO  Tß 
lariditigung  des  Wählerverzeichnisses 

WG  18;  WO  21 

Basdiaffung  von  StimmiaHotn  und  Vordrucken 

WO  45 

Beschränkungon  .  i  l  j 

—  der  Parloian  und  Bewerber  hmsichljich  der 

Wahlvorschläge  WG  20 

Bewerber 

—  auf  Wohlvorschldgen  ^ 

WG  19  [3—71, 120  [2)  u,  21 ;  WO  24 

—  Bastimmung  der  .  .  ,  WG  ^ 

—  Rücktritt  von  .  ,  *  WG  ^ 

—  Tod  von  .  .  i  WG  22  (2  u.  3] 

Bildung  der  Wahlausschüsse  WG  10;  WO  6 

—  dar  Wahlvorstände  WG  12fJ^  B 

BuBgeldverfahren  WG  13  (4);  WO  10 


d'HondTsdias  Verfahren  WG  32  (2)  u.  33  [2  u*  3) 


Ihranamtliche  Tüligkaii  WG  13;  WO  9  u*  10 
Einreichung  dar  Wahl vorsch läge  ^  „ 

WG  19  ff,!  WO  23  ff, 
Einsicht  in  Wähl  efvorzeichnisse  WG  ^7  (2);  WO  19 
Einspruch  gegen  Gültigkeit  der  Wahl  [Wahiein- 
Spruch)  ^  ^  WG  42 

Eintragung  In  des  Wohlerverzelchnls  WO  17 

Einwohnerzahl  [MoOgebendo  *  ^  WG  48 

Elnzalna  Neuwahl  WG  3^  WO  40 

Einiolwohtvorschlag  WG  19  (4)  ; 

s,  Oüch  ^WoKIvorschlag"  >  „ 

Endgültigoi  Wnhiorgebnii  WG  30  ffj  WO  44  ff* 
Entschädigung  für  Inhobor  von  Wahlehren- 

ömtern  WG  13  (5) 

Eröffnung  der  Wahlhandlung  WO 


Ersatzmänner  WG  34  u.  41;  WO  41  u,  62 
Ersatz  von  Vertretern  WG  40;  WO  61 

Erstaltung  der  Wahlkostan  WG  46;  WO  70 


Fahrkotienertafz  für  Inhaber  von  Wohfohren- 
ümlern  WG  13  (S) 

FaiiiteMung  dar  [das] 

—  Anorkonnunig  oh  Portoi  WG  19  (2);  WO  25 

—  Ausscheidens  von  Ersatzmännern 

WG  41  (4);  WO  42 

—  Eriotzmönner  und  ihrer  Reihenfolge 

WG  34;  WO  55  (3) 

—  Nochrüdkens  von  Erioiirnännem 

WG  40  [5);  WO  61 

—  Wahlärgobnhses  WG  30  ff,;  WO  46  ff. 

Form 

—  dar  Wahlvorschläge  WO  26 

— _  des  Wählervarzaicnnhsai  WO  16 

Frist  zur  (für) 

—  Anzeiüe  über  die  Teilnahme  an  der  Wahl 

WG  19  (11 

—  Auslegung  der  Wählerveneidinlssa  WG  17  [2) 

—  Basel  liaung  von  Mängeln  In  WahlvorsdiEägen 

WG24(2u.3) 

«  Einroichungi  Änderung  und  Zurückziehung 
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